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von Uwe Kremer 

1. 

Engholms Rückzug: Bedauerlich, wie, 
aber gut so, daß es gekommen ist. 
Schließlich war er einer der Hauptver
antwortlichen für die Petersberger Wen
de im Asy !recht. Und schließlich war er 
es, der vor einigen Tagen - rechtzeitig 
zum l.Mai - meinte, der Erwerbslosig
keit mit der Einrichtung eines offiziel
len Niedriglohnsektors beikommen zu 
wollen. Der Übergang von Vogel zu 
Engholm war offenbar auch ein Über
gang zur sozialdemokratischen Prinz
ipienlosigkeit - und einem Zustand, in 
dem jede Schweinerei mit der Aura der 
Nachdenklichkeit bemäntelt werden 
konnte. Und was kommt danach? Was 
meine ich dazu? Nun: Für die Frage der 
Kanzlerkandidatur ist entscheidend, wer 
klar für eine rot-grüne Option auftritt 
und die Partei dafür am ehesten im 
Wahlkampf mobilisieren kann. Also 
Schröder. Die Partei würde ich dem 
nicht überlassen. Sie muß gerade ihm 
gegenüber eine eigenständige Rolle 
spielen können - am besten auf der Ba
sis des "Berliner Grundsatzprogramms'' 
und in Abkehr von "Petersberg". Also 
Wieczorek-Zeul. Und da eine stärkere 
Akzentuierung der sozialen Interessen
vertretung absolut notwendig ist, sollte 
jetzt (ersatzweise auch etwas später) Ru
dolf Dress/er an die Fraktionsspitze. 
Soweit dazu. 

II. 

Doch der ganze Vorgang berührt offen
bar viel grundlegendere Aspekte als die
jenigen. die jetzt vorrangig diskutiert 
werden. Denn natürlich steckt hinter 
Engholms Rückzug mehr als die eine 
oder andere Lüge oder eine dahinter 
vielleicht noch verborgene weiterge-

hende Verstrickung in jener Affäre. 
Auch der Rückzug von Brandt im Jahre 
1974 spiegelte damals ja innerhalb des 
personellen Gefüges von Republik und 
Partei die Veränderungen des gesamten 
politischen Klimas wider (auch wenn 
der Anlaß weitaus schwerwiegender 
war). Ging es damals um das Ende des 
reformerischen Aufbruchs, dem unter 
Schmidt allerdings immerhin noch ein 
kompetenter Pragmatismus folgte, so 
stoßen wir heute beim Nachfassen auf 
die dramatisch wachsende Gestal
tungsunfähigkeit der "Politik". 
Und da es immer weniger um JX)litische 
Gestaltung geht, rücken dafür immer 
mehr die Fragen der Korruption, des 
Schwindels, des privaten Lasters und 
ähnlicher Machen- und Leidenschaften 
in den Vordergrund ( obwohl die Welt in 
dieser Hinsicht heute wohl nicht 
schlechter verfaßt sein dürfte als fiüher). 
Die offizielle "Linke" trifft dies in ei
nem besonderen Maße. Denn da sie -
ganz anders als die meisten rechten 
Strömungen mit ihrem ganzen Kanon 
vom freien Markt bis zu Recht, Ordnung 
und Nation - so viel an Substanz und 
Identität aufgegeben ("ideologischen 
Ballast abwerfen"!) und kaum noch et
was zu verteidigen hat, ist sie besonders 
anfällig für die Krisenerscheinungen 
und Depressionen der "Politik" und be
sonders geeignet für die Inszenierungen 
und Enthüllungen der Medien, die 
zunehmend den Platz einnehmen, den 
die "Politik" ob ihrer Gestaltungs
unfähigkeit zunehmend räumt. 
Nachdem nämlich schon zuvor die mei
sten Weltbilder zusammengebrochen 
sind, ist heute nicht einmal mehr ein or
dentlicher Pragmatismus möglich - und 
dies erzeugt vor allem auf dem linken 
Flügel der politischen Kaste eine 
gähnende innere Leere, die die einen 
mit der zeitgeistigen Arroganz gewen
deter Ex-Sozialisten, die anderen mit 
dem Hochlebenlassen innerer Werte und 
im Dreschen von Glaubwürdigkeits
phrasen im "ergebnisoffenen Bürgerdia
log" und dritte mit dem ungebrochen 
demonstrierten Verantwortungsgefühl 
des Kapitäns auf einem untergehenden 
Schiff überspielen. 
Was übrig bleibt (wenn überhaupt), sind 
einerseits: zenüttete Parteien mit ihren 
Mitgliedern und gewöhnlichen Funk
tionären und andererseits eine kommu
nal gestützte und in die öffentliche, aber 
auch die Privatwirtschaft ausgreifende 
Kaste, in der sich die traditionelle sozi
aldemokratische Bürokratie mit zeitgei
stig-liberalen Möchtegem-Polit-Mana
gem zusammengefunden hat. Es sei dar
an erinnert, daß daraus Dokumente wie 
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jenes erwachsen, in denen vor em1ger 
Zeit in Nordrhein-Westfalen eine omi
nöse Verbindung von "Modernität" 
und "Bodenhaftung" gepredigt und die 
ganze Entleerung der offiziellen "Lin
ken" so eindrucksvoll dokumentiert 
wurde. Diese Kaste, der es materiell sau
gut geht und die keine Ideen, sondern 
nur noch ihren Status zu verteidigen 
hat, braucht aber Wahlergebnisse - und 
so erschallt regelmäßig der Ruf nach 
dem "kleinen Mann". Aber der hört 
nicht mehr ... Und nun gerät sie unter 
Beschuß - auch und gerade durch die 
Medien, was manchmal höchst perfide 
abläuft. Aber unser Mitleid hat sie 
in dieser Situation deshalb noch 
lange nicht verdient. 

G A z 
III. 

Ich denke, daß es innere Verbindungsli
nien zwischen der Krise der deutschen 
Sozialdemokratie und dem Zerfall der 
spanischen PSOE (aber man denke auch 
an Entwicklungen in der österreichi
schen oder der schwedischen Sozial
demokratie - von unappetitlichen Rand
erscheinungen wie der italienischen PS 
ganz zu schweigen), aber auch - jawohl! 
- zwischen dem Rücktritt von Engholm 
und dem Selbsbnord von Beregovoy 
gibt. Es ist das Phänomen einer tief
gehenden Depression und inneren 
Entleerung, das sich in der "sozialisti
schen" Schickeria Spaniens ebenso ein
geschlichen hat wie in der gewendeten 

N 

"Enkelei" in Deutschland, in der fran
zösischen Staatslink.eo der "Generation 
Mitterand" ebenso wie unter den aler
ten Modemisierern in Österreichs Sozi
aldemokratie oder Britanniens Labour -
und zwar seitdem sich die anfängliche 
Hoffnung, man könne sich selber - weil 
irgendwie moderner und ein bißchen so
zialer - an die Spitze der kapitali
stischen Modernisierung und des Libe
ralismus setzen und gar am weltweiten 
Triumphzug der "freien Marlctwirt
schaft" an vorderster Stelle teilnehmen, 
im Nichts aufzulösen begann. 
Dieser zunächst einmal politische Zu
stand hat sich mittlerweile tief in die 
Seele der "Linken" und ihrer "Politi
ker" hineingefressen. Die "Staatslinke" 
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wird zunehmend zu einem pathologi
schen Phänomen - sicherlich in einem 
medialen Umfeld, das absolut krank
heitsfördemd wirkt, aber keineswegs an 
der Krankheit selbst schuld ist. Und 
kein Personalwechsel und keine Me
dienscheite und keine Patteireform 
wird daran für sich genommen irgend
etwas substantiell ändern können. Die 
Krankheit ist politisch-konzeptioneller 
und insofern moralischer Natur, als es 
um eine Moral geht, die auf politischer 
Überzeugung und nicht auf deren Ab
wesenheit beruht. 

IV. 
Die tiefgehende Krise der sozialdemo
kratischen bzw. "sozialistischen" Par
teien Westeuropas ist offenkundig kein 
konjunkturelles Phänomen, sondern 
struktureller Natur - sie liegt an der 
Schnittstelle zwischen der allgemeinen 
Krise der Linken und einer tiefgreifen
den Umwälzung im politischen System, 
was sich in Italien sicherlich sehr anders 
ausdrückt als in Schweden, in Frank
reich anders als in Österreich. Am dra
matischsten erscheint aber die Situation 
in den romanischen Ländern - vielleicht 
deswegen, weil die dortigen Parteiensy
steme nicht an der klassischen wohl
fahrtsstaatlichen Doppelstruktur von 
sozialdemokratischen Massenparteien 
und Einheitsgewerkschaften anknüpfen 
können, während diese Struktur in 
Deutschland, Österreich, Großbritannien 
und Schweden noch immer zu einem 
stärkeren Zusammenhalt der 
Sozialdemokratien beiträgt: 

4 In Spanien befindet sich die 
PSOE im Dauerkonflikt mit der "eige
nen" Gewerkschaft UGT und intern in 
einer Zerreißprobe zwischen den "rech
ten" (liberalen) Erneuerern und dem 
"linken" Apparat um Alfonso Guerra. 
Letzterer verteidigt allerdings wohl 
mehr seine Machtpositionen und funk
tionalen Interessen, zumal er aufgrund 
seiner Verfilzung ziemlich unter Be
schuß geraten ist. Die eigentliche Partei
linke um Pablo Castellano ist hingegen 
marginalisiert - oder beschränkt sich auf 
die Arbeit in der UGT. Gleichzeitig 
kann die Izquierda Unida dadurch na
türlich ihren Spielraum vergrößern. 

4 In Italien bemüht sich die PSI 
unter Giorgio Benvenuto um einen 
Selbstreinigungsprozeß, dessen politi
sche Ergebnisse eher in eine Richtung 
gehen dürften, wie sie auch Achille 
Occhetto für die PDS ( ehern. PCI) im 
Auge hat -nämlich die Erneuerung in 

G A z 
Richtung einer "demokratischen Lin
ken" - ehrbar und offen, aber unter Ab
wurf weiteren "sozialistischen Balla
stes". Die PDS-Linke unter Pietro 
Ingrao hat schon anläßlich des kurzlebi
gen Regierungseintrittes den Aufstand 
geprobt, während sich jenseits davon 
die Kontakte im Spektrum von "La 
Rete" (die vor allem im Süden beheima
tete progressive "Liga") bis hin zur 
"Rifondazione Comunista'' verstärken. 

4 In Frankreich schließlich 
bricht die PS auseinander, nachdem sich 
Michel Rocard im Handstreich an die 
Spitze gesetzt hat, um eine neue Samm
lungsbewegung unter öko- und sozial
liberalen Vorzeichen zu kreieren. Die 
Parteilinke - zuvorderst der ehemalige 
Verteidigungsminister Jean-Pierre Che
venement - hat die PS weitgehend ver
lassen und unterstützt das "mouvement 
du citoyen", eine Vereinigung mit dem 
Ziel einer grundlegenden radi
kaldemokratischen und letztlich wohl 
sozialistisch geprägten Alternative. 
Was hierbei besonders - aber auch mit 
Blick auf die "stabileren" Verhältnisse 
in anderen westeuropäischen Ländern -
auffällt, ist eine doppelte Tendenz: 

4 auf der einen Seite die Neigung 
zu Neuformierungsprozessen mit 
starken Elementen einer "Demo
kratischen Partei" nach US-amerika
nischem Vorbild -eine demokratisch-li
berale Sammlung mit ökologischem 
und sozialem Gewissen als Bezugs
punkt für diverse Bürgerinitiativen und 
Bewegungen, die vor allem über die me
dienwirksame und personenorientierte 
Inszenierung (von Wahlkämpfen) funk
tioniert denn als eigenständig organi
sierte Massenpartei; 

4 auf der anderen Seite aber auch 
Neuformierungsprozessen im radi
kal demokratisch~ li nkssoz ial isti
schen Spektrum - wie an den Beispie
len Italiens und Frankreichs besonders 
gut ablesbar - , die gleichfalls nicht auf 
den klassischen Typus der Massenpartei 
zu setzen scheinen, sondern auf eine po
litische Vernetzung von Initiativen und 
Bewegungen, aber antagonistisch ge
i;,enüber der herrschenden Struktur der 
Offentlichkeit ( und bezogen auf die 
USA vielleicht eher mitdem "Regenbo
gen" vergleichbar). 
Wie gesagt, diese Tendenzen werden in 
manchen Ländern - wie z.B. in Deutsch
land, Österreich oder Großbritannien -
noch durch die klassischen Strukturen 
des Parteiensystems verdeckt und ver
drängt Aber es gibt sie - und sie haben 
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beide eine gemeinsame Rationalität, 
weil sie reflektieren, ·daß sich die Orte 
der alltäglichen Politik strukturell aus
differenziert und verlagert haben und es 
keinen Weg mehr zurück gibt zur Ver
knüpfung von "Staat" und ziviler 
"Gesellschaft", wie sie durch den klas
sischen Parteitypus nordwesteuropäi
scher Herkunft hergestellt wurde. Und 
nur in dieser Bandbreite von Tendenzen 
wird vermutlich eine Neuformierung auf 
der Linken stattfinden, die die oben an
gesprochene Leere mittelfristig über
winden und den Weg zu neuen sinn
stiftenden Projekten ebnen kann. 
Natürlich für uns besonders interessant: 
Die Formierungsprozesse "ganz links". 
Rot-grüne Optionen auf radikal
de mokrati sc h ~sozial is ti scher 
Grundlage artikulieren sich zuneh
mend eigenständig in den romanischen, 
seit längerer Zeit aber auch in einigen 
skandinavischen Ländern (man denke 
vor allem an die Sozialistische 
Volkspartei in Dänemark). Aktuell 
scheint es so zu sein, daß sich auch die 
lange Zeit weitgehend befriedete SPD
und Labour-Linke wieder deutlicher ar
tikuliert - in Deutschland im Gefolge 
der "Petersberger Wende", in Groß
britannien im Konflikt mit der WIIF 
schaftspolitik von John Smith. Irui, 
gesamt jedeufalls finden in ganz West
europa Re-Formierungsprozesse auch 
und gerade auf dem linken Flügel der 
"Linken" statt, ohne daß dies in seiner 
ganzen Bedeutung ins Bewußtsein tre
ten würde. 

V. 

Die deutsche Patteilinke - bekannt für 
ihre staatstragende Biederkeit und Har
moniesucht - steht heute vor der Frage, 
ob sie den Bruch mit "Petersberg" und 
der ganzen "Enkelei" wirklich durch
hält oder ob sie eine neue "linkere" 
Personalkonstellation an der Spitze der 
SPD zum Anlaß nimmt, sich wieder ein
binden und aufsplittem zu lassen. Statt 
von der Führung wehleidig die 
"Wiederaufnahme des Diskurses mit der 
Parteilinken, der von den Enkeln fast 
vollständig gekappt worden ist" zu for
dern (so in einer Erklärung linker 
Bundestagsabgeordneter zum Rücktritt 
von Engholm), kommt es darauf an, wie 
die Parteilinke ihren eigenen Diskurs 
organisiert und ob sie den Fall Engholm 
zum Anlaß nimmt, sich über ihre eige
nen Illusionen Rechenschaft abzulegen 
und ihre Rolle radikaler als bisher und 
mit Blick auf geistesverwandte Strö
mungen hier und in unseren Nachbar
ländemischer zu diskutieren. 
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Die Anpassung an das Scheitern. 
die SPD und der "Solidarpakt" 

von Detlef Umbach' 

"Nicht mit Gold oder Silber sondern mit 
Arbeit wurde aller Reichtum dieser Welt 
letztlich envorben. " Adam Smith 

l. 
Nachdem die SPD in der "Asylfrage" 
schmählich eingeknickt war, schien es 
kurze Zeit so, als wäre es der Bundesre
gierung in den Verhandlungen zum "So
lidarpakt" gelungen, eine bislang ver
borgene "Widerstandslinie" der SPD of
fenzulegen: es schien so, als wären be
stimmte soziale Brutalitäten mit der Zu
stimmung dieser Partei nicht möglich. 
Die SPD hätte dann als Opposition we
nigstens dieses eine Mal "das Schlimm
ste verhindert" , nämlich die wachsende 
Resignation und Abwendung der sozial 
Schwachen von der Demokratie weiter 
zu beschleunigen. Die Nachverhandlun
gen zum "Solidarpakt" haben dann die
sen Eindruck eines Ansatzes von wirksa
mer Oppositionspolitik zweifelhaft wer
den lassen. 
War auf dem Berliner Parteitag noch ge
fordert worden, die Regierung "mit der 
sozialen Frage zu jagen"; so treibt tat
sächlich die Regierung die SPD vor sich 
her: 1990 mit der Wirtschafts- und Wäh
rungsunion und der Wiedervereinigung, 
1991/92 mit der Frage des Asylrechts, 
1992/93 mit dem "Solidarpakt" und nun 
mit der Frage der "Blauhelmeinsätze". 
Es besteht zwischen der CDU/CSU
FPD-Regierung und der SPD ein eigen
tümlich verkehrtes Verhältnis: Nicht die 
Oppositionspartei SPD setzt die Regie
rung unter Druck, sondern die Regie
rung bestimmt zunächst den Punkt der 
Auseinandersetzung und erzwingt dann 
im Konflikt eine Art "nachfolgenden 
Gehorsam" der SPD, die sich dann im
mer wieder zwar widerstrebend und fast 
einflußlos in "die Verantwortung" ein
binden läßt. An keinem Punkt kann die 
SPD z.Z. auch nur den Anspruch auf 
Meinungsführerschaft in den zentralen 
politischen Fragen glaubhaft machen; 
Meinungsführerschaft ist aber die zen
trale Voraussetzung einer jeden erfolg
reichen Regierungsübernahme. U mge
kehrt ist es der Regierung Kohl trotz of
fenkundiger Fehlentscheidungen in vie-
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len zentralen Politikbereichen bislang 
immer wieder gelungen, zumindest den 
Eindruck der Meinungsführerschaft der 
Regierung aufrecht zu erhalten. 
Am gravierendsten macht sich die weit
gehende Subalternität der SPD gegen
über der Regierung gerade in dem Be
reich geltend, in dem das Scheitern der 
Regierung am offenkundigsten ist: der 
Wirtschaftspolitik für Ostdeutschland. 

2. 
Die ostdeutschen Länder und Gemein
den werden z.Z. aus dem Fonds "Deut
sche Einheit" weit unter ihrem Ausga
benbedarf bezuschußt, dieser Fonds 
läuft im Jahr 1994 aus. Hätte es bis da
hin keine Neuregelung gegeben, dann 
hätten die ostdeutschen Länder ab 1995 
automatisch an dem Länderfinanzaus
gleich teilgenommen. Ein Länderfinanz
ausgleich in der Größenordnung von rd. 
20 Mrd. DM jährlich hätte die westdeut
schen Länder finanziell stranguliert; am 
härtesten hätte es den Stadtstaat Ham
burg getroffen, der nach der Modell
rechnung des Sachverständigenrats fast 
ein Fünftel seiner Einnahmen verloren 
hätte. 
Durch den "Solidarpakt" ist die Last der 
Unterstützung der ostdeutschen Länder 
wesentlich auf den Bund verlagert wor
den, ab 1995 sollen von den netto fast 
56 Mrd. DM für die fünf neuen Länder 
nur 4, 9 Mrd. DM von den westdeut
schen Ländern und 51 Mrd. DM von 
dem Bund getragen werden. Damit ist 
eine Lastenverteilung festgeschrieben, 
welche die Länder finanziell nicht aus
bluten läßt. Aus dieser für die Bundes
länder prinzipiell positiven Regelung er
klärt sich das große Interesse aller Län
der an einem Konsens mit der Bundesre
gierung. 
Der ganze Pakt beruht allerdings auf ei
ner optimistischen Einschätzung der 
Konjunktur: "Die hoffnungsfrohe Be
hauptung, im Jahr 1995 sei eine höhere 
Steuer unschädlich, weil bis dahin die 
Konjunktur wieder angesprungen sei, 
hat die Qualität einer Milchmädchen
rechnung." 1 Die unerwartet lange und 
tiefe Rezession wird neue Löcher in die 
Staatsfinanzen reißen, die den ganzen 
"Solidarpakt" schnell zu Makulatur 
werden lassen. 
Aber das ist nicht einmal das Hauptpro-

blem. Der "Solidarpakt" trägt seinen 
Namen zu unrecht: Für die Zukunft der 
ostdeutschen Wirtschaft enthält der "So
lidarpakt" kaum Perspektiven: Es wurde 
eine Reihe von Fehlern aus dem Prozeß 
der Wiedervereinigung endlich korri
giert, aber eine zukunftsorientierte Wirt
schaftspolitik wurde nicht einmal im 
Ansatz skizziert. 
Neben der längst überfällige Finanzie
rung der neuen Länder ab 1995 wurden 
die ostdeutschen Wohnungsbauunter
nehmen von ca. 31 Mrd. Altschulden 
enlastet, zugleich wurden ihnen ver
stärkt zinsverbilligte Kredite zur Verfü
gung gestellt. Diese entlastenden Maß
nahmen ersetzen nicht das längst über
flillige Wohnungsbauprogramm in Ost
deutschland. Gerade von dem heute dar
niederliegenden Wohnungsbau könnten 
bei der Durchführung eines großen 
Wohnungsbauprogramms mehrere posi
tive Wirkungen ausgehen: Es gäbe mehr 
Arbeitsplätze, es gäbe eine Stabilisie
rung der Konjunktur - jede DM an Bau
investitionen bewirkt durch die Vorlei
stungen nach Angaben des Ifo-Instituts 
rd. zwei DM Steigerung im Brutto
sozialprodukt -, schließlich würde durch 
eine Beseitigung der Wohnungsnot einer 
Vielzahl von sozialen Spannungen die 
Grundlage entzogen werden. Ein sol
ches Wohnungsbauprogramm wäre 
allerdings für Ostdeutschland allein 
nicht denkbar, die Beseitigung der Woh
nungsnot ist eine gesamtdeutsche Aufga
be. 
Selbst wenn die SPD aus "übergeordne
ten Interessen" einem solchen "Solidar
pakt" zugestimmt hätte, sie hätte zu
gleich die grundlegenden Mängel und 
ihre weitergehenden Ziele verdeutlichen 
müssen. Stattdessen wurde auf die For
derungen noch einer Ergänzungs- und 
einer Arbeitsmarktabgabe verzichtet, 
und die SPD hat sich wieder "bis zur 
Selbstaufgabe" einbinden lassen. 2 

3. 
Die deutsche Wirtschaft steht heute vor 
der größten Herausforderung seit dem 
II. Weltkrieg: Die sehr bescheiden ge
bliebene wirtschaftliche Aufwärtsbe
wegung in Ostdeutschland bricht ab, 
weil die weitere Entwicklung von der 
eingetretenen Rezession bestimmt wird. 
"Jetzt steht sie vor der Tür, die Schrek-
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kenskombination der Wirtschaftspoliti
ker: Rezession West statt Aufschwung 
Ost." 3 Die Aussichten für das Jahr 1993 
sind bescheiden, reihenweise werden ge
plante Investitionen in Ostdeutschland 
verschoben oder abgesagt, und die Re
zession verstärkt den Verdrängungswett
bewerb auf den ostdeutschen Märkten. 
Ein Solidarpakt, der seinen Namen ver
dient, hätte einen solidarischen Weg zei
gen müssen; wie dieser Herausforderung 
entsprochen werden kann. Bei dem "So
lidarpakt" ging es im Wesentlichen nur 
um die heute absehbaren Fehlbeträge im 
Staatshaushalt, darüber hinaus müssten 
heute bereits Konzepte dafür entwickelt 
werden, wie Ostdeutschland mittelfri
stig "auf die Füße kommen kann" und 
wie der damit verursachte Finanzie
rungsbedarf zu bewältigen ist. 

4. 
In Ostdeutschland ist seit 1990 eine Art 
von Wirtschaft entstanden, wie es sie in 
der Weltgeschichte noch nicht gegeben 
hat: Es werden dort rund doppelt so vie
le Güter und Dienstleistungen verwen
det, wie dort erzeugt werden. Die Lücke 
zwischen Verwendung und Produktion 
wird durch einen erheblichen Überschuß 
der Importe über die Exporte geschlos
sen. Das Ergebnis ist ein riesiger Fehl
betrag im Außenhandel, der schließlich 
durch Geldübertragungen aus West
deutschland gedeckt werden muß. Dafür 
wurden 1992 laut Sachverständigenrat 
234 Mrd. DM brutto aufgewendet, wo
von rd. 80% in den privaten und öffent
lichen Konsum gingen. 
Zum Verständnis des Schaubilds: 
Die inländische Verwendung umfaßt 
alle konsumierten und investierten Güter 
und Dienstleistungen, das Bruttoso
zialprodukt mißt die Gesamtheit der neu 
geschaffenen Werte (ohne Vorleistun
gen), und der Außenbeitrag zeigt an, in 
welchem Verhältnis Ex- und Importe zu
einanderstehen. Wenn der Außenbeitrag 
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negativ ist, dann verwendet die Region 
mehr Güter und Dienstleistungen, als sie 
selbst hergestellt hat. 
In dieser Konstellation ist die "soziale 
Marktwirtschaft" in Ostdeutschland eine 
Karikatur ihrer selbst. Nur mit der west
deutschen Landwirtschaft vergleichbar, 
beruht die Wirtschaftstätigkeit in Ost
deutschland insgesamt auf einer jährlich 
erneuerten gigantischen Zuschußlei
stung. Würden diese Zuschüsse ausblei
ben, müßte die ostdeutsche Wirtschaft 
zusammenbrechen; und trotz der großen 
Zuschüsse blieb das Wirtschaftswachs
tum mit rd. sechs Prozent in 1992 sehr 
bescheiden. Grob vereinfacht kann man 
sagen: wenn in Ostdeutschland eine 
Mark ausgegeben wird, dann wurden 
vorher fünzig Pfennig von West- nach 
Ostdeutschland geschickt. 
Seit 1990 nimmt die strukturelle Abhän
gigkeit Ostdeutschlands von westdeut
schen Zahlungen immer stärker zu, weil 
die ostdeutschen Unternehmen durch die 
Wirtschafts- und Währungsunion vor 
kaum zu bewältigende Schwierigkeiten 
gestellt wurden, ohne von der Wirt
schaftspolitik eine wirksame Unterstüt
zung zu erfahren. Die Bundesregierung 
richtete die Wirtschaftsförderung einsei
tig auf die Neuansiedlung bzw. die Pri
vatisierung von Betrieben aus, aber bei
des ist nur schleppend vorangekommen. 
.Auch 1992 lagen die privaten Investitio
nen pro Beschäftigtem in Ostdeutschland 
rd. 25 % unter dem westdeutschen Ni
veau, von einer durch die Investitionen 
getragenen "Aufholjagd" kann keine 
Rede sein. Von einer Zuschußökono
mie, in der die Zuschüsse nur zum ge
ringsten Teil für Investitionen genutzt 
werden, irgentwann einen selbstragen
den Aufschwung zu erwarten, ist bloßes 
Wunschdenken. 
Die Lösung besteht nicht darin, den Ost
deutschen den in der Regel bislang be
scheidenen Lebensstandard wegkürzen 
zu wollen. Was Ostdeutschland benö-

.... "' . 

tigt, sind in den näch
sten Jahren sehr viel 
größere Investitionen: 
Bislang ließ die Bun-
desregierung einen 
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stabilisiert wurden. Aber nur Investitio
nen schaffen und sichern Arbeitsplätze, 
die unzureichenden Investitionen von 
heute bewirl<:en die fehlenden Arbeits
plätze von morgen. Wenn Ostdeutsch
land in absehbarer Zeit wieder haupt
sächlich von "seiner eigenen Hände Ar
beit" leben soll, dann wird das sehr viel 
größere Investitionsmittel erfordern als 
bisher zur Verfügung gestellt wurden. 
Sollten die privaten Investoren sich wei
ter zurückhalten, wird der Staat in die 
Lücke springen müssen, d.h. es muß 
noch größere Übertragungen nach Ost
deutschland geben als bisher. 
Eine zukunftsorientierte Wirtschaftspo
litik wird unter diesen Voraussetzungen 
stets zugleich eine Politik brutaler Um
verteilung sein müssen: billiger wird es 
nicht mehr, es kann nur noch teurer wer
den, wenn die notwendigen Investitio
nen noch weiter verzögert werden. In 
der laufenden Rezession wird ein Teil 
der Illusionen verfliegen, die Entwick
lung in Ostdeut~land sei eine Art wirt
schaftlicher Selbstreinigungsprozeß, der 
quasi automatisch zu einem "Ende der 
Talsohle" führt; die Umrisse der skiz
zierten wirtschaftspolitischen Herausfoi~ 
derung werden deutlicher hervortreten': 
Es bleibt abzuwarten, ob die politische 
Klasse dann zu einem wirklichen Soli
darpakt die Kraft finden wird. 
Bei der Brutalität der Aufgabe wird es 
keine Tabuzonen geben können ... Und 
es soll niemand glauben, in Deutschland 
sei kein Geld vorhanden: die deutschen 
Unternehmen schieben ein nicht in der 
Produktion investitiertes Geldvennögen 
von etwa 600 Mrd. DM vor sich her. .. 
1992 wurden älmlich wie 1991 laut Bun
desbank rd. 90 Mrd. DM im Ausland 
angelegt... "Dieses Land muß endlich 
darüber aufgeklärt werden, daß sich auf 
dem Gebiet der Vermögensentwicklung 
nicht nur riesige Verbesserungen zugun
sten der Immobilien- und Geldbesitzer 
ergeben haben, sondern daß die Besteue
rung der realen Vertnögensverhältnisse 
schändlich gering geblieben ist." ' 

1 FAZ vom 13.4.1993, S. 1. 
2 Siehe z.B. das folgende Selbstlob aus der 

"parteioffiziellen Bewertung des 
Solidarpakts": ·es ist das Verdienst der 
SPD die weitere Entindustialisierung der 
neuen Bundesländer gestoppt zu haben." 
Vorwärts, H. 4/93, S. 3. 

3 No~. Claus, Rezession West statt Auf
schwung Ost?, Friedich-Ebert-Stiftung, 
Bonn November 1992, S.1 . 

4 Dönhoff, Marion, Schmidt, Helmut u.a., 
Weil das Land sich ändern muß, Reinbek 
1992, s. 54. 
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Atomenergie 

H'oni soit 
qui mal 
y pense 

Der Konsens-Virus 
oder die Sehnsucht 

nach Weisungen 

von Gustav W. Sauer* 
Die SPD mischt in der Konsensfindung 
zur Zukunft der Kernenergie kräftig mit. 
Die Energiewirtschaft möchte glauben 
machen, ohne Zustimmung der SPD 
werde kein neues Kernkraftwerk gebaut. 
Dabei wird allerdings eines übersehen 
bzw. verschwiegen: die Rolle der Bun
desauftragsverwaltung (BAVw). 
1. Die BAVw sieht gemäß Artikel 85 
GG vor, daß die Länder im Auftrag des 
Bundes bestimmte Gesetze vollziehen 
sollen. Dies ist beim Atomgesetz der 
Fall. Dabei kann sich der zuständige 
Bundesumweltminister (BMU) u.a. Ak
ten und Berichte vorlegenlassen; ferner 
hat der BMU nicht nur die Rechtsauf
sicht, sondern auch eine Zweckmäßig
keitsaufsicht inne, was heute heißt, ab
weichende Bundesländer mittels Wei
sungen auf des BMU rechtliche und 
fachliche Positionen zu zwingen, frei
lich ohne dies als BMU selbst verant
worten zu müssen. In der Tat verfolgt 
der BMU damit einen offen risikoorien
tierten, bestimmte SPD-Länder indessen 
einen strikt sicherheitsorientierten Ge
setzesvollzug. 
2. Die BA Vw hat sich zudem konkreti
siert, als 1990/91 mit zwei Entscheidun
gen des Bundesverfassungsgerichts die 
Bundesaufsicht zur omnipotenten Wei
sungsbehörde ausgehoben wurde (BVer
vGE 81, 310 ff. vom 22.05.1990; BVerf
GE 84, 25 ff. vom 10.04.1991). Seither 
ist rechtens, daß die Bundesländer prak-

• Dr. rer. nat. Dipl.-Ing. GustO\I W. Sauer, Kiel 
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tisch keine Rechtsschutzgarantie gegen
über dem Bund mehr haben sollen. 
3. Diese Stärkung der BA Vw ist aller
dings Nordrhein-Westfalen und Nieder
sachsen geschuldet; Ergebnis: Gemein
sam sind wir schwach. 
Nordrhein-Westfalen wollte wegen ei
nes "Tschernobyl-Gutachtens" zum 
Schnellen Brüter Kalkar (SNR-300) 
vom Bundesverfassungsgericht die ge
nehmigungsrechtlich unwesentliche 
Frage geklärt wissen, ob ein solches 
Gutachten in Auftrag gegeben werden 
darf, bevor atomrechtliche Entscheidun
gen folgen sollten. In der mündlichen 
Verhandlung am 20.02.1990 nahm 
Nordrhein-Westfalen indessen das An
gebot des BMU auf ein Teilgutachten 
überraschenderweise nicht an und ris
kierte damit eine Entscheidung gegen 
alle anderen Länder. Stattdessen ließ 
sich Nordrhein-Westfalen von der Bun
desregierung gleichsam "advokato
risch-argumentativ abschlachten". 
Niedersachsen wurde vom Bundesver
fassungsgericht auf Antrag des BMU ein 
Verfassungsverstoß bestätigt, weil es 
entgegen einer Weisung Planunterlagen 
zum Endlager im Schacht Konrad noch 
nicht öffentlich ausgelegt hatte. Zwar 
dürften diese Planunterlagen tatsächlich 
nicht auslegungsfä.hig gewesen sein, 
aber auch hier ging es nur um Papier. 
Dem Bundesverfassungsgericht wurden 
also eindeutig nur Unterprobleme zur 
Entscheidung gleichsam aefgedrängt, 
die nicht im entferntesten mit einschnei
denden atomrechtlichen Entscheidun
gen (Stillegung, Rücknahme, Widerruf 
etc.) zu tun hatten. 
Deshalb bleiben Fragen: Warum wurde 
dennoch der SNR-300 Kalkar nach einer 
gewissen Schamfrist aus fiskalischen 
Gründen aufgegeben? Was ist von den 
Schadensersatzdrohungen in Milliarden
höhe gegen Nordrhein-Westfalen ge
blieben? 
Zeitlich parallel mußte ebenso überra
schen, daß auch im Beschluß der Mini
sterpräsidentenkonferenz vom Oktober 
1989 (Vorsitzland: Nordrhein-Westfa
len) zur Einsetzung eines Staatssekre
tärsausschusses "Entsorgung" sich die 
Länder sogleich gegenüber dem BMU 
einseitig einer "Friedenspflicht" - näm
lich die Entsorgungsgrundsätze für 
Kernkraftwerke von 1980 fortgelten zu 
lassen - unterwarfen; dies ohne Anlaß, 
es sei denn, ein gleichzeitig für Schles
wig-Holstein fertiggestelltes Rechtsgut
achten zur Entsorgungsfrage sollte ele
gant neutralisiert werden. Jenes stufte 
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nämlich eben diese Entsorgungsgrund
sätze von 1980 als rechtlich unverbind
lich ein. 
Mit anderen Worten: Ist vielleicht Regie 
dahinter, sich zwar vor dem Bundesver
fassungsgericht formal zu zanken, sich 
als Antragsteller - was angreifen bedeu
tet hätte - vom BMU abfertigen zu las
sen, um danach den SNR-300 Kalkar 
dennoch "beerdigt" zu bekommen mit 
dem "Ergebnis", daß allerdings für alle 
anderen Länder eine omnipotente Wei
sungsbehörde geschaffen wurde - h 'oni 
soit qui mal y pense! Und Niedersachsen 
tappte gleich danach in diese Weisungs
falle. 
4. Die BAVw in Sachen Atomgesetz ist 
dabei keineswegs ve,fassungsrechtlich 
zwingend. Sie kann man sogar einfach
gesetzlich aufgeben, indem lediglich § 
24 Abs. 1 S. 1 Atomgesetz gestrichen 
wird. Dann würde das Atomgesetz in 
reiner Länderzuständigkeit vollzogen 
wie bspw. Bundesimmissionsschutzge
setz, Abfallgesetz etc. auch. Ohne 
BA Vw hätte mithin der BMU nicht 
mehr die Möglichkeit, sogar rechtswid
rige, aber gerichtlich in einem Bund/ 
Länder-Streit nicht überprüfbare Wei
sungen zu erteilen. Der Rechtsschutz der 
Länder und insbesondere von betroffe
nen Dritten am jeweiligen Anlagenzaun 
würde nicht mehr untergepflügt. 
5. Ohne die BAVw müßten die Länder 
allein Sicherheitsmaßnahmen verant
worten. Ein Wildwuchs atomrechtlicher 
Entscheidungen ist nicht zu befürchten, 
denn gern. Art. 84 GG bliebe die 
Rechtsaufsicht beim Bund, und zwar 
ohne Zweckmäßigkeit. Allerdings müß
te um eine Vereinheitlichung bei der 
Durchführung des Atomgesetzes wieder 
ernsthaft gerungen werden. Der BMU 
würde auch seiner Reaktorsicherheits
kommission (RSK) verlustig gehen, in 
der auch TÜV, Betreiber und Ersteller 
von kemtechnischen Anlagen Sitz und 
Stimme haben, die Länder dagegen 
nicht! 
6. Einen "Nachteil" mag allerdings der 
Verzicht auf die BA Vw haben. Diejeni
gen Länder nämlich, die zwar wortreich 
den "Weisungshammer" beklagen, 
aber klammheimlich bei Weisungen 
darüber erfreut sind, dann an solche ver
fassungsrechtlich gebunden zu sein -
was sie tatsächlich sind -, müßten dann 
allerdings Farbe bekennen. Denn ihre 
kühn erklärten politischen Ziele müßten 
sie selbst vor den Gerichten durchsetzen. 
Heute zwar von Stillegungen aller Art 
bis hin zur Nichtgenehmigung von End-

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 71. 1993 

M A 

lagern zu schwadronieren, im Falle einer 
Weisung sich aber darunter heimelig ein
zurichten, zeugt nicht gerade von Ernst
haftigkeit, Problemerkenntnis und -be
wußtsein. Deshalb scheint die Sehnsucht 
nach der erlösenden Weisung auch Be
standteil des politischen Kalküls zu sein. 
In dieses Ritual paßt auch, daß der Be
schluß des Staatssekretärsausschusses 
"Entsorgung" vom August 1990, näm
lich den Schacht Konrad prioritär zu be
nötigen, auch und nur mit der (grünen!) 
Stimme des Standortlandes, das regie
rungsamtlich gerade das Gegenteil in
tendiert, gefaßt worden sein mußte. Er 
fiel nämlich einstimmig aus - h'oni soit 
qui mal y pense! 
7. Was nun den Konsens in der Energie
politik betrifft, kann es gar keinen ener
giepolitischen Konsens, sondern nur ei
nen sicherheitstechnischen Konsens 
über einen bestimmten Energiemix ge
ben. In dieser Sicht sind bspw. die Koh
learbeitsplätze alles andere als "sicher" 
im Sinne von Gesundheit oder Ökologie 
und können deshalb gar nicht generell 
als "gesichert" gelten, es sei denn, sozi
aldemokratisches Wählerpotential soll 
damit praktischerweise ghettoisiert blei
ben - um dann seinerseits mit erschrek
kenden Anteilen zu Rechtswählern zu 
werden, weil sie sich in diesem erkenn
bar verlogenen Spiel mißbraucht sehen. 
Auch die betroffenen Gewerkschaften -
die IG Chemie und Bergbau/Energie -
müßten endlich einsehen, daß das 
Schlagwort "Kernenergie und Kohle" 
von jeher so angelegt war, daß es um 
"Kernenergie statt Kohle" ging. Ein 
Rückblick auf die letzten 20 Jahre legt 
dies erbarmungslos offen. 
Das euphemistische Konsensgeschwafel 
bringt der SPD ohne Faustpfand aber 
nichts; das einzige Ffand - der Schacht 
Konrad - wurde ja verschenkt. Also 
bleibt nur die lnfragestellung der 
BA Vw, um noch offensiv agieren zu 
können. Dann wird sich auch zeigen, wo 
der Hosenbandorden schon getragen 
wird. 
8. Ob Konsens oder Dissens - der Dritte 
im Bunde, der Nonsens, darf nicht fröh
liche Urständ' feiern, wenn sich nämlich 
der Konsens nur als aktuell unüberwind
licher Dissens entpuppt und damit zum 
Kompromiß verkommt, nämlich wie 
bisher weiterzumachen, was die SPD
Seite blamieren würde. 
Im Falle eines Konsenses bedarf es zum 
einen der BA Vw nicht, weil dann die 
Planungs- und Nutzungszeiten von 
Großanlagen konfliktfrei vereinbart sind 
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- und dies ist in unserem Industriestaat 
unverzichtbar. 
Es steht aber zu befürchten, daß der be
dauerliche Tod von VEBA-Chef Piltz -
der zweite Aderlaß an politischer Ver
nunft kurz hintereinander dort - in der 
Energiewirtschaft deren Falken gerade
zu ermutigt, also Dissens. Dann muß 
zum anderen sogar die BA V w aufgege
ben werden, wenn unter einem aufge
zwungenen Energiemix mit Kernenergie 
sicherheitsgerichtete Maßnalunen noch 
möglich sein sollen; vor allem, weil 
BMU Töpfer mehr zwischen sowjeti
schem Reaktorschrott herumirrt und an
gesichts dessen unsere Sicherheitsstan
dards gleichsam als ausreichend darzu
stellen versucht sein kann. 
Im übrigen sollte sich niemand einreden, 
daß es der BA Vw allein deshalb bedarf, 
sollte einmal unter Mehrheitsführung 
der SPD ein Kernenergieabwicklungs
gesetz verabschiedet werden, denn auch 
in diesem Fall wäre eine zeitliche Staffe
lung bundesweit bindend. 
9. Indessen dürfte gegen Ende dieses 
Jahrzehnts die Treibhausproblematik so 
erdrückend und einseitig in der Öffent
lichkeit dargestellt werden, daß dann tat
sächlich nurmehr die Kernenergie zu 
bleiben scheint (!) mit dem Ergebnis, 
daß hier schneller genehmigt werden 
muß, als überhaupt gebaut werden kann, 
wie bspw. in Frankreich. Dies scheint 
auch Töpfers Intention zu sein, aber die 
SPD-Seite sollte nicht verkennen, daß 
sie dafür schon Mithaftung trägt. 
Frei/ich bleiben dann die nächstliegen
den "Energiequellen", nämlich die ra
tionelle und intelligente Energiever
wendung bei uns und insbesondere die 
Solarenergie vor allem für Entwick
lungsländer, wissentlich und willentlich 
auf der Strecke. 
10. Vor diesem Hintergrund ist die SPD 
darin zu bestärken, bei ihrem "Atom
energie - nein danke" zu bleiben, was 
aber bloß heißt, die heutigen Reaktorli
nien zeitnah abzuwickeln. 
In aller Bestimmtheit ist der SPD indes
sen zu raten, sich endlich merkbar für 
die solare Option ins Zeug zu legen und 
additiv - nicht alternativ - den "sicher
heitstechnischen Energiekonsens" zu 
konditionieren. Mit anderen Worten: 
Wenn schon Kerntechnik, dann ohne Ri
sikorest, d.h. die nach wie vor hochideo
logisierte "Atomenergie" von einer ri
sikorestfreien "Kerntechnik" ablösen 
zu helfen. Das französische Projekt von 
Siemens/FRAMATOME trägt indes nur 
"des Kaisers neue Kleider". 
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Vorschau Frühjahr '93 
Kurt Faller/Reinhard Hahn/ 
Rainer Zeimentz (Hg.) 

Dem Haß keine Chance 
Wie ist die Gewalt 
zu stoppen? 

Ein Buch, das Hintergründe· und 
zusammenhänge erklärt und Wege 
zu eigenem Handeln zeigt: 
,,Zähne auseinander!" 

Neue Kleine Bibliothek 30 
164 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-89438-052-7 
ET: Ende März 

* 
Matthias von Heilfeld 

Die Nation erwacht 
Zur Trendwende der deutschen 
politischen Kultur 

Rechtsextreme Denkfiguren und Bilder 
tauchen immer beiläufiger in Politik, 
Medien, ja selbst der Werbung auf. 
Deutschland steht vor einem „Extremis
mus der Mitte". Wieviel Rechtsextremis
mus verträgt der Zeitgeist? 

Kartoniert, 14,2 x 19,7 cm, 
zahlreiche Abbildungen 
183 Seiten, DM 24,80 
ISBN 3-89438-055-1 
ET: Mitte März 

* 
Manfred Henle/ 
Moby Dick-Arbeitsgruppe 
Stadtjugendring Augsburg 

R/ AUSLÄNDER AUS! 
Argumente gegen Rechts
extremismus und Rassismus 

Das Buch ist aus der Arbeit mit einer 
gemischtnationalen Gruppe im Augs
burger Jugendtreff "Moby Dick" ent
standen. In 19 Rubriken wird dokumen
tiert und 11zersägt'1 , was europäische 
Rechtsextremisten zu Krieg und Frieden, 
Nation, Ausländern, Vaterland, Frauen 
u.a. zu sagen haben. 

Neue Kleine Bibliothek 32 
144 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-89438-056-X 
ET: Ende März 

Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik 
MEMORANDUM '93 

Die wichtigste Antwort auf das Jahres
gutachten der „Fünf Weisen", des von 
der Bundesregierung bestellten Sach
verständigenrates. 

Neue Kleine Bibliothek 33 
Etwa 240 Seiten, ca. DM 26,
ISBN 3-89438-057-8 
ET: Anfang Mai 

* 
Jürgen Kuczynski 
»Nicht ohne Einfluß« 
Macht und Ohnmacht 
der Intellektuellen 

Vier Studien über das Verhältnis von 
Macht und Intelligenz: 
J.K.s Stasi-Akten, das Versagen deutscher 
Ökonomen seit dem DDR-Anschluß, 
klerikale Intelligenz im Mittelalter, das 
Verschwinden der Arbeiterklasse, die 
Zukunft der Intelligenz und die Über
windung des Kapitalismus. 

Neue Kleine Bibliothek 34 · 
145 Seiten, DM 16,80 
ISBN 3-89438-053-5 
ET: Anfang März 

* 
Hans Kalt 
Neubeginnen mit Marx 
Die politische Ökonomie und 
die Veränderung der Welt 

,,Wer ist Subjekt des Fortschritts? 
Wo wird Geschichte gemacht? Kann 
noch so davon gesprochen werden 
wie früher?" 

Kartoniert, 14,2 x 19,7 cm 
236 Seiten, DM 32,-
ISBN 3-89438-058-6 
ET: April 

Michael Höhn 

Sympathie 
für den Teufel 
Kritischer Ratgeber 
Okkultismus 

„Das Wissen um Okkultpraktiken gehört 
zum allgemeinen Bildungsgut der 
jugendlichen" (Prof. Johannes Mischo, 
Heidelberg). Der Ratgeber ist Ergebnis 
langjähriger Erfahrung in Schule und 
Jugendarbeit. 

Neue Kleine Bibliothek 31 
174 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-89438-054-3 
ET: Anfang März 

* 
Der Frauenkalender 
WIR FRAUEN 1994 

Taschenkalender mit flexiblem Einband 
in Lila, Lesebändchen, 11 x 15 cm 

Redaktion: Florence Herve, Elly Stein
mann, Renate Wurms 
Gestaltung: Gitta Büsch 

Etwa 288 Seiten, ca. DM 12,80 
ISBN 3-89438-059-4 
ET: Anfang September 1993 

* 
Bereits angekündigt neuer ET: 

Florence Herve/Elly Steinmann/ 
Renate Wurms (Hg.) 

Das Weiberlexikon 

Etwa 400 Stichworte, zahlreiche Fotos 
und Illustrationen 
Lexikonformat: 1 7 x 24 cm 
Fadenheftung, fester Einband 

Etwa 500 Seiten, ca. DM 49,80 
ISBN 3-89438-047-0 
ET: Mai/Juni 

Mehr Information erwünscht? Fordern Sie unser Programm an! 

PapyRossa Verlag 
Petersbergstraße 4, 5000 Köln 41, Tel. 0221/44 8S 4S und 44 62 40, Fax 0221/44 43 05 
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von Oliver Brosch-Guesnet 
"Wir wollen gewinnen keine Demokra
tie ohne Parteien keine Parteien ohne 
Politiker die kleinen Erfolge sind 
manchmal die wichtigsten wir sollten 
das Glas nicht iromer halbleer sehen die
ser Staat ist unser Staat" - nein, liebe 
Vorwärts-Leserinnen, das sind nicht 
bloß Überschriften der Seite, die wir alle 
jeden Monat zuerst aufschlagen. So hei
ßen auch die Kapitel eines ziemlich tri
vialen Fortsetzungsromans, in dem es, 
natürlich, immer nur um das eine geht 
Karlheinz Blessing, der Autor, kennt 
vielleicht Gustav Heinemanns Bekennt
nis, seine Frau, nicht aber sein Land zu 
lieben. Er jedoch liebt den Staat, die Par
tei und sein Amt und schreibt darüber 
allmonatlich. 

A 

Zu Zeit von Peter Glotz konnte man in 
der Bundesgeschäftsführer-Kolumne ziel
sicher die einzigen intellektuellen Rosi
nen iro Mitgliedermagazin finden - nebst 
pseudointellektuellem Klatsch für die 
Seelchen der Partei und der einen oder 
anderen Sturm-iro-Wasserglas-Enthül
lung, wie z.B. damals, als Rudolf Har
tung dem Kolumnisten hochbrisante, 
zehn Jalrre alte Geheiroerkenntnisse 
über den SHB unterschieben konnte. 
Anke Fuchs ließ Intellektuelles und 
Skandalöses gleich weg und beschränkte 
sich auf die Anekdoten, die, so lernten 
wir aus der Lektüre ihres Tagebuches, 
offenbar den Hauptteil der großen Poli
tik ausmachen. Karlheinz Blessing hat 
die Meta-Ebene erklommen, denn auf 
Parteifesten, in IC-Restaurants und bei 
den 'buddies' von der !GM erlebt er 
nichts reelles. Seine als-ob-Anekdoten 
verarbeitet er zu Cyberspace-Kolumnen: 
aus der virtuellen Realität eines Lackaf
fen, der auch einmal den Joystick der 
Macht halten will. 
Weil aber jede Wirklichkeit, auch die 
künstliche, nur so neu und bunt und 
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spannend sein 

kann, wie ihr 
Programmie
rer es zu
läßt, · muß 
ich ein-
s c h r ä n -
kend hin
zufügen: 
diese Räu-. 
me sind 

eher flach. 
Denn Karl-

heinz Blessing 
gehört einem Mi-

lieu an, daß ihn nur O und 
1 unterscheiden und daraus schiefe 
Metaphern basteln läßt. Er ist ein 
Terminator, der nicht aus der Zukunft, 
sondern aus der Geschichte der Arbeiter
bewegung kommt. Sein Auftrag: den 
Klassen-Erllalt jener post-proletarischen 
Elite zu fördern, die dem noch kleineren 
Mann erst mit dem Arsch ins Gesicht 
springt, um sich dann als dessen Schutz
macht gegen "champagnertrinkende 
Yuppies" aufzuspielen. Den Mandari
nen und Zuträgern, die ihn umgeben, 
vermittelt er das Gefühl, wichtig zu sein 
und gebraucht zu werden - genau wie er 
selbst und spätestens dann, wenn durch 
seine Mantras Kohl gestürzt ist. Alteina
tiven zu dieser nur geträumten Oppositi
on, so Blessing kürzlich zur "Wochen
post", sind lliusionen. So wird man 
"technischer W ahlkarnpfleiter". 
Blessing hat sein Amt mit markigen 
Worten über die Einführung modernen 
Managements in der Baracke angetre
ten, aber nicht einmal den Mumm ge
habt, sich mit einer der Knallchargen, 
die drei Etagen unter ihm Jahr für Jahr in 
den Apparat geschleust wurden, anzule
gen - geschweige denn mit dem - inzwi
schen abgewanderten - Schleusenwärter. 
Zur Parteireform außerllalb des Ollen
hauer-Hauses gibt es Kommissionen und 
Unterkommissionen, die Blessing ver
mutlich noch Zeit genug geben werden, 
weitere Romanfolgen zu den Themen 
"Hut ab vor den Kommunalpolitikern", 
"Die Basis hat mehr Einfluß, als sie 
glaubt", "Mit den Leuten reden" usw. 
auszuscheiden, alle voll mit dem sattsam 
bekannten 0-du-schöner-Ortsverein-bla
bla. Stichwort Vertrauensarbeit: Die Po
litik wird in Bonn gemacht, und Aufga
be des Mitglieds ist es, dafür, bittschön, 
um Vertrauen zu werben - und um Re
spekt. 
Denn nichts trifft Karlheinz Blessing 
mehr, als etwa von einem Taxifahrer nur 
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als vermeintlicher Fußballstar, nicht 
aber als Politiker, als der er sich flugs zu 
erkennen gibt, geschätzt zu werden. Da
bei hat der Taxifahrer recht. Was soll 
man schließlich von einem Mann halten, 
der (nachzulesen in der Kolumne von 
August l 992) anderen Menschen beim 
Äppelwoi-Trinken zuguckt, deren Par
fums zu erschnuppem versucht und sich 
fragt, ob dieses hedonistische Gesindel 
es nicht verdient hätte, statt Reisen zu 
"sehr entlegenen Zielen" weiter ordent
lich Solidaritätszuschlag zu zahlen? 
Wenn es eine "politische Klasse" gibt, 
dann soll man Karlheinz Blessing für 
das halten, was er ist: ein Klassenfeind. 
Er stammt aus einem Juso-Umfeld, das 
bekanntermaßen schon viele schlechte 
Charaktere hervorgebracht hat. Er hat 
sein Blenderhandwerk bei Franz "geht 
vor" Steinkühler gelernt und vermutlich 
auch seine schlechten Angewohnheiten: 
häßliche, aber teure Anzüge zu tragen; 
sich für unwiderstehlich zu halten und 
nie eine wirklich gute Idee zu haben. 
Und darin liegt, iromerhin, auch eine 
einfache Botschaft für uns. Die lautet: zu 
manchem Gewerkschafter und zu dieser 
Sorte Sozialdemokrat sind lliusionen 
vielleicht doch die besseren ~-: 
nativen. 
Das Mißvergnügen mit Karlheinz rührt 
nicht nur vom schlechten Stil oder der 
miserablen Dramaturgie des Roman
ciers Blessing, der z.B. iro Herbst 1991 
die SPD dafür lobt, "in der Asylde
batte ... klaren Kurs gegen die Abschaf
fung des Grundrechts auf Asyl gehal
ten" zu haben, und ein Jahr später für 
das Gegenteil. Es handelt sich vielmehr 
um den dringenden Verdacht, daß Karl
heinz Blessing ein Mann ohne Eigen
schaften ist, ein Mensch, der sich im 
Dienste seiner gerechten Sache viel
leicht nie den Luxus einer originellen 
Auffassung erlauben wird. Karlheinz 
Blessing ist der Gockel, der für glückli
che Hühner sorgen und die faulen Eier 
vergolden soll. Und jeder Gockel ist 
glücklich und stolz, ein Gockel zu sein -
wenn nicht tapfere Hühner wie im Co
mic-Märchen mit den Krallen auf ihn 
zeigen: der will wirklich immer nur das 
eine. 
Karlheinz Blessing ist nicht dumm. Aber 
das Leben und Björn Engholm haben 
ihm die Rolle gegeben, deren Bezeich
nung erst iro niederbayrischen Dialekt 
ihren ganzen gerissenen Charme entfal
tet: dem Depp sei' Spion. 
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von Silke Müter 
Ja, so werden wir "Schüler
fuzzis" demnächst nicht 
mehr erlebnistherapiert, wir 

werden auch nicht an die Macht 
kommen oder Ollis klatschen, schlim
mer, wir werden von selbigen in die pä
dagogische Mangel genommen. Logo, 
wo Klausis zur Plage geworden sind, 
greifen Ollis auf all die schönen Metho
den zurück, die sie im Sozialpädago
gikstudium gelernt haben und in Prakti
ka in Jugendzentren (selbstverwaltet) 
ausprobieren durften. 
Da kommt auch schon mal Nostalgie 
auf, wenn man sich auf dem Althän
ger(-lnnen gab's ja damals schon so we
nige ... ) Treffen daran erinnert, wie stolz 
man war, links zu sein, so'n bißchen Re
volution gespielt zu haben und sich dann 
etabliert zuhaben. Damals ... 
Die heutige Jugend ist da ja ganz an
ders ... Der "Klausi an sich" ist ja eher 
betroffen und echt so rechtsradikal, das 
es den Ollis fast die Pfeife weghaut. 
Aber daß kommt ja eigentlich nur da
von, daß die Klausis sich jetzt gegen die 
!deale der Ollis auflehnen. Eigentlich 
können die das aber gar nicht verstehen, 
aber einleuchtend scheint dieses Credo 
ja zu sein. Eine weibliche Olli (Beate 
Scheffler) die sich um die Klausis sorgt, 
schwimmt auf dieser Welle mit. Für sie 
ist klar: Linke Lehrerinnen rufen rechte 
Schülerinnen hervor. So einfach ist das. 
Entweder dürfen demächst nur noch 
rechte Lehrerinnen an die Schulen ( was 
ja den Vorstellungen einiger Bildungs
politiker in diesem unserem Lande 
durchaus entgegenkäme), dann würden 
die Klausis auch wieder links-revolutio
när und in ihrem zweiten Leben so rich
tig etablierte Salomnarxisten, oder die 
politische Landschaft der BRD entwik
kelt sich demnächst wie die antizykli
sche Wirtschaftschaftssteuerung, je nach 
dem, welche Sorte Ollis gerade die Unis 
verlassen hat und nun die Klausis ihrer 
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Generation indoktrinieren darf. 
Da macht es sich auch gut, ein bißchen 
zu lamentieren und auf pädagogische 
Aufgaben hinzuweisen. Zumal der 
Klausi als solcher (Homo iuvenis clau
sensis) ja auch als homogene Gruppe er
scheint und offenbar nur in Horden auf
tritt, sich betroffen und bisweilen auch 
erzreaktionär gibt. Wenn man dies erst 
einmal erkannt hat, braucht' s auch keine 
fundierten Analysen mehr- egal, wie 
weit die eigene Wirklichkeitsrezeption 
von der Realität entfernt ist. Den klassi
schen Klausi von heute gibt es nicht. 
Leider, mögen die Alt-Politik-Studenten 
sagen und sich nur unwillig von ihrem 
einfachen Jugendbild verabschieden. 
Genau dies ist aber nötig. Die heutigen 
Klausis warten nicht mehr darauf, daß 
sie jemand "echt versteht, Du" oder 
analysiert oder pädagogisiert. Sie han
deln, und zwar durchaus nicht völlig un
politisch. Die Klausis haben schnell be
griffen, daß sie in Sachen Politik nicht 
mehr auf die Ollis zählen können. Dar
aus entsteht sicherlich auch Parieienver
drosenheit, eine Anti-Haltung, die auch 
von den Ollis und ihren Wortführen be
klagt wird, aber daraus entstehen keine 
Klassen von rechtsradikalen Skins, die 
um deutsche Autos heulen. 
Die Klausis sind heterogen, das gleich 
vorab. Sie engagieren sich in Umwelt
schutzgruppen, gründen Antifa Cafes 
und demonstrieren gegen die Änderung 
des Asylparagraphen. Klausis von heute 
haben keinen Bock mehr auf Polit
gmftis, die ihnen erzählen, daß füiher al
les besser war. 
Klausis von heute haben dabei eine gan
ze Reihe von Politikformen hervorge
bracht, die zu den Klausizeiten der heu
tigen Salomnarxisten noch unbekannt 
waren: Projektarbeit ist eine davon. 
Worüber die Ollis reden und schreiben, 
damit arbeiten ganze Klausigruppen 
schon. 
Es kann bisweilen der Eindruck entste
hen, die Klausis seien im Laufe der Zeit 
immer unpolitischer geworden, ange
paßter und reaktionärer, ganze Lehrer-
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Über die 
jugendpolitische 

Orientierung 
der "Ollis" 

kollegien glauben daran und sind ent
täuscht. Dabei haben sich die Klausis 
nur eigene Refugien gesucht, in denen 
sie auch kein Alt 68er stört. 
Sicherlich, viele K.lausis sind auf dem 
Betroffenheitstrip und denken nicht son
derlich analytisch. 
Sicherlich, die Mehrzahl der Skins sind 
Jugendliche, ein mathematischer Prolet 
aber wäre, wer daraus schlösse, die 
Mehrzahl der Jugendlichen sei rechtsra
dikal und gewalttätig. (Das ist noch 
nicht einmal in der Lindenstraße so ! !) 
Zutreffend ist auch, daß die Gewaltpro
blematik an den Schulen zunimmt. Bis
lang hat sich nur der Hof-Jugendforscher 
des Spiegels, Klaus Hurrelmann, über 
mögliche Ursachen Gedanken gemacht. 
Dies ist mehr schade als eigentlich, denn 
genau hier läge eine politische Aufgabe, 
sogar für Ollis, die vor lauter pädagogi
schen Gelüsten nicht mehr wissen, wo 
hin mit politischen Aktvitäten. 
Klausis protestieren mit ihrem Verhalten 
gegen eine Politik, in der die Volkspar
teien mehr deutsches "Volk" als unter
scheidbare "Partei" sind, gegen Ollis, 
die sie nicht ernst nehmen, die ihnen kei
ne Artikulationsmöglichkeiten zugeste
hen. 
Die Aufgabe von Ollis und sonstigen, 
die sich zu Hobby-Pädagogen berufen 
fühlen, ist keine therapeutische oder 
psychologische, sondern vor allem eine 
politische. Es gilt, der Politik wieder 
Konturen zu verpassen, es gilt, die einst 
propagierte "Jugendpoltische Orientie
rung" der Jusos wieder auszugraben, 
diese endlich ernst zunehmen und sie 
umzusetzen. Klausis merken, ob sie 
ernst genommen werden, sie merken 
auch, ob sie als politische Partnerlnnen 
anerkannt wird. Die Ollis müssen sich 
auf alte, here Ziele besinnen, "Leute 
dort abzuholen, wo sie stehen", anfan
gen jugendliche Antifademonstrant
Innen zu politisieren - am besten mit den 
Juso-Klausis, die ja vielleicht doch et
was anderes als Schülerfuzzis sind. Es 
gilt, das beklagte Betroffenheitsgefasel 
in Politik umzusetzen. Vor allem aber 
gilt es, aus dem Quark zukommen, da 
gebe ich dir recht, Oliver. 
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von Heinz-Gerd Hofsehen 
Die SPD-Führung ist an Prinzipienfe
stigkeit und Beschlußtreue nicht zu 
übertreffen, wenn es darum geht, das 
Grundgesetz zu verteidigen und zu ver
hindern, daß die Bundeswehr weltweit 
mitschießen darf. So äußerte Hans Ulrich 
Klose anläßlich des Koalitionsstreits um 
die deutsche Beteiligung an A W ACS
Kriegseinsätzen in Bosnien, er glaube 
nicht, daß die Bundeswehr im Laufe der 
kommenden fünf bis sieben Jahre an 
Kampfeinsätzen außerhalb des Bündnis
gebietes teilnehmen könne. Nach 40jäh
riger Festlegung auf ein Verteidigungs
bündnis könne eine deutsche Umorien
tierung nicht ruckartig vollzogen wer
den. Fünf bis sieben Jahre wollen sie 
also noch tapfer Widerstand leisten, da
mit die Umorientierung vom Verteidi
gungs- zum Angriffsbündnis nicht zu 
ruckartig geht. Ob sie wirklich solange 
durchhalten müssen, um den Imperialis
mus in sozialverträglicher Weise wieder 
in die deutsche Politik einzuführen? Das 
schaffen die auch in fünf bis sieben Mo
naten. 

Vor ein paar Wochen wurde in Bremen 
ein Asylbewerber aus Burkina Faso we
gen "mittelbarer Falschbeurkundung, 
Betruges und Urkundenfälschung" ver
urteilt. Der 22jährige, der aus seinem 
Heimatland geflüchtet war, um einem 
Militäreinsatz in Liberia zu entgehen, 
hatte in Braunschweig Asyl beantragt. 
Die Braunschweiger wollten ihn nach 
Sachsen-Anhalt "umverteilen", was der 
Asylbewerber aus Furcht vor ausländer
feindlichen Übergriffen in Ostdeutsch
land nicht wollte. Er meldete sich mit 
falschen Personalangaben in Bremen an 
und erhielt dort zum zweiten Mal Sozi
alhilfe. Insgesamt kassierte er so 568 
DM zuviel. Die vom Staatsanwalt bean
tragten drei Monate Haft auf Bewährung 
waren dem Richter, der Bremen für "ein 
Mekka für Asylbewerber" hält, zu we
nig: er verurteilte ihn zu 6 Monaten Ge
fängnis ohne Bewährung. Nun büßt der 
Neger die erschwindelten 568 DM nicht 
nur mit einem halben Jahr Knast, son-
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dem auch mit der anschließenden Ab
schiebung. So urteilt diesselbe hanse
städtische Justiz, die vor wenigen Mo
naten gegen rechtsradikale Honoratio
rensöhne, die ein bewohntes Ausländer
heim mit Brandsätzen verwüstet hatten, 
nur Bewährungsstrafen verhängte. Es ist 
schon bemerkenswert, wie sich der Un
geist in der Justiz fortpflanzt. Natürlich 
sind es nicht mehr die Weimarer Repu
blikfeinde, nicht mehr die Nazi-Blu
trichter oder Mitläufer - die sind tot oder 
verzehren ihre Pensionen - , die solche 
Urteile fällen. Es sind Richter, die in der 
bundesrepublikanischen Demokratie 
ausgebildet wurden. Ob sie es in den Ge
nen haben? 

Das sich hochstaplerisch "Vorwärts" 
nennende sozialdemokratische Mitglie
dermagazin sagt uns, wie die künftigen 
Juso-Generationen aussehen sollen. In 
einem lobenden Gedenkartikel über das 
Hofgeismarer Treffen von 1923, wo sich 
völkisch-nationalistische und reformi
stische Jungsozialisten gegen den 
"erstarrten Perteimarxismus" zusam
menfanden, wird der Göttinger Histori
ker Franz Walter zitiert. ein noch nicht 
lange dem Juso-Alter-Entwachsener, der 
sich einen Namen mit fundierten Arbei
ten zur Arbeiterjugend und -kultur der 
Weimarer Zeit gemacht hat. Er be
schwört eine -neue Juso-Generation, "für 
die republikanischer Patriotismus nicht 
des Teufels ist, die Weltpolitik als 
Herausforderung und nicht als Schrek
ken ansieht, die Menschen- und Völker
recht vor Frieden um jeden Preis setzt, 
die Politik machen will, pragmatisch, 
zielbewußt und phantasievoll, statt in 
politischen Orthodoxien und ideolo
gischen Schattengefechten zu versau
ern." Sollten sie wirklich kommen, die
se neuen weltpolitisch aktiven, den 
schlappen Frieden nicht schätzenden, 
pragmatischen Jusos in Hofgeismarer 
Tradition, so kann man ihnen nur einen 
neuen Vereinigungsparteitag empfeh
len, diesmal aber mit der Jungen Union. 
In Panama sind die USA im Dezember 
1989 einmarschiert, haben einige Stadt
viertel der Hauptstadt in Schutt und 
Asche gelegt und mehrere Tausend Zi
vilisten umgebracht, um den damaligen 
Präsidenten Noriega zu entführen und 
damit den Drogenhandel zu bekämpfen. 
Diese Aktion war außerordentlich er
folgreich: Noriega ist von einem US
amerikanischen Gericht zu 40 Jahren 
Haft verurteilt worden und der Drogen
handel in Panama hat sich von Januar 
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1990 bis Mitte 1992 verdreifacht, wie 
man jetzt einem U ntersuchungsbereicht 
des US-Kongresses entnehmen kann. 

Der ehemalige Ministerpräsident Ernst 
Albrecht macht sich um den Aufbau des 
Ostens verdient, zumindest verdient er 
daran: Von der Treuhand kaufte er für 
die bekannte 1 DM ein ganzes Eisen
und Hüttenwerk in Thale in Sachsen
Anhalt. Im Preis einbegriffen war unter 
anderem das betriebseigene Kinderferi
enheim in Günthersberge, das eigentlich 
dem Land zugesagt worden war. Auch 
das gehört nun zusammen mit allen 
Grundstücken, Gebäuden und Maschi
nen des Hüttenwerkes dem Herrn Alb
recht, der flugs das Ferienheim an die 
Treuhand zurückverkaufte und dafür 4,4 
Millionen DM in bar bekam. Ein Treu
hand-Sprecher erklärte diesen Handel in 
einem Interview mit dem "Freitag" fol
gendermaßen: " Herrn Albrecht ist vor 
einigen Wochen das Unternehmen mit 
allen Betriebsgrundstücken verkauft 
worden. In der Firmenbilanz ist das Kin
dererholungsheim mit einem Wert von 
4,4 Millionen, genau, enthalten. Und zu 
dem gleichen Preis gibt er es jetzt der 
Treuhand zurück. Wenn das Ferielll!üfi 
nicht enthalten gewesen wäre, wäre_:'der 
Kaufpreis um 4,4 Millionen niedriger 
gewesen." "Freitag": "Aber er hat" doch 
nur eine Mark bezahlt." Treuhand-Spre
cher: "Sie müssen die sonstigen Lasten, 
Schulden, Lohnverpflichtungen sehen." 
Daß die Treuhand-Chefin Birgit Breuel 
unter Albrecht niedersächsische Wirt
schaftsministerin gewesen ist, habe na
türlich mit diesem Deal nichts zu tun. So 
viel zum Thema alte Seilschaften. 

ßuropäiscber Humanismus Kongreß 
2.5. bis 30. Juli 1993 iD Bcrlia 

Ost-West-Dialog über 
DEMOKRATIE 
MENSCHENRECHTE 
HUMANISMUS 

Mil dabei: Elmar Allvater, Karl· 
hciaz Dcschner~ Gerhard Zwcrenz 
Danlll Graoin, Oyürgy K.oa.riid 

Information: m 
Humaoislischer Verband \J 
Oeutscblands 
Telefon 030-623 48 78 
Fax 030-623 40 77 

13 



Perspektiven und Projekte 

Kongreßbericht 

von Stefan Schostok 
Mehr als 200 Interessierte diskutierten 
am 13./14.März in Köln auf einem Kon
greß des "Projektes Moderner Sozialis
mus" (ProMS) sowie der nordrhein
westfälischen und der Kölner Jusos die 
Bedingungen, Optionen und Projektfel
der einer fortschrittlichen europäischen 
Perspektive nach dem Zusammenbruch 
der alten Weltordnung. Zu Beginn führ
te Uwe Kremer (spw-Redaktion) in die 
ProMS-Kongreß-Thesen ein. Er verwies 
zunächst auf frühere Positionsbestim
mungen, wie sie noch in den "53 The
sen" des ProMS von 1989 zu finden wa
ren - insbesondere auf die Hoffnung, Eu
ropa möge im Zuge der sowjetischen Pe
restroika und in Form eines "Gemeinsa
men Hauses" seine Spaltung überwin
den und eine neue Rolle in der Welt 
spielen. 
Von den damit verbundenen Hoffnun
gen sei heute nicht mehr viel übrig ge
blieben. Eine europäische Option der 
Linken müsse sich stattdessen mit der 
Tendenz zu einer "Festung Europa" (ge
nauer: des westlichen!'atlantischen" Eu
ropas) auseinandersetzen. Diese Tendenz 
könne festgemacht werden (a) am Maa
strichter Konvergenzkonzept und seiner 
neoliberal-monetaristischen Doktrin, (b) 
an einer industriell-technologischen Mo
dernisierungspolitik, die einseitig auf die 
"Triadenkonkurrenz" EG-Japan-Nord
amerika orientiert sei und ( c) an der re
striktiven Einwanderungspolitik, die EG
weit "harmonisiert" werden soll. Lt Kre
mer habe sich auch die SPD diesem Kon
zept vern:hrieben und unterworfen. 
Teile der Linken neigten demgegenüber 
zu einer Position der umstandslosen Öff-

nung der EG - sowohl für die Einwande
rung wie auch für den Beitritt anderer 
Länder. Diese wohlmeinende "Deregu
lierung" könne aber zu einer Chaotisie
rung der Arbeitsmärlcte und sozialstaat
lichen Strukturen in Westeuropa wie 
auch zu einer weiteren Verschärfung der 
ökonomisch-sozialen Probleme in den 
osteuropäischen Ländern führen. Man 
müsse die Alternative zur "Festung" 
hingegen in einem gänzlichen anderen 
Typus der Regulierung suchen - einer 
Mobilisierung von Ressourcen für 
enropaweite Investitions- und Beschäfti
gungsprogramme, die die Voraussetzun
gen für eine massive Einwanderung und 
einen Beitritt weniger entwickelter Län
der zur EG schaffe. Wer diesen "Euro
Keynesianismus" mit einem ökologi
schen Umbau und einem globalen Aus
gleich zugunsten der südlichen Erdteile 
verbinden wolle, der müsse allerdings 
mit der internationalen Struktur der Ar
beitsteilung und des Kapitalverkehrs 
und dann auch mit der "Triade" und der 
"atlantischen Orientierung" brechen. 
In der anschließenden Diskussion wurde 
in einigen Beiträgen auch Kritik an Kre
mers weitgehend negativer Einschät
zung von "Maastricht" und an seinen 
Aussagen zur "Festung" geäußert. Ins
gesamt blieb dabei der Begriff der "Fe
stung" in der Debatte recht unklar. Hin
terfragt wurde auch Kremers "Bruch 
mit der atlantischen Orientierung" 
(bzw. den USA), dessen Charakter in der 
Tat noch etwas im Dunklen blieb. Vor 
allem aber herrschte weitgehend Über
einstimmung, daß die sozialen und poli
tischen Kräftekonstellationen in Enropa 
einer genaueren Erörterung bedürften, 

um die Trägerschaft für die Optionen 
und Projekte einer Euro-Linken bestim
men zu können. 
In acht vern:hiedenen Foren diskutier
ten die Teilnehmerinnen anschließend 
über Umbauprojekte auf einzelnen Fel
dern. In den Foren zur Energie- und Ver
kehrspolitik wurde deutlich, daß die 
technologischen Grundlagen für den 
ökologischen Umbau längst vorhanden 
sind, aber die Durchsetzung von neuen 
Infrastrukturen an den herrschenden 
Machtkonstellationen scheitert, was vor 
allem am Beispiel der Solarenergie 
deutlich gemacht werden konnte. Die 
Schwierigkeiten einer ökologischen 
Konversion im Automobilsektor wurden 
vor allem aus einer gewerkschaftlichen 
Perspektive heraus diskutiert. Eine klei
ne Gruppe beschäftigte sich mit der Me
dienpolitik und Ansätzen, den Umbau 
auch auf dem Feld der Kommunikation 
und der Kultur voranzutreiben. Im For
um zur Nord-Süd-Solidarität wurde die 
europäische Kampagne "Towns and 
Development" vorgestellt, die die Zu
sammenarbeit von Kommunen des 
"Nordens" und des "Südens" voran
treibt. In einem Forum zum Brük
kenschlag nach Osteuropa standen 
ebenfalls konkrete Infrastrukturprojekte 
im Mittelpunkt der Erörterungen. 
Ein Forum beschäftigte sich kritisch mit 
der Situation der Frauenpolitik in Euro
pa. Ein Ergebnis dieses Forums ist die 
geplante Weiterarbeit an Vernetzungen 
von frauenpolitischen Initiativen und 
Organisationen vor allem im Kontext 
der internationalen Juso-Strukturen. Im 
Forum zur europäischen Sicherheits
politik machte Katrin Fuchs (MdB) 
deutlich, daß die Linke wie in der ge
genwärtigen Diskussion um Blauhei
meinsätze weiter in der Defensive blei
ben wird, wenn es nicht gelingt, Kon
fliktlösungsstrategien zu entwickeln, 
die lange vor militärischen Auseinan
dersetzungen ansetzen. Weiterhin wur
den Beispiele der Rüstungskonversion 
vorgestellt. Das stark besuchte Forum 
zur Migrations- und Einwanderungspo
litik brachte nach Referaten von Brigitte 
Erler (Vorsitzende des Forum Buntes 
Deutschland-SOS Rassismus) und Malte 
Martin (Droit d' Asile/Frankreich) eine 
Diskussion zu den Migrationsbewe
gungen, zur Entwicklung von Rassis
mus in den einzelnen europäischen Län
dern und zu Gegenbewegungen und 
Vernetzungsmöglichkeiten. Großer 
Nachholbedarf wurde für die Linke an 
Debatten über nationale und europäi-
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sehe Einwanderungskonzeptionen 
festgestellt. 
Luciano Caste/lina (MdEP, Rifondazio
ne Comunista) und Hermann Scheer 
(MdB und Präsident der europäischen 
Solarenergie-Vereinigung EuroSolar) 
diskutierten am Sonntag über den Zu
stand und die Perspektiven der europäi
schen Linken. Castellina setzte sich kri
tisch mit der Zukunft eines sozialisti
schen Projekts und den Schwierigkeiten 
und Problemen der Linken auseinander. 
Abschied nehmen müsse man von der 
Vorstellung eines "natürlichen Sub
jekts" der Veränderung. Ein derartiges 
Subjekt bilde sich vielmehr nur im kon
kreten sozialen Prozeß und im Zusam
menhang mit bestimmten Projekten her
aus. Die Linke könne dabei im übrigen 
auf Gramscis Konzeption des sozialen 
Blocks zurückgreifen. Die gegenwärtige 
Situation sei durch die Krise der Partei
en, des Parlamentarismus, der De
mokratie erschwert, wobei "Maa
stricht" geradezu eine Marginalisierung 
der Politik darstelle. 
Der Kapitalismus habe auf die substanti
ellen Fragen der gesellschaftlichen und 
globalen Entwicklung keine Antworten. 
In ihrem Szenario befürchtete Castellina 
einen "Systemrassismus" bzw. eine 
"Weltapartheid", was darin seinen 
Ausdruck finde, daß dem Süden der Mo
dernisierungsanspruch untersagt werde, 
während im reichen Norden die Produk
tions- und Lebensweise unverändert 
bleibe. Erforderlich sei ein neues 
Wachstumsmodell, in dessen Mittel
punkt nicht die Kräfte des Marktes, son
dern neue nicht markt-gägngige Bedürf
nisse stehen müßten. Dazu müsse man 
aus dem ökonomischen Konkurrenz
kampf des "Nordens" ausbrechen und 
sich am "Süden" orientieren. 
Aber auch die Linke stelle die neuen Be
dürfnisse und Problemlagen noch nicht 
hinreichend in den Vordergrund. Eine 
andere politische Entwicklung sei nicht 
denkbar, wenn Bereiche nur vereinzelt -
z. B. in Fragebn der Gesundheit oder der 
Bildung - angegangen würden. Die Lin
ke müsse für diese neuen und nicht am 
Markt orientierten Bedürfnisse und Pro
blemlagen "Systeme" entwickeln und 
eine "Nachfrage" nach diesen Lösun
gen erzeugen. 
Dabei wüßten die Menschen bereits, daß 
die technischen und wissenschaftlichen 
Möglichkeiten für diese Politik gegeben 
sind. Entscheidend sei nunmehr, aus 
dem Technizismus und dem Ökonomis
mus auszubrechen und eine neue Kultur 
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und Ethik zu entwickeln. Castellina kri
tisierte in diesem Zusammenhang scharf 
die fehlende globale Verantwortung und 
eurozentrische Sichtweise der Linken 
und der Gewerkschaftsbewegung. 
Internationalismus heute sei, "sich bei 
jeder Maßnahme zu fragen, ob dies auch 
für sechs Milliarden Menschen möglich 
ist". 
Hermann Scheer analysierte anschlie
ßend den Zerfallsprozeß der sozialde
mokratischen bzw. sozialistischen Par
teien in Europa u.a. am Beispiel der La
bour Party und der französischen PS. 
Mit Blick auf die SPD kritisierte er das 
ausschließliche Reagieren auf die Ak
zentgeber der Medien und die program
matische Abwendung von fundamenta
len Antworten hin zu "Klein-klein
Schritten". Genauso scharf kritisierte er 
aber auch die sozialdemokratische Lin
ke, die sich ihrerseits wiederum nur an 
den Vorgaben des SPD-Parteivorstandes 
ausrichte. Viele Positionen der vergan
genen Jahre würden in der SPD nur noch 
wie lästige Elemente beseitigt. Die Rol
le, die die Sozialdemokratie in der 
Gesellschaft einnehme, sei nur noch die 
eines Moderators. 
Beim klassischen wohlfahrtsstaatlichen 
Programm sei der Neoliberalismus an 
die Stelle der fehlenden linken Antwor
ten getreten. Ebenso habe sich in der 
Linken eine . Sicht von Ökologie als 
"Naturschutz" eingenistet. Nach seiner 
Definition gehe es aber darum, die zivi
lisatorische Bewegung auf den Rhyth
mus der Natur einzustellen und eine 
"'Naturökonomie" zu entwickeln. Da
bei werde eine Umstellung der Material
basis der Gesellschaft zwangsläufig an
dere Strukturen der Gesellschaft zur Fol
ge haben. Die Umstellung der Energie
basis auf erneuerbare Energien sei nicht 
ein technischer, sondern in erster Linie 
ein sozialer und politischer Vorgang. 
Sonnenenergie - "die einzige Energie, 
die nicht privatisierbar ist" - sei ein Pro
jekt, daß zu einem neuen Internationalis
mus, einer Verallgemeinerungsfähigkeit 
führe, ohne die kein linkes Projekt ent
wickelt werden könne. 
Im Zusammenhang mit der Asyldiskus
sion kritisierte Scheer, daß sie bislang 
kaum als Dritte-Welt-Debatte geführt 
worden sei. Das einzige, was die Linke 
dabei zu bieten habe, sei die Forderung 
nach Erhöhung der Entwicklungshilfe 
auf 0,7 % des BSP. In der Konsequenz 
werde dies aber Abhängigkeiten nur ver
größern und unsere Widersprüche in den 
Süden transportieren. In der Folge kriti-

s 
sierte er - mit ähnlichen Akzenten wie 
Castellina - die fehlende linke Ausein
andersetzung mit dem "freien Welthan
del" oder der EG und ihrer Erweiterung. 
In seinem Resumee forderte er zu einer 
gemeinsamen Anstrengung auf, linke 
Programmatik grundlegend zu überar
beiten. 
Neben der Fortführung mancher Diskus
sionslinien vom Vortage spielte in der 
abschließenden Debatte die politische 
Umstrukturierung der westeuropäischen 
Linksparteien eine besondere Rolle. 
Verwiesen wurde auf die Vorbildrolle, 
die die US-amerikanischen Demokraten 
unter Clinton offensichtlich - z.B. für 
Rocard von der französischen PS ebenso 
wie für Occhetto von der italienischen 
PDS - eingenommen haben. Inwieweit 
diese Verknüpfung von "Medienpartei" 
und rosa-griin-liberaler Sanunlungsbe
wegung einen tragfähigen Grundtrend in 
der westeuropäischen Parteienlandschaft 
darstellt, blieb offen. Weitgehende Ei
nigkeit bestand aber darin, daß darin kei
ne Perspektive für eine radikale gesell
schaftsverändernde Politik bzw. eine so
zialistische Linke liege. 
Obwohl oder gerade weil die Situati'1fl 
der europäischen Sozialdemokratie ',D!f 
Zeit eher skeptisch beurteilt wurde; 'ist 
die Notwendigkeit einer grundlegenden 
programmatischen Erneuerung der Lin
ken besonders gegeben. Die Entwick
lung von europäischen Projekten, in de
nen sich eine neue internationale, öko
nomische, ökologische, kulturelle und 
soziale Politik zeigt, wurde als vor
dringliche Aufgabe für linke Politik in 
der nächsten Zukunft benannt. Für das 
"Projekt Moderner Sozialismus" wird 
in der kommenden Zeit die Ausformu
lierung der Euro-Linken-Thesen und die 
Konkretisierung der Frage der politi
schen und sozialen Kräfte für ein solches 
Umbauprogramm im Vordergrund der 
Arbeit stehen müssen. 
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Uwe Kremer, spw-Redaktion 
Mit den folgenden Thesen zu "Europa" 
ist - wie man sehen wird - nicht so sehr 
eine politische Positionsbestimmung -
etwa zur aktuellen EG-Entwicklung -be
absichtigt. Vielmehr wird der Versuch 
gemacht, die Perspektive des Sozialis
mus auf der einen und die Rolle Europas 
in der "neuen Weltordnung" auf der 
anderen Seite zueinander in Beziehung 
zu setzen. Mit "Sozialismus" sei hier 
gam pauschal jenes "Projekt der Ge
meinschaftlichkeit" bezeichnt, das sich 
die gemeinschaftliche Regelung der öko
nomischen Verlzältnisse, die soziale 
Chancengleichheit in Bildung, Kultur 
und Konsum und die gesellschaftliche 
Beteiligung des Volkes und letztlich die 
klassenlose Gesellschaft zum Ziel gesetzt 
hat. Dabei soll in den ersten, mehr "hi
storischen" Thesen skizziert werden, 
wie sich der "Sozialismus" der Vergan
genheit in gam bestimmten geographi
schen bzw. geopolitischen Konstellatio
nen entwickelt hat: Konstellationen im 
übrigen, die man zumeist mehr oder we
niger als selbstverständlich und gegeben 
angesehen hat - z.B. die 2.entralität der 
europäischen Arbeiterbewegung vor 
1914 oder den quer durch Europa ge
henden Blockgegensatz nach 1945. Und 
da auf absehbare 2.eit nicht davon aus
zugehen ist, daß nunmehr die universelle 
Vernunft in Gestalt der UNO oder in an
derer Weise Einzug ins Weltgeschehen 

und spezifisch eu
ropäischen Projekt 

der Linken auf - nicht als 
Alternative zu einem "neuen 

Internationalismus", sondern als Weg 
donhin. Dies ist im übrigen mit der 
Hoffnung verbunden, daß die Linke wie
der eine eigene Weitsicht der Dinge ent
wickeln könnte, von der aus sie Vorgän
ge wie "Maastricht" und die "Konver
genz", die "Blauhelme" und "Jugosla
wien" oder die "neue Industriepolitik" 
etc. zu beurteilen vermag. Die Thesen 
selbst sollen .weiterentwickelt und zu ei
nem geeigneten 'Zeitpunkt auch ausfor
muliert werden. 

Europa, 
die Linke und der 
Sozialismus 

.. * • * .. 
• 1. * 
lf- .. 

* ... * 

Europa mit seinen indu
striellen Zentren in der 
Mitte und im Nordwe
sten des Kontinents 
stand im 19.Jahrhundert 
nicht nur im Zeichen 

des aufkommenden Kapitalismus, son
dern war zugleich die Wiege der Arbei
terbewegung und des Sozialismus. Das 
Weltbild dieser Arbeiterbewegung war 
"eurozentrisch" wie das Weltsystem, 
das sich in den drei Jaluhunderten zuvor 
herausgebildet hatte und seinen Höhe
punkt im Kolonialzeitalter fand. So 
identifizierte sie sich im wesentlichen 

' mit dem "'zivilisatorischen Fortschritt" .... ~-+ 
der sich auch auf die ''rückständigei: '' 
Völker" verbreiten sollte (und entspre
chend zweideutig war die Haltung zum 
Kolonialismus und zur "internationalen 
Solidarität" mit diesen Völkern). Man 
dachte sich den "welterlösenden" Fort
schritt zum Sozialismus vor allem als 
europäisches Projekt ( der "Vereinigten 
Staaten von Europa"). Der Sozialismus 
war geographisch verortet: nämlich auf 
dem alten Kontinent. 

.. * • * .. 
• 2. * . .. 
* ... * 

Im Zuge des "europäi
schen Bürgerkrieges" 
von 1914 bis 1945 zer
brach nicht nur das eu
rozentrische Weltsy
stem. Auch der euro

zentrische Sozialismus wurde zennahlen 
zwischen der Unterstützung, die die Ar
beiterparteien ihren national herrschen
den Klassen 1914 ff. angedeihen ließen, 
und dem Anstunn des Faschismus in den 
30er Jahren. Die innereuropäische Spal
tung der Arbeiterbewegung bUg dazu 
entscheidend bei. Dabei setzte sich in 
der Sozialdemokratie in der ersten Hälf
te des 20.Jaluhunderts immer mehr der 
"Wohlfahrtsstaat" als spezifisch refor
mistischer Sozialismus der industriellen 
Metropolen durch. Zwar blieb der revo
lutionäre Sozialismus zunächst noch 
ebenfalls auf die europäische Perspekti
ve fixiert, doch vor allem im Gefolge 
der Oktoberrevolution entwickelte sich 
der Bolschewismus am "Rande" des 
Weltkapitals zunehmend zu einem "So
zialismus der Peripherie". 

.. * • * .. 
• 3. * . .. 

* ... * 

So wie der Niedergang 
des alten Kontinents 
mit dem weltpoliti
schen Aufstieg der 
USA und der Sowjetu
nion einherging, so 

wurden auch die zwei großen Projekte 
des Sozialismus der Hegemonie dieser 
Mächte untergeordnet. Der "Wohl
fahrtsstaat" entwickelte sich nach dem 
zweiten Weltkrieg unter der Vorherr
schaft der USA, ihres Produktions- und 
Konsummodells (Fordismus), ihrer kul
turellen und Medieneinflüsse wie auch 
ihrer militärischen Macht. Demgegen
über dehnte die UdSSR den Sozialismus 
sowjetischen Typs von der Peripherie 
her nach Europa aus und brachte im 
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·· Osten die dortigen sozialistischen Ten
denzen unter ihre Kontrolle. Die euro
päische Linke fand nicht wieder zusam
men, sondern wurde im Zuge der Block
konfrontation und des neuen bipolaren 
Weltsystems endgültig aufgespalten und 
in ihren Projekten den jeweiligen Blok
kinteressen untergeordnet. So war die 
Linke während des "kalten Krieges'" 
weder europäisch noch intemationali
stisch, sondern im wesentlichen "atlan
tisch" und antikommunistisch oder aber 
prosowjetisch. 

... * • 
* ... 

• 4. * . .. 
Und wieder war es in 
den 60er und 70er Jah
ren eine grundlegende 
Verschiebung weltpoli
tischer Konstellatio-

*•* nen, die eine Renais
sance einer "europäischen Linken" ein
zuleiten schien. Im sowjetischen Lager 
traten Blockaden bei der weiteren Mo
dernisierung der Ökonomie auf, die eine 
Öffnung zur Weltwirtschaft erlorderlich 
machten. Zugleich waren die USA im
mer weniger ln der Lage, ihre bislang 
unwnschränkte Führungsrolle in der 
Weltwirtschaft und als militärischer 
Weltpolizist auszuüben. In diesem Kon
text verselbständigten sich im linken La
ger zunehmend Kräfte, was sich Ende 
der 60er Jahre auch auf dem europäi
schen Kontinent im Prager Frühling von 
1968 ebenso wie im Pariser Mai dessel
ben Jahres am deutlichsten offenbarte. 
In ihrem Gefolge entstand das Projekt 
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der "Euro-Linken" und eines ""dritten 
Weges" - einer Alternative zum bisheri
gen westlichen Wohlfahrtsstaat wie 
auch zum östlichen Staatssozialismus. 
Und mit der internationalen Entspan
nung wuchsen die Hoffnungen, ein der
artiges europäisches Projekt der Linken 
entwickeln zu können und dafür im übri
gen auch - trotz Prag - auf Osteuropa 
( die Staatsparteien wie auch die opposi
tionellen Kräfte) ausstrahlen zu können. 

Die Wiederbelebung 
der Blockkonfrontation 
und die letzte Runde 
des "kalten Krieges" 
waren dann jedoch in 
entscheidendem Maße 

dafüwerantwortlich, daß diese eurosozia
listischen und -kommunistischen Ten
denzen in den 80er Jahren weitgehend 
zerrieben wurden. Gleichzeitig nahm die 
Auszehrung des Sozialismus sowjeti
schen Typs katastrophale Ausmaße an, 
während das wohlfahrtsstaatlich-fordi
stische Projekt der Sozialdemokratie in 
seinen Grundfesten erschüttert wurde. 
Anders als Ende der 60er Jahre fanden 
die Bewegungen der 80er Jahre im 
Osten wie im Westen - von der Solidar
nosc bis zu den Friedensinitiativen -
kaum noch ·Bezüge zu sozialistischen 
Projekten. Als im Jahre 1989 der Zu
sammenbruch des sowjetischen Lagers 
auch die bisherige bipolare Weltordnung 
definitiv beendete, stand dieLinke vor ei
nem Vakuum. Ist unter diesen neuen und 

s 
sich noch immer verändernden Bedin
gungen eine "Rückkehr des Sozialismus 
nach Europa" und eine neue Identität 
der europäischen Linken denkbar? 

Europa 
in der "neuen 
Weltordnung" 

,. * • Die Antwort hängt 
T wiederwn davon ab, * • welche Rolle Europa 

il: 6- * selbst in der "neuen 
lf- .. Weltordnung" spielen * • * kann. Offenbar ist nach 

dem Zusammenbruch der bipolaren 
Weltordnung keineswegs das Zeitalter 
universeller Kooperation in der "einen 
Welt" angebrochen. Zwar machen es 
die globalen Probleme der menschlichen 
Entwicklung und der Ökologie objektiv 
immer dringlicher, daß sich eine 
derartige Kooperation und "Koalition 
der Vernunft" entwickelt. Doch gerade 
die Entwicklung seit 1989 belehrt urui, 
daß vor der universellen Vernunft ·die 
ökonomischen Interessen von Kapital
gruppen und Weltregionen, die 
imperialen Ambitionen der kapita
listischen Führungsmächte und die 
Kämpfe von Volksgruppen und Staaten 
um die Plätze in der "neuen Weltord
nung" stehen. Die Problematik ist dabei 
ökonomischer wie auch sozial-kulturel
ler Natur. 
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Die Internationalisie
rung ökonomischer Be
ziehungen spielt sich 
überwiegend innerhalb 
der "Triade" Norda
merika - Ostasien -

Westeuropa ab. Im Verhältnis zu ande
ren Weltteilen stellt sie sich überwie
gend als Abkoppelung dar: Dabei sind 
die südlichen Länder durch den Zusam
menbruch der Sowjetunion in ihrem 
Handlungsspielraum zusätzlich ein
geengt und dem Diktat des "Nordens" 
ausgesetzt worden. Auf der anderen 
Seite gibt es eine starke Tendenz zur Bil
dung von Weltwirtschaftsräumen, die 
sich zueinander in wachsender Kon
kurrenz befinden. Insgesamt werden die 
Plätze am Weltmarkt neu verteilt. Dabei 
dominieren in Europa auf der einen 
Seite die Interessen transnationaler 
Konzerne und auf der anderen Seite die 
Ziele nationaler Wirtschaftspolitik - von 
einem europäischen Kapital, einer spezi
fisch europäischen Produktionsweise und 
industriellen Kultur und einer Definition 
der ökonomischen Rolle Europas in der 
Welt kann aber bislang nur ansatzweise 
die Rede sein. 

In Europa orientierten sich Identitäten 
von Staaten und Volksgruppen wohl 

... * ... * • 
• 8. * * • 
*•* 

noch stärker als in an
deren Weltteilen an der 
bipolaren Ordnung. 
Aus westlicher Sicht 
stellte sich "Europa" 
vor allem als ein dyna
mischer Wirtschafts-

raum mit "atlantischer Orientierung" 
dar, der mit dem Wohlfahrtsstaat in 
Nordwest- und Mitteleuropa zugleich 
das "Zentrum" der Arbeiterbewegung 
der Industrieländer beherbergte. Der 
Osten hingegen verschwand hinter dem 
"eisernen Vorhang", während der Sü
den zunächst weit weg war und dann vor 
allem als Urlaubsgebiet gesehen wurde. 
Die dahinter stehenden Konstellationen 
haben sich grundlegend verändert, was 
an den neu autbrechenden Konflikt
linien zwischen verschiedenen Re
gionen, Staaten und Volksgruppen 
Europas und den massiven Wanderungs
bewegungen sichtbar wird. Die nach
lassende Identifikation mit dem Projekt 
der Europäischen Gemeinschaft in den 
Bevölkerungen des Westens, die Wieder
erstehung chauvinistischer Mentalitäten 
vor allem im Osten und die offene 
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Frage, ob Europa ein "Einwanderungs
kontinent" sein könne, offenbaren eine 
europäische Identitätskrise. 

... * ... * • 
• 9. * .. . 
* .. * 

Es ist offenkundig: Eu
ropa und seine Kräfte 
haben ihre Rolle in der 
"neuen Weltordnung" 
noch nicht gefunden. 
Die EG steht dabei im 

Konflikt zwischen drei Orientierungen -
einer "atlantischen" auf Nordamerika, 
einer "mediterranen" auf Südeuropa 
und den afrikanisch-nahöstlichen Raum 
und einer Orientierung auf Osteuropa 
und dessen Integration. Im Gefolge von 
"Maastricht" wird dieser Konflikt 
hauptsächlich in einer "metropolitanen 
Integration" verarbeitet: Eine ökonomi
sche Modernisierungspolitik konzen
triert sich vor allem auf die Konkurrenz 
innerhalb der "Triade": Bestimmend ist 
eine Kombination aus Deregulierung, 
restriktiver Geld- und Finanzpolitik und 
weltmarktorientierter Industriepolitik. 
Im Verhältnis zu den südlicheren Welt
teilen macht sich zunehmend Festungs
mentalität breit. Die genannten Kon
fliktlinien scheinen in einem Europa 
konzentrischer "Wohlstandsringe" ver
arbeitet zu werden, die sich rund um die 
ökonomischen Zentren des Kontinents 
bilden (mit Einwanderungsblockaden 
nach außen und Sozialpakten nach in-
nen). 

... * ... * • 
• 10. * 
* • 

Allerdings sind in die
ser Entwicklung und in 
der Maastrichter Poli
tikkonzeption auch 
Tendenzen und Eie-* .. * mente enthalten, aus 

denen sich Entwicklunen jenseits der 
"metropolitanen Integration" bzw. 
"Festung" ergeben können: Die Stär
kung der regionalen Strukturpolitik in 
der Europäischen Gemeinschaft, die so
zialpolitische Integration wie auch die 
Förderung ziviler und multikultureller 
Ansätze verweisen auf ein Europa, das 
über lange Traditionen in der Arbeiter
bewegung und den demokratischen 
Kräften, im Sozialstaat und der Regulie
rung industrieller Beziehungen verfügt. 
Und sie verweisen auf ein Europa, das 
mit dem Primat der Geldwertstabilität 
brechen, seine ökonomischen Kräfte auf 
eine offene Strukturpolitik innerhalb Eu-

s 
ropas und der angrenzenden Weltteil <' 
konze~~eren, eine damit verbunden: 
Beschäftigungs- und Investitionspolitik 
betreiben und damit die ökonomisch-so
zialen Grundlagen für eine Integration 
als offener "Einwanderungskontinent" 
schaffen könnte. 

Eine europäische 
Option der Linken 

... * ... * • 
• 11. * .. ... • .. * 

Die Linke schwankt 
zwischen einem Uni
versalismus, der allzu 
häufig auf die Rationa
lität der "zivilisierten" 
Welt setzt, und einem 

Fundamentalismus, der gegen die Le
bensweise und den neuen Imperialismus 
des Nordens die Abkoppelung setzt 
Gibt es jenseits davon einen "neuen In
ternationalismus", der an die Stelle des 
herkömmlichen Antiimperialismus der 
bipolaren Weltordnung Irin? Eine Kri
tik des westlichen Prcxluktions- und 
Konsummodells, die Perspektive einer 
"nachhaltigen Entwicklung" und eines 
entsprechend radikalen Umbaus der glo
balen Ökonomie und Kultur sind unver
zichtbar. Doch die Linke wird ihre Stra
tegien dafür unter denjenigen Bedingun
gen entwickeln müssen, die auf abseh
bare Zeit die Weltlage bestimmen wer
den. Es wird daher - auch für die Weltre
gionen des Südens - entscheidend sein, 
welche Optionen sich in den Wirt
schaftsräumen des Nordens herausbil
den. Die linken Kräfte werden - nach 
dem Ende der Blockkonfrontation und 
dem Scheitern universeller Lösungen -
in den verschiedenen Weltregionen spe
zifische Strategien und Projekte entwik
keln müssen. 

... * ... * • 
i( 12. ]f-
}f- ... 

*•* 

Jenseits von "univer
sellen" illusionen und 
"fundamentaler" Ver
weigerung muß die 
Linke also der Frage 
nach gehen, ob es eine 

eigenständige europäische Option zur 
Lösung der globalen Probleme und eine 
entsprechende Entwicklung der europäi
schen Produktionsweise und der euro
päischen Kultur geben kann? Die Leit
vorstellung eines europäischen Projekts 
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· der Linken würde lauten: Europa als 
Kontinent des "ökologischen Umbaus" 

' und der "ausgewählten Wachstumsfel
der'', als "Einwanderungskontinent" 
und als Bündnispartner für den "Sü
den", der auch produktive Ressourcen 
und Spielräume an unterentwickelte 
Weltregionen abtritt. Diese Perspektive 
schließt allerdings ein, daß Europa das 
faktische Bündnis der "Triademnäch
te" (vor allem mit den USA) aufbricht 
und neue Allianzen im Verhältnis nörd
licher und südlicher Weltregionen er
möglicht. 

Eine derartige Perspek
tive kann entwickelt 
werden. Vor allem We
steuropa hat das ökono
mische, technologische 
und sozial-kulturelle 

Potential, um auf entscheidenden Fel
dern von Industrie, Infrastruktur und so
zialer Kultur wegweisende Umbaupro
jekte zu voranzubringen und zu realisie
ren: auf dem Energiesektor oder in der 
Verkehrswirtschaft, in der Verbindung 
von Sozialstaat und Immigration bis hin 
zur Entwicklung einer eigenständigen 
und zeitgemäßen Medienkultur und in 
der Entwicklung einer neuen Kooperati
on mit den Staaten Afrikas und anderer 
Weltregionen. Die These lautet: Die eu
ropäische Linke wird sich nur in dem 
Maße rekonstruieren können, wie sie 
derartige Projekte auf den verschiedenen 
Umbaufeldern - von der Solarenergie 
über die Rüstungskonversion bis zur 
Müllwirtschaft, von der Migration bis zu 
den Lome-Abkommen - entwickelt und 
voranbringt. Ein derartiger Weg erfor
dert neue Regulierungen (und den Bruch 
mit Weltmarktzwängen und Notenbank
diktaten). 

....... 
* • 
i( 14. ]f-

lf- .. 

*•* 

Wird die Sozialdemo
kratie als traditionell 
und auch heute bei wei
tem stärkste Kraft der 
( west)europäischen 
Linken dabei eine posi

tive Rolle spielen? Stärker scheinen hier 
diejenigen Tendenzen zu sein, die sie 
zum "fellow traveller" der westeuro
päischen Kapitalgruppen und ihrer Stra
tegien machen, die zugleich den Kon
vergenzkriterien von Maastricht Tribut 
zollen und die nach außen die Migratio-
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nen eindämmen und nach innen an einer 
möglichst sozialen Ausgestaltung der 
"Festung" arbeiten wollen. Die Gegen
tendenzen sind schwach - aber dennoch 
wird die westeuropäische Sozialdemo
kratie mit ihren Verbindungen zur Ge
sellschaft wie auch zur "Macht" ein 
Feld sein, auf dem sich die Zukunft der 
linken Vorhaben entscheidet. Allerdings 
verleiht ihr das Ende des bisherigen 
"Kommunismus" kein Monopol gegen
über den verschiedenen rot-grünen und 
linkssozialistischen Kräften, ohne die 
eine Euro-Linke nicht denkbar sein 
wird. 

Die politische Entfal
tung der "Euro-Lin
ken" und ihrer Optio
nen ist aber vor allem 
eine Frage der sozialen 
Bewegungen und 

Kämpfe und veränderter politisch-kultu
reller Konstellationen. Viel wird davon 
abhängen, ob sich für den erforderlichen 
Umbau der Industrie und der Infrastruk
turen und die entsprechenden Projekte 
eine Allianz der produktiven Kräfte von 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur entwik
kelt, die von der kritisch-ökologischen 
Intelligenz bis hinein ins kapitalistische 
Management· reichen kann und deren 
Ansatzpunkte schon heute vielfach auf
zufinden sind. Schlüsselfrage ist freilich, 
inwieweit die Gewerkschaften dabei zu 
einem wesentlichen Faktor werden kön
nen: Ihre Renaissance als Gegemnacht 
wird sich gerade dort abspielen, wo sie 
dem Kapital die Gestaltungskompetenz 
auf den Feldern von Produktion und 
Konsum streitig macht. Und der Rah
men für diesen Vorgang wird zuneh
mend europäischer werden. 

.. * ... * • 
• 16. ]f-
}f- .. 

Auf der anderen Seite 
wird viel davon abhän
gen, inwieweit von 
links her "Bewegung" 
in die Auseinanderset-

*•* zung um die sozial-kul
turelle Identität Europas hineinkommt. 
Kristallisationspunkte dürften die Fra
gen der Immigration, der regionalen Be
ziehungen und des Rassismus sein. Die 
Bewegungen, die sich -wie beispielhaft 
SOS Rassismus in Frankreich - daran 
unter aktiver Einbeziehung von Immi
granten entwickeln, können zur Basis ei-

s 
ner neuen politisch-kulturellen Konstel
lation werden, die man in den USA als 
"Regenbogen" bezeichnet hat und die 
der europaweiten Fragmentierung und 
rechtspopulistischen Aufladung von so
zial-kulturellen, ethnischen wie auch ge
schlechts- und generationsbezogenen 
Konflikten entgegentreten kann. Mit der 
"produktiven Allianz" wie auch dem 
"Regenbogen" können sich damit ge
genüber der zerfallenden Struktur des 
traditionellen westeuropäischen ( und 
vielleicht auch gegenüber Rekonstrukti
on des osteuropäischen) Parteiensystems 
autonome soziale Kräfte entwickeln. 

Europäischer 
Sozialismus? 

... * ... * • 
il 17. * 
* • 
*•* 

Die Perspektive des eu
ropäischen Sozialismus 
wird sich vor allem an 
diesen Projekten, In
itiativen und Bewegun
gen festmachen. Eine 

europäisch und international pralctizieill, 
"Politik ausgewählter Wachstwnfel
der" (Berliner Grundsatzprogramm der 
SPD) und eine soziale Gestaltung der 
Bevölkerungsbewegungen und entspre
chenden Konfliktlagen setzt schon die 
Hinwendung zu einer veränderten Pro
duktions- und Lebensweise -möglicher
weise auf Basis einer "gemischten Wirt
schaft" - voraus. Und der Weg zu einer 
wirklich neuen Weltordnung, internatio
nalen Solidarität und globalen Koopera
tion führt über derartige Entwicklungen 
in den Weltregionen. Der Bruch mit der 
Kapitallogik und ein darüber hinausge
hendes neues sozialistisches Projekt 
werden im übrigen erst dann wieder 
denk- und greifbar werden, wenn sich 
die Elemente einer sozialistischen Pro
duktions- und Lebensweise -"ausge
wählte Wachstumsfelder", ökologische 
Kreisläufe und "nachhaltige Entwick
lung", Wirtschafts- und Alltagsdemo
kratie - in einem derartigen Rahmen ent
wickeln können. 
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Malte Ristau!Michael Scholing!Jo
hannes Wien (Hrsg.): Tanker im Ne
bel. Zur Organisation und Program
matik der SPD, Verlag: Schüren, 
Marburg 1992, 120Seiten 

Rezension 

Im Mai 1931 - die SPD tolerierte das 
Präsidialkabinett Brüning, das eine rigide 
Deflationspolitik betrieb und wegen der 
wirtschaftlichen Rezession mit inzwi
schen über 5 Millionen Arbeitsloser nahe
zu jeden Rückhalt in der Bevölkerung ver
loren hatte - befaßte sich Theodor Haus
bach in den Neuen Blättern für den Sozia
lismus mit dem Zustand seiner Partei. 
Der Anlaß hierfür war der Wahlerfolg der 
NSDAP bei den Septemberwahlen 1930 
und die anwachsende militant-rechtsradi
kale Welle, die über das Land rollte. Hau
bach sah für den Immobilismus der SPD 
nicht nur äußere Umstände, sondern auch 
innere Ursachen. An vordere Stelle rückte 
er dabei, daß die Sozialdemokratie aner
kennen müsse, "daß ein gewisses demo
kratisches Ritual, mit dem wir im Par
teileben reichlich bedacht sind. in vielen 
Fällen seinen lebendigen Sinn verloren 
hat. Zahllose Mitgliederversammlungen 
beschäftigen sich mit der Beschlußfassung 
über Resolutionen, die sich gleichmäßig 
auf die gleichgültigsten wie auf die wich
tigsten Dinge beziehen. Die freie Verfü
gungs- und Entschlußgewalt unserer füh
renden Funktionäre ist auf diese Weise 
ungebührlich gehemmt, da diese Art von 
Parteiendemokratie sich nicht als wohltu
ende demokratische Kontrolle auswirkt, 
sondern vielfach als ein hemmender und 
lästiger Instanzenzug, der dazu führt, daß 
ein Teil der führenden Funktionäre - und es 
sind nicht immer die schlechtesten - ihre 
Freiheit des Entschließens und Handelns 
auf sozusagen illegale Weise wiederzu
gewinnen suchen. indem sie nach außen 
hin das demokratische Zeremoniell aner
kennen, praktisch aber alle wichtigen Ent
scheidungen aus dem Rahmen der Organi
sation hinauszulegen suchen." Rund sech
zig Jahre später ist die scharfsinnige Kritik 
Haubachs hochaktuell. 
Der Coup eines "Teils der führenden 
Funktionäre", die sich auf dem Petersberg 
trafen, um so "wichtige Entscheidungen 
aus dem Rahmen der Organisation hinaus
zulegen", demonstrierte keineswegs "kon
zeptionelle Führungsstärke", die Haubach 
ebenfalls einforderte, sondern stürzte die 
Partei in eine bis heute anhaltende Ver
trauenskrise. Diese Krise wurde durch das 
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nachgeschobene "demokratische Zeremo
niell" nicht wirklich beigelegt, sondern 
eher bestätigt, um sodann in einen Zustand 
organisierter Nichtverantwortlichkeit 
überführt zu werden, in das Bermuda-Drei
eck von Fraktion, Partei und Minister
präsidenten. Der nicht zufällig in diesem 
Zusammenhang laut gewordene Ruf nach 
Urabstimmung und Urwahlen liegt in der 
Logik der Zerstörung innerparteilicher 
Diskussionskultur und neueren Standards 
demokratischer Willensbildung: sie wür
den das Zeremoniell zulasten der "wohl
tuenden demokratischen Kontrolle" auf 
die Spitze treiben. 
Bei der Parteireform verhält es sich wie 
bei der Erarbeitung eines Grundsatzpro
gramm: Nicht allein das Ergebnis zählt, 
sondern auch wie es zustandegekommen 
ist. Vor dem Petersberg - um die neue so
zialdemokratische Zeitrechnung zu bemü
hen - diskutierte der Verein "forum Demo
kratischer Sozialismus", der sich in eine 
sozialistisch-refonnistische Traditionsli
nie stellt, die eine Juso-Strömung in den 
70er Jahren aktualisiert hatte, auf seiner 
Jahrestagung über die SPD der 90er Jahre. 
Die Referate, ein Streitgespräch zwischen 
Wulf Schönbohm und Günter Verbeugen 
über die Zukunft der Mitgliederpartei und 
eine Diskussion mit Angelika Barbe, Bern
hard Kasperek, Ralf Ludwig und Susanne 
Miller über den Begriff "demokratischer 
Sozialismus" sind jetzt dokumentiert in 
einem Bändchen, das - angereichert um 
weitere Beiträge - einen nach wie vor ak
tuellen, hilfreichen Überblick über wesent
liche Fragen der Parteierneuerung als 
ständige Aufgabe bietet. 
Helga Grebing zeichnet pointiert die 
Entwicklung der SPD von der Klassenpar
tei der industriellen Arbeiter über die Tra
ditionskompanie zur modernen "Volkspar
tei mit einer starken Mittelschichtenprä
gung" nach und formuliert die entschei
dende - und durch das Ergebnis der Kom
munalwahlen in Hessen sich noch drän
gender stellende - Frage, ob nicht die 
Volksparteien ein "Auslaufmodell" sind. 
J ohanno Strasser greift die Frage auf und 
führt die schlechte Verfassung der Opposi
tionspartei SPD darauf zurück, daß sie 
durch den älteren, "östlichen" Typ der 

Modernisierung, durch die Diskreditierun··· ; 
di . ll s g. tra ttone er ymbole im "realen s 

zialismus" und _den . westlichen Lifesty~ 
der 80er Jahre m die Defensive geraten 
sei. Strasser entwickelt ein Programm, bei 
dem er aufzeigt, daß die Linke durchaus 
ihr obsolet erscheinende Themen zur 
Kenntnis nehmen muß und aufgreifen 
kann, ohne defaitistisch zu werden. 
Das in Auszügen dokumentierte Streit
gespräch über die Aktualität des "demo
kratischen Sozialismus" leidet unter dem 
verbreiteten Mißverständnis, das einer der 
Wortführer für eine Verabschiedung von 
diesem Begriff, Bernhard Kasperek, im
mer wieder in die Diskussion einführt. Daß 
der SPD der abgestandene Geruch einer 
traditionsbelasteten Arbeiterpartei anhaf
tet( e ), sie aber nicht den Charme volkspar
teilicher Modernität versprüht, liegt nicht 
am Berliner Grundsatzprogramm, sondern 
am überlieferten Image der Gewedc
schaftspartei, von dem der NRW-Landes
geschäftsführer die SPD zwar wegbringen 
möchte, sich aber nicht immer - und nach 
den letzten W ahlergenissen noch weniger 
- traut. Er würde dabei im übrigen auch auf 
den Widerstand des IG-Metall-Vordenkers 
Hans-Joachim Schabedoth stoßen, der mit 
seinen "13 Thesen zum Verhältnis von 
Sozialdemokratie und Gewedcschaften" 
nur mit der SPD scharf und allzu selbst
gerecht ins Gericht geht. 
Die Vorschläge zur Organisationsreform, 
die in und von dieser Zeitschrift bereits vor 
geraumer Zeit vorgebracht worden sind, 
haben in der Reformdiskussion insofern 
Karriere gemacht, als sie auch von Wolf
gang Thierse aufgegriffen wurden. Es ist 
freilich kein Zufall, daß ein ostdeutscher 
Sozialdemokrat Gefallen an dem Vor
schlag findet, die Wählbarkeit von Abge
ordneten auf zwei Wahlperioden im Regel
fall zu begrenzen und dies dezidiert als ei
nen Aspekt der Demokratisierung von Po
litik begreift. Die außerordentlich hohe 
Mandatsdauer erscheint in einer Gesell
schaft, in der immer seltener berufliche 
Laufbahnen ein Leben lang linear fortge
schrieben werden, als ein spezifisch par
teipolitischer Anachronismus. Es ist wohl 
auch dies, was die Parteienverdrossenheit 
begünstigt: daß die Politiker ab einer be
stimmten Ebene nicht wirklich ab-, son
dern lediglich umgesetzt werden können. 
Thierse beschäftigt sich weiter mit dem 
Spannungsverhältnis von Demokratisie
rung und Professionalisierung und ent
scheidet sich im Zweifelsfall für die De
mokratie und gegen die Expertokratie, dies 
mit einem Seitenhieb auf Peter Radunski, 
dessen Thesen von einem seiner ehemali-
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gen Mitarbeiter im Konrad-Adenauer
Haus, Wulf Schönbohm, vorgestellt wer
den. Die Diagnose kann geteilt werden, sie 
lautet: Die Mitgliederpartei ist de facto 
eine Schimäre, es entscheiden die Fraktio
nen und Apparate, die Innovationen kom
men "von oben" oder versumpfen im kom
munalpolitischen Vielerlei. An das Ideal 
der Partei mit zehntausenden Aktivisten, 
die nur das eine wollen, nämlich den 
Grundwerten in der Gesellschaft zum 
Durchbruch zu verhelfen, glauben allen
falls noch unverwüstliche Romantiker und 
unverbesserliche Utopisten. 
Günter Verheugen weiß ebenso gut, daß 
die Mitgliederpartei längst zur Disposition 
steht, dies belegen allein die sinkenden 
Mitgliederzahlen. Das zentrale Ziel der 
Parteireform leitet sich aus dieser 
Diagnose ab: Der Schlüssel für die Zukunft 
der Volksparteien westeoropäischen 
Zuschnitts liegt darin, die innerparteiliche 
Demokratie und sich so als Mitglieder
parteien zu erneuern. Daß die Mitglieder 
lediglich in der Papierform die letzte 
Instanz der Partei, in der Realform es die 
Mandatsträger, Parteiangestellten und 
ehrenamtlichen Funktionäre der Partei 
sind, wird sich nicht ändern lassen. Urab
stimmungen und Urwahlen simulieren le
diglich die Realform. 

Ansonsten muß es nicht von Nachteil sein, 
wenn in der SPD ein aufgeschlossenes und 
offenes "mittleres Management" den Zu
sammenhaJt der Partei organisiert und die 
Entscheidungsbildung koordiniert. Dieser 
Zustand wird in der FAZ und auch anders
wo bisweilen als "Delegiertendemokra
tie" verunglimpft, hat aber bislang die we
niger demokratischen "amerikanische Zu
stände" und eine "lose verkoppelte Anar
chie", die Peter Lösche am Werk sieht, 
verhindert. 
Überhaupt sorgt die begriffliche Entgegen
setzung von vergangener "Solidargemein
schaft'' und der herrschenden Tendenz zur 
Segmentierung, die Lösche in seinem Bei
trag einführt, für schiefe Bilder. Das Wort 
von der Solidargemeinschaft in diesem 
Zusammhang romantisiert doch sehr stark 
die Begrenzung von Lebenswelten und 
überspielt autoritäre, bürokratisierte und 
immobile Parteistrukturen. Lösche meint 
denn auch selbst, daß eine netzwerkhaft 
verbundene Partei, zwar als "anarchi
stisch gekoppelt" erscheint, aber doch 
eine modernere Organisationsform von 
Partei darstelle. 
Klaus-Jürgen Scherer und Malte Ristau 
beschäftigen sich mit den sozialdemo
kratischen Wählern, wobei Scherer mit 
Recht davor warnt, die gekaufte Wähler-

marktanalyse vor die Politik der Verände
rung zu stellen. Scherer begründet die 
Modernisierung und Integrationsaufgaben 
der SPD aus einer Analyse unterschiedli
cher sozial-kultureller Millieus, Ristau 
aus neueren Ergebnissen aus der Wahlfor
schung, die nach den letzten nicht pro
gnostizierten Wahlergebnissen ebenfalls 
in einer ernsthaften Krise steckt. Die Bei
träge von Scherer und Ristau heben sich 
vom häufig anzutreffenden Lamento über 
die "schwierigen Wähler" ab und begrei
fen den Wandel, Unübersichtlichkeiten 
und Instabilitäten auch als Chancen für 
eine erneuerungswillige Politik 
Nicht weil den Beteiligten das Bemühen 
abzusprechen ist, ist vor lliusionen bei der 
Erneuerung der SPD als Mitgliederpartei 
gleichwohl zu warnen. Die Ergebnisse, die 
Michael Scholing aus der vom SPD-Vor
stand in Auftrag gegebenen Polis-Studie 
vorträgt, sprechen eine eher skeptische 
Sprache. Einmal mehr wird bestätigt, daß 
es mißlungen ist, eine ganze Generation in 
die Parteiendemokratie zu integrieren, 
was perspektivisch schwerer wiegt als 
acht Prozent rechtsradikale Wähler. 
Der Tanker also im Nebel? Ja. Zeit zum 
"Aufklaren"? Schon längst. 

KarstenRudolph, Historiker 
Wetter/Ruht 

Frieden mit aller Gewalt ••• 
Die fragwürdigen Vorstöße .volisouveräner" 
deutscher Außenpolitik folgen dem imperativi· 
sehen .Es muß etwas geschehen", ohne daß 
die Fragen nach dem Wie, Warum, durch wen 
und zu welchem Zweck öffentlich diskuUert, 
geschweige denn demokratisch entschieden 
worden waren. 

M die Stelle pol1t1scher Entscheidungen treten 
.schneidige Lösungen· (Roman Herzog). 

Den Blf:ittem geht es um die überfällige 
Repo/ihsierung, um Offeni/ichkeit und 
Demokratisierung. 

lm April mit Beiträgen zu den Aniechtungen 
der .Nachnachkriegsdeutschen", zu Bundes· 
wehre1nsätzen, zur Zukunft der Aüstungskon· 
1rolle, zur .Friedensdividende". 

Im Maihef1 ein S1reitgesp<äch zwischen Harald 
Mülle~ Hessische S1iftung für Friedens· und 
Konfliktforschung in Frankfurt, und WJtfgang 
A. Vogt, Führungsakademie der Bundeswehr 
m Hamburg, zum Thema Out of area·Einsatz 

der Bundeswehr. 
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Einführung 
zum Schwerpunkt 
von Susi M öbbeck* 

Rassismus wurde in den Diskursen der 
spw bislang vor allem im Kontext der 
Neuen Weltordnung theoretisch und im 
Rahmen der Asyldebatte politisch verar
beitet. Dabei haben sich elflige 
Diskussionslinien herausgebildet: die 
Rolle des Rassismus als sozialer "Platz
anweiser'' bei der Welt-Neuordnung, die 
Frage nach europäischen Identitäten 
und einem europäischen Projekt der 
Linken, die Kontroverse um die Regu
lierung der Einwanderung. Zu kurz ge
kommen sind bislang Strategiebildung 
und Projekte der antirassistischen Bewe
gungen. Auf diese mehr politische Seite 
soll im vorliegenden Schwerpunkt "Ab
Grenzungen" eingegangen werden. 
Kees Groenendijk zeichnet die Kon
struktion einer Festung Europa in der 
Regulierung der Migrationsbewegun
gen nach. Rolle und Zustand der 
französischen Linken im Kontext von 
Migrations- und Ausländerpolitik ana
lysiert Malte Martin. Christoph Butter
wegge entwickelt Eckpunkte einer an
tirassistischen Strategie, mit denen die 
verschiedenen Konfliktebenen ver
knüpft werden können. Er votiert für 
eine Rekonstruktion und Wiederaneig
nung des Solidaritätsbegriffs von Seiten 
der fortschrittlichen Bewegungen und 
der Linken. Bernd Dobesberger schließ
lich zeichnet die Entwicklung der Frei
heitlichen Partei ÖSterreichs und ihres 
Vorsitzenden Haider nach. Für eine poli
tische Entwarnung nach der Niederlage 
Haiders beim Volksbegehren gegen 
Ausländer sieht Dobesberger freilich 
keinen Anlaß: da die sozialen Spal
tungsprozesse sich fortsetzen und Be
drohungsängste weiter zunehmen, bleibt 
deren rassistische Umdeutung aktuell 
und gefährlich. 
Aus meiner Sicht schälen sich in den 
Beiträgen mindestens drei Komplexe 
heraus, die für den weiteren Diskursver
lauf bedeutsam sind und weiter verfolgt 
werden sollten: 
Erstens: Die Debatte um ein europäi
sches Bürgerrecht ( citoyennete). 
Groenendijk beschreibt präzise, wie 
durch die Migrationspolitik in Europa 

Susi Möbbeck, Sludentin der Politiwissenschaft 
ln:I Milherausgeberin der spw, Bremen 

unterschiedliches Recht zwischen EG
Bürgern und Einwanderlnnen aus 
Nicht-EG-Ländern entsteht und so Dif
ferenz konstruiert wird, die die Basis 
für rassistische Umdeutungen sozialer 
Konflikte bildet. Er plädiert daher für 
ein europäisches Bürgerrecht, das auch 
die Einwanderinnen aus Nicht-EG-Län
dern einbezieht. Politische und rechtli
che Gleichheit soll der rassistischen 
Abgrenzung den Boden entziehen. 
Auch Malte Martin, der die Spezifik 
der französischen citoyennete-Debatte 
darstellt und Christoph Butterwegge 
benennen ein europäisches Bürgerrecht 
als zentrales Element antirassistischer 
Konzeption. Das Konzept darf aber 
nicht auf politische Rechte beschränkt 
bleiben, sondern muß soziale Rechte 
einschliessen. Es müßte also im Ver
bund mit einem europäischen Anti
Diskriminierungskonzept diskutiert 
werden, das die "Ethnisierung" von 
Arbeit und sozialen Lebensbedingun
gen weitestgehend verhindert. "Civil 
Society" und "Multikulturalität" ma
chen nur dann wirklich Sinn, wenn die 
realen sozialen Konflikte, die Grundla
ge rassistischer Abgrenzung und Um
deutung sind, entschärft bzw. gelöst 
werden. Europäisches Einwanderungs
recht, Staatsangehörigkeits- und Bür
gerrecht sowie Anti-Diskriminierungs
konzept und die Herausbildung eines 
europäischen Sozialstaats müssen da
her im Zusanunenhang angegangen 
werden. 
Zweitens: Die politischen Perspektiven 
der europäischen Linken. 
Malte Martin beschreibt in seinem Bei
trag die Fixierung der französischen 
Linken und antirassistischen Bewe
gung auf die Politik der PS-geführten 
Regierung und betont die Notwendig
keit einer autonomen Handlungsfähig
keit. Nach der Niederlage der PS und 
der konservativen Regierungsüber
nahme werden Neuformierungsprozes
se der Linken in Frankreich stattfinden, 
bei denen die Verbindung zur antirassi
stischen Bewegung offenbar eine zen
trale Rolle spielt. Parallel dazu gibt es 
auch in anderen europäischen Ländern 
linksautonome Fonnierungsprozesse, 
die durch die Erosion der europäischen 
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Sozialdemokratie mit ausgelöst worden 
sind. Auch für die Bundesrepublik muß 
gefragt werden: wie werden sich linke 
und antirassistische Bewegungen neu 
formieren? Welche Rolle wird dabei die 
bundesdeutsche Sozialdemokratie spie
len? Die Verbindung von linker und 
antirassistischer Bewegung und deren 
Europäisierung werden für die Heraus
bildung von Gegenkräften zu einer Fe
stung Europa von zentraler Bedeutung 
sein. 
DriJtens: Ansatzpunkte einer antirassi
stischen Bewegungsstrategie. 
An die Frage nach den politischen For
mierungsprozessen schließt sich die 
Strategiebildung der antirassistischen 
Arbeit an. Einerseits geht es um die Ver
ständigung auf zentrale politische Pro
jekte und die Vertiefung von V ernet
zungen, in der Bundesrepublik insbe
sondere ausgehend von SOS Rassismus -
Forum Buntes Deutschland. Anderer
seits ist das Verhältnis von Eingesesse
nen und Migrantinnen in der Antiras
sismus-Bewegung von Bedeutung. Soll 
die Bewegung zu einer ernsthaften Ge
genmacht werden, so muß sie die Selb
storganisation und Mobilisierung von 
Einwanderinnen leisten. Andererseits 
besteht die Gefahr der Ethnisierung der 
Bewegung selber: die Fragmentierung 
in "Ethnostrukturen" würde eine 2.ers
plitterung der Bewegung nach sich zie
hen. Malte Martin beschreibt die Risi
ken dieser Entwicklung am Beispiel 
Frankreichs. In der Bundesrepublik ist 
weder die Mobilisierung der Einwande
rinnen noch ihre ethnische Selbstorgani
sation so weit fortgeschritten wie in 
Frankreich. Ob und wie weit es der An
tirassismus-Bewegung gelingt, für die 
Einwanderinnen ebenso wie für die 
Eingesessenen ein Dach zu bieten, ohne 
in Ethnostrukturen zersplittert zu wer
den, ist aber meiner Auffassung nach 
zentral für ihre weitere Zukunft. Perso
nelle und inhaltliche Verbreiterung und 
Europäisierung können nur auf dieser 
Grundlage gelingen. Besondere Verant
wortung kommt dabei den Jugendver
bänden zu. Eine immense Anforderung, 
die sich in der Bundesrepublik insbe
sondere an die Jusos richtet: ihre Öff
nung für die nachwachsende Generation 
von Migrantinnen, ihre Hinwendung zur 
antirassistischen Bewegungsarbeit bie
ten eine Chance zur Verbindung von 
linker und antirassistischer Arbeit und 
für eine bewegungsorientierte und euro
päische Erneuerung der Jusos. 
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Von Kees Groenendijk* 
Der Übergang von den 
bestehenden Grenzkon
trollen innerhalb West
europas zu der für 1992 
geplanten strengeren 
Kontrolle der äußeren 
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* {-{ Schengener Abkommens 
(vgl. Cruz 1990). Italien 
trat diesem Abkommen 

Grenzen bringt die Ge

lJ 
(t) 

C im November 1990 bei, 

J\.7 ~ Cl) im Juni 1991 
~ A(' unterzeichneten Por-

CJ 
tugal und Spanien und 

Griechenland im De-fahr mit sich, daß inner- t\ '\ 
~ ,h ,.._ zember 1992. Zu dieser 
V "'lr "'- Gruppe gehören also der-

* 
f/)' zeit neun Länder. Die drei 

halb Europas neue Gren- ~ 
zen zwischen bestimmten ...,,,,,,.. • 
Gruppen von Einwande- ~~• 
rinnen und der übrigen Be- V 
völkerung geschaffen werden. ?~ M. ..r,... restlichen EG-Ländern (Dä-

Es ist indessen ein Mythos, daß ~ 

die Entwicklungen unausweich- '" 
lieh sind. Man kann diese Politik ~ ,, 

T c,·, · nemark, Griechenland, Irland 
und Großbritannien) beobach

ten die Schengener Aktivitäten, 

A A th e{\ 'I wirken aber an der Ausarbeitung 
verändern. Die Einwanderergruppen 
können sie beeinflussen, und in der Tat 
tun sie es auch. 
Dieser Beitrag beschreibt zunächst in 
Kürze, was m.E. die wesentlichen Reali
täten und Mythen bezüglich der Festung 
Europa sind. Danach will ich die Frage 
ansprechen, ob ein europäisches Bürger
recht ( citizenship) zur Lösung der Pro
bleme der Immigrantinnen beitragen 
könnte. Abschließend geht es um die 
Frage, was Immigranten und ihre 
Organisationen selbst tun können. 

Die Realitäten 
Die Politik der Europäischen Gemein
schaft bezüglich der Migration und des 
einheitlichen Binnenmarkts nach 1992 
läßt sich in zwei Sätze fassen: 

fast völlige Liberalisierung der Mi
gration zwischen den EG-Ländern 
für die EG-Angehörigen, sowie 
strenge Kontrolle und Selektion der 
Migration von außerhalb der EG. 

Seit 1985 die Entscheidung getroffen 
wurde, einen einheitlichen Binnenmarkt 
zu schaffen und die internen Grenzkon
trollen abzuschaffen, haben sich auf eu
ropäischer Ebene zwei unterschiedliche 
Vorschriftenkataloge entwickelt. Die 
entsprechenden Bestimmungen werden 
in zwei voneinander getrennten Arten 
von Institutionen entwickelt. 
Der erste Katalog von Bestimmungen 
betrifft die Freiheit, innerhalb der EG 
ein- und auszuwandern. Die Hauptele
mente sind: 

ein Vorschlag, die Freizügigkeit für Ar
beiter und ihre Familien zu erweitern, 
selbst im Falle von Arbeitslosigkei~ 

Kees Groenendijk ist Professor für Rechts
soziologie an der Fakultät für Rechtswissen
schaft der Katholischen Universität Nijmegen, 
N""9!\ande 

I V/Y des Vorschriftenkatalogs nicht aktiv 
mit. 

neue Bestimmungen, die wirtschaft
lich inaktiven Personen (Studenten, 
Ruheständlern usw.) das Recht ein
räumen, in anderen EG-Ländern zu 
leben; diese Bestimmungen sind im 
Juli 1992 in Kraft getreten; 
ein Vorschlag zum Stimmrecht bei 
Kommunalwahlen; 
eine Sozialcharta, die eingewander
ten Arbeitern soziale Grundrechte si-
chert. 

Diese neuen Gesetze sind jedoch in ih
rem Geltungsbereich auf EG-Bürger 
eingeschränkt. Immigrantinnen von au
ßerhalb der EG kommen nicht in den 
Genuß der neuen Rechte. Diese soge
nannten "Einwanderer aus Drittlän
dern" sind von den Vorteilen des ein
heitlichen Binnenmarktes ausge
schlossen. Derzeit wohnen mehr als 8 
Millionen Einwanderinnen aus Drittlän
dern in der EG. Dieser erste Vorschrif
tenkatalog findet ausschließlich auf die 
5 Millionen Bürger von EG-Ländern 
Anwendung, die in einem anderen EG
Mitgliedsstaat leben. 
Zur gleichen 2.eit wircl ein anderer 
Vorschriftenkatalog auf europäischer 
Ebene vorbereitet, und zwar nicht von 
den regulären Institutionen der Gemein
schaft ( der Kommission, dem Rat, dem 
Europäischen Parlament), sondern 
außerhalb dieser Institutionen und hinter 
verschlossenen Türen. 
Die geheimen Verhandlungen werden in 
der sogenannten TREVI-Gruppe und in 
der Ad-hoc-Gruppe Einwanderung von 
Beamten und Politikern aus den 12 EG
Ländern geführt sowie in der ursprüng
lich aus den Vertretern der fünf Ländern 
(Frankreich, Deutschland und Benelux) 

Den meisten neuen Bestimmungen die
ser zweiten Kategorie haben die Länder 
dieser Gruppe bereits im Schengener 
Zusatzabkommen zugestimmt, das im 
Juni 1990 unterzeichnet wurde. Die 
entsprechenden Regelungen werden 
aber nun schrittweise von den 12 EG
Ländern kopiert. Entworfen wurden die
se Bestimmungen, um die Migration 
von außerhalb der EG zu kontrollieren_ 
Die Hauptinstrumente sind: 

eine gemeinsame Visumpolitik 
schärfere Kontrollen an den äußeren 
Grenzen 
ein großes EDV-System zur Über
prüfung von unerwünschten Aus
ländern und Kriminellen, das nicht 
nur an der Grenze, sondern auch für 
polizeiliche Überprüfungen im Lan
desinneren Verwendung finden soll; 
im sogenannten Schengener Informa
tionssystem wird Platz für die Daten 
von etwa 800000 unef\Nünschten 
Personen sein; 
Einschränkungen der Möglichkeit, in 
Europa Asylanträge zu stellen. 

Bezeichnenderweise werden in beiden 
im Juni 1990 unterzeichneten Verträgen 
( das Schengener Zusatzabkommen da
tiert vom 19.6. und der EG-Vertrag zur 
Behandlung von Asylanträgen vom 
15.6.) "Ausländer" als solche Personen 
definiert, die Bürgerinnen von Nicht
EG-Ländern sind. Die Grenzlinie zwi
schen EG-Bürgern und der restlichen 
Weltbevölkerung ist hier eindeutig ge
zogen. Sie könnte auch eine klare 
Demarkationslinie zwischen Staatsbür
gern zweiter und dritter Klasse in Euro
pa werden, zwischen den EG-Angehöri
gen und den "extracommunitari", wie 
ihr italienischer Spitzname lautet. 
Diese neuen Instrumente sind darauf 
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zugeschnitten, die Einreise von au- sich innerllalb von drei Tagen poli- Vorstellung daß dieses i'n..-.:::::·······! 
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ßerhalb der EG zu kontrollieren und ,·lle- ·ili h Jd ' neue vuawa- ! ' ze c zu me en, es ve,pflichtet aber chungssystem funktionieren wird. Di ' i 
gale Einwanderinnen zu überwachen, auch die Besitzer von Hotels und Cam- politischen und rechtlichen Debane:: i ;, • 
denen die Einreise in die EG gelungen pingplätzen, alle Nicht-EG-Angehöri- über die Verschärfung der Grenzkon- , 
ist. Doch werden die neuen Ins-·-ente gen unter ,·hren Gas·· ten zu reg1·s1n·eren trolle ·· f h Le u =u n mogen au manc e ute beruhi-
und Bestimmungen auch ernsthafte ne- und zu melden. gend wirken, sie werden aber die Ein-
gative Konsequenzen für die legalen Es ist klar, daß die neuen Maßnalunen wanderung nicht stoppen, so lange die 
Einwanderinnen aus Nicht-EG-Ländern eine zusätzliche Belastung insbesondere wichtigsten europäischen Länder, wie 
und für solche Einwanderinnen haben, für nicht-weiße EG-Bürger und für lega- dies derzeit eben der Fall ist, in großem 
die zwar Bürger von EG-Ländern sind, Je Einwanderinnen von außerhalb der Maßstab die Arbeit von Immigrantinnen 
aber nicht wie "Europäer" aussehen: EG schaffen werden. Diese haben oft- benötigen und benutzen. 
für asiatische und westindische Imrni- mals Familienangehörige im Ausland, In verschiedenen EG-Ländern wird von 
grantlnnen in Großbritannien, für viele sie reisen öfter in außereuropäische Län- Beamten und Politikern die Furcht bere
Algerier in Frankreich, für die Surin- der und sie werden öfter internen det, daß mit dem Verschwinden der in
arnesen in den Niederlanden und für Überprüfungen im Landesinneren unter- neren Grenzkontrollen alle illegalen 
Chinesen oder Vietnamesen m1·t deut- wo~en selbst wenn diese A · E. d Krim. ll "' , uswrr- mwan erer, me en und Asylsu-
scher oder belgischer Staatsangehörig- kungen von den Schöpfern der neuen chenden in ihr Land kommen werden, 
keit. Ich gebe einige Beispiele: Bestimmungen nicht beabsichtigt sind. vor allem wegen des besseren Systems 

an den äußeren Grenzen (an Die diskrimierenden Wirkungen der der sozialen Sicherheit. Diese Äußerun
Autobahngrenzübergängen und Flug- neuen Europäischen Gesetzgebung wer- gen verraten mehr über die Ängste und 
plätzen) wird es unterschiedliche den sich auf nationaler Ebene reprodu- den nationalen Chauvinismus der Spre
Eingänge und unterschiedliche Be- zieren und verstärken. eher als über die wirkliche Migration. Es 
handlung für EG- und für Nicht-EG- Die Geheimhaltung bei der Vorberei- wird jenen Migrantengruppen nicht 
Bürger geben; die Grenzkontrolle für tung der neuen europäischen Be- leicht fallen, all diesen Erwartungen tat-
die zweite Gruppe wird verschärft; stimmungen hat verschiedene Kon- sächlich nachzukommen. 
für Bürger aus mehr als 100 Ländern sequenzen. Bestimmte Fragen werden Ein anderer Mythos ist, daß die EG sich 
in der ganzen Welt werden Visa ver- kaum je gestellt. Sind all diese neuen ernsthaft bemüht, Maßnahmen gegen 
langt; die neue europäische Visum- Maßnalunen wirklich notwendig? Gibt rassistische Diskriminierung zu veran
politik unterscheidet dabei zwischen es Alternativen, die den fest ansässigen lassen. Bisher bestanden die meisten 
Ländern mit einer überwiegend wei- Imrnigrantlnnen weniger Nachteile und Aktivitäten der EG-Kommission und 
ßen, wohlhabenden und christlichen Schaden zufügen? des Europäischen Rates in feierlichen 
Bevölkerung (keine Visumpflicht) Es gibt nur eine begrenzte parlamen- Erklärungen und harmlosen Entschlie
und Ländern mit überwiegend ar- !arische Kontrolle der gegenwärtigen Bungen: Worte auf Papier statt Gut
men, nicht-weißen und nichtchristli- und künftigen Gesetzgebung. Die recht- achten, Geld oder Gesetze. Ein damit 
eben Bevölkerungen (Visumzwang); liehe Kontrolle über die Anwendung zusammenhängender Mythos ist, daß 
es wird verstärkt Kontrollen im dieser Bestimmungen, sowohl durch die die EG über keinerlei Kompetenz zum 
Landesinneren geben; die von der nationalen Gerichte wie durch den Euro- Erlaß von Bestimmungen verfügt, um 
Polizei auf Bahnhöfen oder in Zügen päischen Gerichtshof in Luxemburg, Immigrantlnnen aus Drittländern zu 
durchgeführt werden; da Polizisten wird in der Praxis stark eingeschränkt schützen. Dies ist schlicht unwahr. Im 
nicht im voraus wissen. welche Per- sein. In den meisten westeuropäischen Recht der Gemeinschaft sind verschie
sonen überprüft werden sollten, weil Ländern hat die externe Kontrolle der dene Bestimmungen vorhanden, welche 
sie die Farbe der Pässe nicht sehen Behandlung von Immigranten durch die die Rechte von Nicht-EG-Immigran
können, wird die Hautfarbe einer Parlamente und Gerichte sich im Ver- tinnen betreffen, nur datieren alle diese 
Person oder ihre Kleidung faktisch zu lauf der letzten Jahrzehnte schrittweise Bestimmungen aus den 60er und 70er 
einem entscheidenden Falctor der ausgedehnt, auf einem Feld also, wo die Jahren. In den letzten zehn Jahren sind 
offiziellen Überprüfung. Verwaltungsbehörden traditionell fast die Politiker einfach nicht fähig gewe-

Es besteht die ernste Gefahr, daß diese unbehelligt agieren konnten. Diese sen, über irgendein neues Element der 
neuen europäischen Bestimmungen Enungenschaften könnten durch die ge- EG-Einwanderungsgesetze Überein
dazu beitragen werden, die Diskriminie- heim vorbereiteten neuen europäischen stimmung zu erzielen. Das rechtliche 
rung durch Staatsbeamte zu legitimie- Bestimmungen rückgängig gemacht Argument der nationalen Souveränität 
ren. Der Staat und seine Repräsentaten werden. dient auf diesem Gebiet dazu, die 
geben damit das Beispiel für unter- Befürchtungen und Gegensätze zwi-
schiedliche Behandlungen auf Grund- Die Mythen sehen den nationalen Politikern zuzu-
lage der "Rasse". Darüber hinaus wer- decken. 
den nicht nur Staatsbeamte, sondern Um die Idee einer Festung Europa ran- Der letzte Mythos, ist der, daß die 
auch Privatpersonen mit der Durchfüh- ken sich zahlreiche Mythen. Ein Mythos Hauptursache dieser politischen Maß
rung dieser Kontrollen beauftragt wer- ist nach meiner Auffassung sowohl die nalunen in einem strukturellen Rassis
den. Das Personal der Fluggesellschaf- Vorstellung, daß eine im Verhältnis zum mus oder in rassistischen Auffassungen 
ten ist in die europäischen Grenzkon- gegenwärtigen Niveau der Grenzkon- begründet liegt Zwar spielen die Ängste 
trollen bereits mit einbezogen. Das trollen verschärfte Überwachung von vor einer "Flut" neuer Einwanderer und 
Schengener Zusatzabkommen von 1990 Europas Außengrenzen unausweichlich die Gefühle der eigenen Überlegenheit 
verpflichtet die Nicht-EG-Angehörigen, oder logisch zwingend ist, wie auch die eine offenkundige Rolle. Sie können 
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aber die Formierung dieser Politik und 
seine Effekte nur teilweise erklären. So
wohl in Brüssel wie in den nationalen 
Hauptstädten dürfte oftmals eher man
gelnde Sachkunde und fehlendes Inter
esse als eine politisch bewußt getroffene 
Entscheidung die Ursache sein, daß die 
oben erwähnten Auswirkungen für Im
migranten aus Drittländern produziert 
werden. Bis vor kurzem wird vielen Po
litikern kaum klargeworden sein, daß 
neben den 5 Millionen Migrantlnnen aus 
anderen EG-Ländern über 8 Millionen 
Einwanderinnen mit der Staatsangehö
rigkeit von Nicht-EG-Ländern innerhalb 
der EG leben. Nur wenige Politiker wer
den ernsthaft über die negativen Auswir
kungen nachgedacht haben, die diese 
neuen Bestimmungen für die nicht-wei
ßen Einwanderinnen haben, die im Be
sitz von EG-Pässen sind. In den Nieder
landen haben viele Abgeordnete ihre 
Ansichten oder ihr Abstimmungs
verhalten geändert, sobald sie mit diesen 
Folgen konfrontiert wurden. 
Diese Beobachtung ist wichtig für 
diejenigen, welche die gegenwärtigen 
Politiken in Europa zu ändern wün
schen. Sieht man die wesentlichen 
Faktoren, die hinter diesen politischen 
Maßnahmen stehen, in Rassismus und 
Xenophobie, dann wird es schwierig, 
wenn nicht gar definitionsgemäß un
möglich, die entsprechende Politik zu 
ändern ohne die Ansichten der Leute zu 
ändern. Setzt man dagegen voraus, daß 
mangelnde Sorgfalt oder selektive Infor
mation mit die Grundlage für manche 
dieser neuen Bestimmungen bilden, ist 
die Aussicht auf künftige Verände
rungen größer. Dies soll keine 
Rechtfertigung für Nachlässigkeit, son
dern eine Erinnerung an die Adresse de
rer sein, die politische Strategien konzi
pieren. Schiebt man erst alles auf den 
Rassismus, verliert die Verständigung 
über kleine praktische Schritte wie bei
spielsweise ein Europäisches Bür
gerrecht für Einwanderinnen aus Dritt
ländern schnell ihren Sinn. 

Das Europäische 
Bürgerrecht 
Wäre die Einführung eines Europäi
schen Bürgerrechts (citizenship) ge
eignet, um diese Probleme zu lösen? 
Und wem sollte ein solches Bürgerrecht 
gewährt werden? 
Sucht man eine Antwort auf diese Fra
gen, sollte man sich klarmachen, daß es 
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in Europa zwei vorherrschende Traditio
nen in bezog auf die Staatsangehörig
keit gibt: das französische und das deut
sche Modell. Das französische Modell 
stellt die gemeinsame Kultur und die ge
meinsame Erfahrung der Menschen her
aus, die auf dem gleichen Territorium le
ben. Das deutsche Modell der Staatsan
gehörigkeit beruht in erster Linie auf der 
Vorstellung einer gemeinsamen Abstam
mung (die gemeinsame "Rasse" oder 
die Blutsbande sind nach dieser Auffas
sung wichtiger als die gemeinsame Kul
tur oder der gemeinsame Wohnort). Bei
spiele für dieses Modell liefert die 
"Aussiedler" -Gesetzgebung und die 
Entscheidung, die Einreise jüdischer Im
migrantlnnen nach Deutschland zahlen
mäßig zu begrenzen. Der Vorstoß von 
Frankreichs früherem Präsidenten Gisca
rd d'Estaing, man solle das "droit du 
sol" im französischen Staatsangehörig
keitsrecht durch ein "droit du sang" er
setzen (Le Figaro 21.9.91), macht deut
lich, daß das Modell Deutschland auch 
in Frankreich maßgebliche Befürworter 
hat. Umgekehrt bedeutet der kürzlich er
folgte Sinneswandel im deutschen 
Staatsangehörigkeitsrecht, der die 
Einbürgerung von Immigrantlnnen in 
zweiter Generation erleichtert (Art. 85 
Ausländergesetz, 1990), einen ersten, 
aber symbolisch wichtigen Schritt hin 
zum französischen Modell. 
Beide Modelle beruhen auf der Vorstel
lung einer ( entweder kulturellen oder 
ethnischen) Homogenität, und beide im
plizieren die Loyalität zu einer einzigen 
öffentlichen Körperschaft oder staatli
chen Struktur. Das französische Model 
ist aber offener und aufnalunefähiger ge
genüber Einwanderinnen, während das 
deutsche Modell in seiner Grundlage 
geschlossen und exklusiv ist. Beide Mo
dell beinhalten in ihrer modernen 
demokratischen Version das gleiche 
Recht aller Bürger, am öffentlichen Ent
scheidungsprozeß zu partizipieren und 
an den materiellen Gütern in einem Min
destmaß teilzuhaben. Es darf demnach 
keine Staatsbürger zweiter oder dritter 
Klasse mehr geben. 
Die gegenwärtigen Entwicklungen in 
Europa machen es nach meiner Auffas
sung erforderlich, sich von diesen zwei 
fixierten Vorstellungen bezüglich der 
Staatsangehörigkeit zu trennen. Der eu
ropäische Einigungsprozeß verlangt 
eine positive Bewertung der kulturellen 
Verschiedenheit anstelle des Postulats 
kultureller Homogenität. Europa wird 
nur Erfolg haben, wenn es mehr als nur 

ein Markt füt Güter, Geld und Arbeit ist, 
nur dann, wenn wir erkenne, daß sich 
kulturelle Verschiedenheit ( unterschied
liche Sprachen, Traditionen, Religionen 
und politische Gepflogenheiten) mit 
gemeinsamen Ideen und Werten (in be
zug auf Demokratie und Men
schenrechte) sehr gut vertragen können. 
Großbritannien, die Niederlande, Belgi
en und die Schweiz liefern das Beispiel, 
daß die kulturelle Verschiedenheit zum 
wesentlichen Bestandteil einer Nation 
werden kann. Eine europäische Staats
angehörigkeit ist in diesem Jahrzehnt 
nur dann zu realisieren, wenn die kultu
relle Verschiedenheit als ein wesentli
ches und wertvolles Element akzeptiert 
wird. Diese Verschiedenheit könnte sich 
sogar als wertvoller Aktivposten im in
ternationalen Handel, in der Diplomatie 
und im internationalen Informati
onsaustausch erweisen. 
Daneben müßte die Vorstellung, daß die 
Staatsangehörigkeit eine nahezu absolu
te und ausschließliche Loyalität gegen
über der öffentlichen Körperschaft oder 
gegenüber dem Staat einschließt, für 
den die männlichen Staatsbürger zu ster
ben bereit sein sollen, durch die Vorstele 
lung einer doppelten Loyalität 4 
werden: der Loyalität gegenüber ei~; 
der Mitgliedsstaaten auf der einen Siiite 
und einer gewissen Loyalität gegenüber 
den sich entwickelnden neuen öf
fentlichen Körperschaften auf eu
ropäischer Ebene auf der anderen Seite. 
Ich verwende den Begriff der Loyalität 
hier zur Beschreibung der tatsächlichen 
Beziehung zwischen einem privaten In
dividuum und den öffentlichen Gewal
ten, nicht als einen normativen Mindest
standard von persönlicher Hingabe an 
den Staat, die jeder Bürger im Zwei
felsfalle unter Beweis zu stellen hätte. 
Loyalität also als eine Tatsache des Le
bens, die das Resultat dauernden 
Aufenthalts ist, nicht als Sache einer 
Prüfung oder als Instrument der 
Ausschließung. 
Die Realität, die diese doppelte Loyali
tät in den kommenden Jahren für EG
Bürger haben wird, könnte es leichter 
machen, die Vorstellung einer doppelten 
Loyalität der Immigrantlnnen gegen
über ihrem Herkunfts- (Geburts-)Land 
wie gegenüber ihrem Einwanderungs
land zu akzeptieren. Sie könnte, was die 
Einwanderinnen der ersten oder zweiten 
Generation angeht, die Idee einer dop
pelten Staatsbürgerschaft akzeptabel 
machen, die ein juristischer Ausdruck 
ihrer kulturellen und sozialen Bindun-
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gen an zwei verschiedene Länder wäre. 
Die Vorstellung einer ausschließlichen 
Loyalität sollte also dahingehend korri
giert werden, daß sie die Realität von 
zwei oder mehr konkurrierenden Loyali
tätszentren entspricht, und zwar nicht 
nur für Einwanderlnnen, sondern für alle 
Bürger in Europa. 
Wenn wir in Europa die Entwicklung zu 
einem Dreiklassenstaat vermeiden und 
gleichzeitig die Möglichkeit einer for
cierten kollektiven Ausweisung von Ein
wanderergruppen ausschließen wollen, 
dann haben wir keine andere Alternative 

eine andere Kategorie von Menschen, 
die eine Gleichbehandlung mit EG-Bür
ger und den Status von Mitbürgern 
nicht erwarten (oder verdienen) können. 
Die erste Möglichkeit besteht darin, daß 
jeder Mitgliedsstaat der EG eine natio
nale Gesetzgebung einführt, die den 
dauerhaft niedergelassenen Immi
grantinnen die gleichen Rechte einräumt 
wie seinen eigenen Staatsangehörigen, 
oder, wenn dies zu weit gehen würde, 
wie den EG-Bürgern. Beispiele für eine 
solche Gesetzgebung sind die Bestim
mungen über den Status von irischen 

Bürgern in 
Großbritan

... an den äußeren Grenzen (an 
Autobahngrenzübergängen 
und Flugplätzen) wird es un
terschiedliche Eingänge und 
unterschiedliche Behandlung 
für EG- und für Nicht-EG-Bür
ger geben; die Grenzkontrolle 
für die zweite Gruppe wird ver
schärft 

nien, das nie
derländische 
Gesetz über 
die Gleichbe
handlung von 
molukki
schen Ein
wanderinnen 
ohne hollän
dische Staats
angehörigkeit 
oder das in 
Deutschland 
diskutierte 
"Niederlas
sungsgesetz". 
Damit wäre 
eine größere 
Sicherheit des 

als die, nicht nur den dauerhaft 
niedergelassenen Immigrantlnnen aus 
den EG-Staaten ( die zur Zeit immer 
noch Bürger zweiter Klasse sind, aber in 
vieler Hinsicht schon als Bürger erster 
Klasse behandelt werden), sondern auch 
den Immigrantlnnen aus Nicht-EG
Staaten den Erwerb der Bürgerrechte zu 
ermöglichen. 

Wie wäre ein 
Europäisches 
Bürgerrecht für Ein
wanderinnen aus 
Drittländern 
zu erreichen? 
Es gibt verschiedene Wege, die allesamt 
nach Rom führen. Ich möchte an dieser 
Stelle drei davon skizzieren. Ihnen allen 
ist gemeinsam, daß sie die Vorstellung 
durchkreuzen, es handle sich bei den 
Einwanderinnen aus Drittländern um 

Wohnorts (Schutz vor Ausweisung) ge
währleistet und eine etwas liberalere Fa
milienzusammenführung im Vergleich 
zu dem, was in den meisten EG-Mit
gliedsstaaten derzeit erlaubt ist. Es wür
de indessen nicht die Freiheit mit ein
schließen, in anderen EG-Ländern zu le
ben, zu studieren oder zu arbeiten. Ein 
Vorteil dieser Option wäre, daß man 
nicht auf die Zustimmung aller 12 EG
Länder zu warten hätte. Diese Politik 
kann jedes EG-Land selbst realisieren. 
Ein zweiter Weg könnte der sein, daß 
die Gesetzgebung der Europäischen 
Gemeinschaft mit dem Ziel geändert 
wird, das Recht, in anderen EG-Ländern 
zu arbeiten und zu leben, auch auf die in 
einem EG-Land dauerhaft ansässigen 
Einwanderinnen aus Drittländern auszu
weiten. Dies würde einen gewissen 
Transfer der Verantwortlichkeit vom ei
nem zum nächsten EG-Land beinhalten, 
sobald ein Immigrant oder eine Immi
grantin das Recht erhalten hat, sich im 
anderen EG-Land niederzulassen. 
Der dritte Weg bestünde darin, dauerhaft 
ansässigen Immigrantinnen auf eine li-

Rassismus und 
Migration in Europa 
Argument-Sonderband AS 201 
560 S., br., DM 38,-
Die Diskussionen um Einwande
rungsquoten und die Verschärfung 
des Asylrechts werden mit zuneh
mender Härte geführt. Zugleich 
wächst die Abschottung gegen 
Migranten und Flüchtlinge auch 
in Ländern, die bisher eine eher 
liberale Einwanderungspolitik 
betrieben haben. Um diesen 
Prozeß zu analysieren und Gegen
stratgien zu entwickeln, veranstal
tete das Hamburger Institut für 
Migrations- und Rassismus
forschung im September 1990 
einen Kongreß - den ersten dieser 
An überhaupt. Er sollte den Blick 
für die anstehenden Probleme 
schärfen und den geläufigen Frage
stellungen Alternativen entgegen
setzen. Der vorliegende Band 
dokumentiert die Vorträge, die auf 
dem Kongreß gehalten wurden. 
Beiträge u.a. von G. Auernheimer, 
F. Anthias, E. Balibar, Ph. Cohen, 
C. Guillaumin, J. Link, R. Miles, V. 
de Rudder, C. Wihtol de Wenden, 
T. van Dijk. 

Robert Miles 

Rassismus 
Einführung in die Geschichte und 
Theorie eines Begriffs 
A.d. Engl. v. Michael Haupt 
191 S., br., DM 24,-

Miles •analytisches Interesse ist 
auf das theoretische Verständnis 
des Rassismus ausgerichtet. Vor 
allem gilt seine Aufmerksamkeit 
den Eingrenzungs- und Ausgren
zungsmechanismen in rassisti
schem Denken ... « FAZ 

Argument 
Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 
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berale Weise die Staatsbürgerschaft des 
Gastlandes anzubieten, nämlich mit der 
Möglichkeit, die urspriingliche 
Staatsbürgerschaft zu behalten. Das Ein
wanderungsland müßte also die doppelte 
Staatsbürgerschaft für die Immi
grantlnnen erster und zweiter Generati
on akzeptieren. Ein Vorteil dieser Opti
on ist, daß der oder die Eingewanderte 
sofort die gleichen Rechte unter dem na
tionalen Gesetz und die Rechte aller EG
Bürger erhält. Wenn die 12 EG-Länder 
ohne große Diskussion am 3. Oktober 
1990 etwa 16 Millionen frühere DDR
Bürger, die bis zu diesem Datum außer
halb der EG lebten, als Voll-EG-Bürger 
akzeptiert haben, warum zögern sie 
dann ( oder haben sie nicht einmal in Be
tracht gezogen), den 8 Millionen 
Immigrantinnen aus Drittländern einen 
vergleichbaren Status zu gewähren, ob
wohl die meisten von ihnen schon seit 
Jahrzehnten innerhalb der EG leben? 
In der Praxis ist diese dritte Möglichkeit 
allerdings mit einer wichtigen Restrikti
on verbunden: manche Einwanderlnnen 
verlieren automatisch ihre ursprüngliche 
Staatsbürgerschaft, sobald sie eine neue 
erwerben. Deshalb kann die tatsächlich 
Anwendung dieser Option durch die Ge
setzgebung des Herkunftslandes des Im
migranten eingeschränkt werden. 
Die drei Wege oder Optionen sind keine 
Alternativen, die einander ausschließen. 
Jede Möglichkeit ergänzt die beiden an
deren. Alle drei Wege können zur glei
chen Zeit beschritten werden. 

Was können 
lmmigrantlnnen 
und ihre 
Organisationen 
tun, um auf diese 
Politik Einfluß zu 
nehmen? 
Die erste und vielleicht wichtigste Akti
on sollte nach meiner Auffassung darin 
bestehen, deutlich zu machen, worum es 
eigentlich geht. Man müßte öffentlich 
Aufmerksamkeit für die negativen 
Auswirkungen fordern, die diese neuen 
europäischen Bestimmungen für 
Immigrantinnen aus Drittländern zur 
Folge haben. 
In den letzen Jahren hat die Asyldiskus
sion die politische Tagesordnung in vie-
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Jen europäischen Ländern beherrscht. 
Sie hat das Problem der sozialen und 
rechtlichen Stellung der Imrni
grantlnnen aus Drittländern innerhalb 
der EG gewissermaßen verdeckt. Man
che der negativen Auswirkungen der 
neuen Europäischen Bestimmungen 
rühren daher, daß die Bürokraten und 
Politiker, von denen die entsprechende 
Bestimmungen vorbereitet werden, sich 
dieser Folgen einfach nicht bewußt sind. 
Die Öffentlichkeit könnte ihr mangeln
des Interesse oder ihre Nachlässigkeit 
kompensieren. 
Ich möchte einige Beispiele für solche 
Kampagnen geben. So hat eine Organi
sation von marokkanischen Einwande
rinnen in den Niederlanden Wis
senschaftler und Studenten der Uni
versität Amsterdam darum gebeten, ei
nen Bericht über die Auswirkungen des 
Schengener Abkommens für amrok
kanische Einwanderer zu verfassen 
(Boeree 1989). Nach dieser Veröffent
lichung planten sie die Organisation ei
nes Sehengen-Tribunals. Zwar wurde 
dieses Tribunal nie abgehalten ( was am 
Fall der Berliner Mauer lag), aber das 
Gutachten hat dazu beigetragen, für das 
Problem eine breite Öffentlichkeit 
herzustellen und es zu einem wichtigen 
politischen Thema zu machen. 
Eine Organisation von türkischen 
Einwanderinnen in den Niederlanden 
hat jahrelang eine Kampagne für das 
Recht türkischer Immigrantlnnen mit 
holländischer Aufenthaltserlaubnis ge
führt, in Europa ohne Visum zu rei
sen. Sie forderten die Gleichbe
handlung mit anderen Europa-Bür
gern, was Familienbesuche, Urlaub, 
Schulausflüge oder internationale 
Sportveranstaltungen anging. Sie 
haben zunächst elfilge Abgeordnete 
und dann die holländische Regierung 
von ihrer Sache überzeugt und er
langten so die Reisefreiheit in den 
Benelux-Ländern. Dann überzeug
ten sie den deutschen Botschafter in 
den Niederlanden, der wiederum die 
deutsche Regierung überredete, den 
in den Niederlanden aufenthaltsbe
rechtigen Türkinnen ein fünf Jahre 
gültiges und gebührenfreies Visum 
für Reisen nach Deutschland auszu
stellen. Während der Verhandlungen 
über das Schengener Zusatzab
kommen von 1990 wurde den 
Jmmigrantlnnen aus Drittländern das 
Recht zuerkannt, bis zu drei Monaten 
in Europa visumfrei zu reisen (Art. 
21 ). Damit profitieren am Ende alle 

Drittland-Migrantlnnen in allen Län
dern des Schengener Abkommens 
von dieser hartnäckigen und erfolg
reichen Kampagne einer einzelnen 
Immigrationsorganisation. Dies mag 
als eine weniger bedeutende Frage 
erscheinen. Aber im täglichen Leben der 
Einwandererlnnen macht die Anhäufung 
von solchen kleinen Unterschiede in ih
rer Behandlung sehr wohl etwas aus. 
Es ist aber nicht sicher, ob in der neuen 
EG-Vereinbarung zum Grenzübertritt, 
die gegenwärtig von den 12 Regierun
gen vorbereitet wird, eine vergleichbare 
Klausel enthalten sein wird. Es könnte 
also sein, daß einer der kleinen Siege, 
die Immigrantlnnen auf der Ebene der 
Länder des Schengener Abkommens er
rungen haben, auf der 12-Länder-Ebene 
nicht übernommen cxler sogar gestri
chen wird. Der geheime Charakter der 
VerhandlWigen macht es schwer, diesen 
Prozeß zu verfolgen und zu beeinflus
sen. 
Ein zweiter Typ von Aktionen könnte 
die Formulierung konkreter Forde
rungen sein. Der im Juli 1990 veröffent
lichte Bericht des vom Europäischen 
Parlament eingesetzten Unteisl!' 
chungsausschusses zu Ras~ 
und Xenophobie (besser bekannt ,äJs 
Ford-Bericht) ist ein gutes Beispiel, 
wie Immigrantenorganisationen er
folgreich offiziellen Rückhalt für kon
krete Forderungen erlangen können. 
Diese Vorschläge waren nur Emp
fehlungen, und es gab einen starken 
Dissens in der Parlarnentarierkommis
sion. Sich darauf zu beschränken, würde 
aber den politischen Effekt der in dem 
Bericht enthaltenen Fonnulierung kon
kreter Maßnahmen und der von ihm her
gestellten klaren Verbindung zwischen 
der Frage rassistischer Diskriminierung 
und der Einwanderungspolitik unter
schätzen. Solche konkreten Vorschläge 
ermöglichen es aufgeschlossenen Politi
kern und Beamten, die praktischen Kon
sequenzen ihren Tuns in Erwägung zu 
ziehen. Sie könnten dazu beitragen, Vor
urteile und Ängste zu überwinden. 
In naher Zukunft werden das Schenge
ner Zusatzabkommen und die EG-Ver
einbarung über Asylsuchende den natio
nalen Parlamenten der Mitgliedsstaaten 
zur Ratifizierung vorgelegt. Dies könnte 
eine gute Gelegenheit sein, mit konkre
ten Forderungen zur Gleichbehandlung 
von Immigranten aus Drittländern auf
zuwarten. 
Ein drittes Mittel, das von Immigran
tenorganisationen benutzt wird, ist der 
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Musterprozeß. Der Musterprozeß ist ein 
typisches lnsbUment von Gruppen, die 
wegen ihrer geringen Zahl oder in Er
mangelung politischer Rechte nicht in 
der Lage sind, großes politisches Ge
wicht zu erlangen. Von den Einwande
rerorganisationen in den USA ist dieses 
Mittel seit über einem Jahrhundert er
folgreich angewendet worden. Wir ha
ben auch einige europäische Beispiele 
dafür gesehen. Die ganzen letzten Jahre 
hindurch haben der Europäische Ge
richtshof für Menschenrechte und die 
Kommission für Menschemechte in 
Straßburg die Europäische Men
schenrechtskonvention dahingehend 
interpretiert, daß sie den Einwanderin
nen der zweiten Generation das 
Aufenthaltsrecht sichert und der Ten
denz zur Einschränkung der Familienzu
sanunenführung durch die europäische 
Regierungen Grenzen setzt. 
Der Europäische Gerichtshof in Luxem
burg hat kürzlich verschiedene Entschei
dungen gefällt, durch welche die Stel
lung von Immigrantinnen aus Drittlän: 
dem innerhalb der EG gestärkt wird. Im 
ersten Falle entschied der Gerichtshof, 
daß ein Unternehmer, der einen Ver
trag über die Ausführung einer be
stimmten Arbeit in einem anderen 
EG-Land abgeschlossen hat, die bei 
ihm Beschäftigten auch dann in die
ses Land bringen kann, wenn diese 
Arbeiter nicht nach EG-Recht die Er
laubnis zur freien Wahl des Arbeits
platzes haben. Dies wird den einge
wanderten Arbeitern aus Drittländern 
neue Möglichkeiten eröffnen. 
1990 entschied der Gerichtshof in 
Luxemburg, daß gewisse Bestimmun
gen im Assoziierungsvertrag zwischen 
der Türkei und der EG bezüglich der 
Rechte von Türkinnen, in der EG zu le
ben und zu arbeiten, unmittelbar anzu
wenden sind. Diese Entscheidung 
schränkt die Freiheit der europäischen 
Regierungen, eine restriktivere na
tionale Gesetzgebung einzuführen, 
ernsthaft ein. Die Entscheidung des EG
Gerichtshofes könnte auch den deut
schen Behörden den Anwendungsspiel
raum für ihr 1990 verabschiedetes neues 
Ausländergesetz beschneiden. Un
terstützt und zum Teil finanziert wurde 
dieser Fall von der gleichen türkischen 
Immigrantenorganisation in den Nieder
landen, die bereits die Kampagnen in 
der Visumfrage geführt hatte. 
Diese Falle und eine künftige Öffent
lichkeit werden den Politikern und der 
öffentliche Meinung deutlich machen, 
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daß die EG mit der Frage der Rechtslage 
(Staatsbürgerschaft) der in der Gemein
schaft lebenden 
Nicht-EG-Immi
grantinnen un
a usw eich l ich 
konfrontiert ist 
Zwar könnte das 
alles etwas län
ger dauern. Aber 
es wird ziemlich 
schnell klar wer
den, daß 1992 
die beste Gele
genheit bietet, 
diese Rechnung 
zu präsentieren. 
Ein einheitlicher 
Markt bedeutet 
einen einzigen 
Raum ohne öko
nomische und so
zial dysfunktio
nale administrati
ve Barrieren, die 
einen Teil der 
Bevölkerung von 
den übrigen ab
trennen . 

Fazit 
Vor ein paar Jah
ren erst haben 
Einwanderinnen 
sowie ein paar wenige isolierte Politiker 
und Akademiker den Vorschlag ge
macht, den Immigrantinnen aus Dritt
ländern gleiche EG-Rechte zu gewäh
ren. Diese Ideen wurde damals verlacht. 
Mittlerweile ist die Frage von Belgiens 
Königlichem Kommissar für Migranten 
(Koninklijk Commisariaat 1990, Kap. 
11), von einem Sachverständigenrat des 
französischen Sozialministeriums (Le 
Monde 13.12.89) und vom Wissen
schaftlichen Rat der holländischen 
Regierung (1990) aufgeworfen worden, 
Der Innenminister hat versprochen, dar
aus einen zentralen Gegenstand der 
niederländischen Regierungspolitik in 
bezug auf 1992 zu machen. Im Februar 
1990 stimmte eine Mehrheit des 
Europäischen Parlaments für ein Ände
rungsgesetz, das den Einwanderinnen 
der zweiten Generation aus Nicht-EG
Ländem gleiche Rechte einräumt, in an
deren EG-Ländern zu arbeiten und zu 
leben. Die Europäische Kommission hat 
dieses Änderungsgesetz nicht 
abgenommen. Doch die Botschaft war 
klar. 

In einer Schrift des Internationalen 
Arbeitsamtes (ILO) machen Böhning 

und Werquin (1990,3) den Vorschlag 
"das wirtschaftlich aktive Personen aus 
Nicht-Mitgliedsstaaten, die sich zwei 
Jahre oder länger legal in einem EG
Land aufgehalten haben, das Recht zur 
Aufnahme einer Beschäftigung in ande
ren EG-Ländern erhalten und als EG
Bürger behandelt werden sollten". Nach 
ihrer Ansicht würde dies die Arbeitslo
sigkeit unter den Immigrantinnen redu
zieren, die Notwendigkeit einer Rekru
tierung neuer Arbeiter von außerhalb 
der EG vermindern und schließlich dem 
moralischen Recht von Menschen ent
sprechen, die eine gewisse Zeit in der 
EG gearbeitet und gelebt haben. Bei 
diesen Autoren handelt es sich nicht um 
Radikale, sondern um einen hohen Be
amten des ILO und um einen pensionier
ten Beamten der EG-Kommission. 
Es ist völlig klar, daß die Gewährung er
weiterter Rechte oder einer Europäi
schen Staatsbürgerschaft allein nicht die 
abschließende Lösung aller Probleme 
der Immigrantinnen in Europa sein wird. 
Alle möglichen anderen Ausschlie
ßungsmechanismen werden in der Ge-
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sellschaft weiterhin wirksam sein. Doch 
handelt es sich hier um einen not
wendigen Schritt. Gesetze sind Aus
druck der offiziellen Ideologie. Das Ge
setz kann eine negative Botschaft über 
Emigrantinnen vermitteln. Die meisten 
Ausländergesetze tun dies auch. Aber 
das Gesetz kann den anderen Bürgern 
Europas auch eine positive Botschaft 
( die Gleichbehandlung) überbringen. 
Ideen werden nur dann wahr, wenn wir 
sie ernst nehmen und anfan
gen, ihnen gemäß zu han
deln. 

Dieser Beitrag erschien zuerst in: 

Rassismus und Migration in Europa. 
hgument-Ve<lag Bellh 1992,564 

Seiten, DM 38,-Vorn Autorüberorbei
teter Nachctuck rritfreu1diche< 

Geoelmgulgdes,o,gunenl-Verlages. 
Aus dem Englischen übersetzt von 

Thomas Laugstien 
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'' ' ' ' ' ' ' ' '' Nach den L1chterkellen ' ' ' '' '' ' nicht zurucklehnen 
Strategien gegen den Rechtsextremismus auf verschiedenen Ebenen 

von Christoph Butterwegge* 
Nach den Brandanschlägen in Hoyers
werda, Rostock-Lichtenhagen und 
Mölln ist die öffentliche Debatte über 
Möglichkeiten, dem Rechtsextremismus 
und Rassismus entgegenzutreten, in 

30 

Bürgerinitiativen, Parteien, Kirchen und 
Gewerkschaften - mit einer gewissen 
Zeitverzögerung, aber durchaus (selbst) 
kritisch - in Gang gekommen. Die Lich
terketten gegen Ausländerhaß und Ge
walt haben nicht nur den Kerzenfabri-

kanten genützt, sondern auch einen poli
tischen Stimmungsumschwung herbei
geführt, können aber die Rechtsentwick
lung in Deutschland allein nicht wieder 
rückgängig machen. 
Rechtsextremismus ist keine Rander
scheinung, wurzelt vielmehr im gesell
schaftlichen Machtzentrum 1, hat also 
keineswegs bloß mit individuellen Pro
blemsituationen, Prädispositionen und 
psychischen Deformationen einzelner 
Personen, sondern auch mit den beste
henden Herrschaftsverhältnissen zu tun. 
Die extreme Rechte hält einer mit Ge
walt durchsetzten, privatkapitalistisch 
organisierten Leistungs- und Konkur
renzgesellschaft - wenngleich verzerrt, 
durch politische Traditionslinien und in
ternationale Kräfteverhältnisse vielfältig 
gebrochen - den Spiegel vor. Die Bruta
lität jugendlicher bzw. Kinderbanden, 
einzelner Subkulturen (Skinheads, 
Hooligans) und neonazistischer Grup
pierungen wuchs in demselben Maße, 
wie die Ellenbogenmentalität im Berufs
leben, der Psychoterror ("Mobbing") 
im Büro, die Blutorgien im Fernsehen 
und die Rücksichtslosigkeit im Straßen
verkehr zunahmen. Durch die Wieder
vereinigung wurden rechtsextreme Ori
entierungsmuster nicht erzeugt, aber 
spürbar verstärkt. 2 

Eine Gesellschaft, die immer mehr 
Gruppen (z.B. Ausländerlnnen, Homo
sexuelle, Aidskranke, Behinderte, allei
nerziehende Mütter, Arbeitslose, 
Jugendliche ohne Lehrstelle und Berufs
ausbildung, Alte, Obdachlose, Straf
entlassene, Drogenabhängige) an den 
Rand drängt und ausgrenzt, darf sich 
nicht wundern, wenn ein wachsender 
Teil ihrer Mitglieder - meistens nach 
rechts - radikalisiert wird. Zwar er
scheint uns die moderne Industriegesell
schaft im Vergleich mit ihren Vorgän
gerinnen nicht gewalttätiger. Was sie 
jedoch von diesen unterscheidet, ist ihr 
zivilisationstheoretisch begründeter 
Anspruch einer friedlichen Lösung so
zialer Konflikte, verbunden mit einer 
"Glaubwürdigkeitslücke", also einer si
gnifikanten Kluft zur gesellschaftlichen 
Wirklichkeit. 

Dr. habil. Christoph Butterwegge. Privatdozent 
für Politikwissenschaft an der Untversitöt Bremen 

Fotos: stephan Hoppe 
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Alltagsrassismus 
und was man 
dagegen tun kann 
Rassismus ist ein staatliches Macht- und 
gesamtgesellschaftliches Gewaltverhält
nis (institutioneller bzw. struktureller 
Rassismus: Asylrecht und Ausländerge
setze), aber auch eine Ideologie, die 
Rangunterschiede zwischen Menschen
gruppen pseudowissenschaftlich zu 
rechtfertigen sucht (intellektueller Ras
sismus) sowie Denken und Handeln von 
Millionen Menschen beeinflußt (indivi
dueller bzw. Alltagsrassismus). Solche 
Denkmuster werden schon im Kinder
gatten eingeübt und durch Massenme
dien (etwa mittels unkommentiert wie
dergegebener Statistiken zur Ausländer
kriminalität, fehlender Hintergrundbe
richte über die Ausbeutung der sog. 
Dritten Welt, aber auch tendenziöser Ti
tel wie ''Türken überfielen Tankstelle") 
vermittelt. 
Der Rassismus bildet eine politisch
ideologische Einstiegsdroge für Mitglie
der, Wähler und Anhänger rechtsextre
mer Parteien, man könnte auch sagen: 
den geistigen Kitt, der so unterschiedli
che Personen wie Skinheads, organisier
te Neonazis, Stammtischbrüder, natio
nalkonservative Wissenschaftler und 
"Protestwähler" (der REPublikaner, 
DVU oder NPD) miteinander verbindet. 
Ein Stück davon steckt als Erbe des Ko
lonialismus und Resultat eines Systems 
der rassistischen Sozialisation vermut
lich in jedem Deutschen. Henning Mel
ber spricht denn auch von einem "kolo
nialen Blick", und man braucht nur Kin
der-, Jugend- und Schulbücher oder Co
mics daraufhin zu betrachten, um zu se
hen, wie und warum dieser fortexistiert. 3 

Der "Rassismus in uns" datf allerdings 
nicht als billige Ausrede für Untätigkeit 
bei seiner Bekämpfung dienen, denn 
Rassismus ist mehr a]s die Verinnerli
chung solcher Vorurteile in der Kindheit 
und wirkt nur, weil er im Hinblick auf 
die Ausgrenzung anderer (Gruppen von) 
Menschen funktional ist. 4 Antirassismus 
beginnt daher mit einer kritischen Selbs
treflexion: Warum habe ich mehr Angst, 
abends zusammen mit Schwarzen als 
gemeinsam mit Weißen an einer Bushal
testelle zu warten? Wieso starre ich 
"fremdländisch" aussehende Passanten 
an oder schaue demonstrativ weg? Wes
halb frage ich ausländische Kolleginnen 
oder Kommilitoninnen sofort, wann sie 
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wieder zurückkehren, statt ihr Hiersein 
als völlig normal zu empfinden? Ertappe 
ich ntich manchmal dabei, den Begriff 
"Asylanten" zu gebrauchen, obwohl 
ich durchaus weiß, was solche "Kill
wörter" (Jürgen Link) in vielen Köpfen 
anrichten? Bezeichne ich Einwanderer 
aus Armutsregionen der sog. Dritten 
Welt als "Wirtschaftsflüchtlinge", statt 
Boris Becker und Michael Stich, die ih
ren Wohnsitz aus steuerlichen Gründen 

G E N 

nach Monaco verlegt haben, so zu nen
nen? 
Die "Solidität des Denkens" und die 
"Sensibilität der Sprache" müssen 
durch eine "Solidarität des Handelns" 
ergänzt werden. Gefordert ist Zivilcou
rage, wohlgemerkt: nicht "zuviel Cou
rage", d.h. kein Heldenmut gegenüber 
mit Baseballschlägern ausgerüsteten 
Skinheads. Vielmehr bedürfen die Äch
tung des Neofaschismus und das Enga-
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gement der Bürgerinnen des Schutzes 
durch die Staatsgewalt, damit sie wirk
sam werden können.5 

Entscheidend ist, ob das sich das gesell
schaftliche Klima, in dem Ausländer als 
Sündtnböcke herhalten müssen, verän
dern läßt. "Es geht darum, eine andere 
Atmosphäre zu schaffen. ( ... ) Erst wenn 
die Stimmung in der Bevölkerung gegen 
rechte Unmenschlichkeit stark genug ist, 
werden Politiker und Bürokraten reagie-
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ren. "6 Ein massenhaftes "Coming-out" 
der Antirassistinnen in unserem Land 
würde verhindern, daß Menschen mit 
rechtsextremen Einstellungen glauben, 
die Volksmeinung zu vertreten. Werden 
Türkenwitze in meiner Gegenwart er
zählt, sollte ich protestieren. Wird ein 
Ausländer (z.B. am Bankschalter, beim 
Sozialamt oder im Kaufhaus) schlechter 
behandelt als deutsche Mitbürger, so ist 
dies ein Grund zum Eingreifen. 

Die Demokratie der· 
Bundesrepublik 
braucht Bewegung 

Der nächste Schritt betrifft die Artikula
tion und die öffentliche Demonstration 
einer antirassistischen Position - ganz 
egal, ob es sich um die Beteiligung an 
Lichterketten, Mahnwachen oder Info
Ständen handelt. Flüchtlingsinitiativen, 
Solidaritätsbekundungen (Leserbriefe, 
Unterschriftenlisten) und Stadtteilgrup
pen schlagen den Bogen zu denjenigen, 
die gegenwärtig durch neofaschistische 
Banden am meisten bedroht sind. Zwar 
gab es nach Brandanschlägen in Hoyers
werda, Hünxe und Rostock spontan or
ganisierte Malmwachen und Telefonket
ten zum Schutz der Unterkünfte von 
Asylsuchenden, die Vision einer breiten 
Bürgerrechts- und Solidaritätsbewegung 
nahm jedoch erst nach den Morden von 
Mölln sichtbar Gestalt an. Darüber hin
aus gibt es eine Vielzahl von Projekten, 
die sich im Kampf gegen Rassismus be
währt haben.7 

Der Rechtsextremismus in den 90er Jah
ren mag auch ein "Rückschlag des poli
tischen Pendels", d.h. eine Reaktion auf 
die Erfolge der außerparlamentarischen 
Protestbewegungen in den frühen 80er 
Jahren - besonders die Frauenemanzipa
tion -, sein. Bürgerinitiativen und Bewe
gungen (Frieden, Frauen, Ökologie) ha
ben damals Demokratie als Möglichkeit, 
Politik "in der ersten Person" mitzuge
stalten und gemeinsam stark zu sein, 
konkret erfahrbar gemacht. Nach der 
Vereinigung von Bundesrepublik und 
DDR hat die politische Klasse den Soli
daritätsbegriff für sich reklamiert und 
(als finanzielle Bringschuld der West
gegenüber den Ostdeutschen) nationali
stisch uminterpretiert. 8 

Zwischen Gewalt und Gewalt besteht 
ein gewaltiger Unterschied; sie ist 
gleichwohl keine wirksame Waffe im 
Kampf gegen die Neonazis. Rechtsex
tremismus und "autonomer" Antifa
schismus schaukeln sich vielmehr ge
genseitig hoch; letzterer sorgt durch sei
ne Militanz für Medienresonanz und 
eine größere Akzeptanz des ersteren, 
wie beispielsweise im Falle der REPu
blikaner, die ihren spektakulären Wahl
erfolg zum Westberliner Abgeordneten
haus 1989 nicht zuletzt linksradikalen 
Gegendemonstranten zu verdanken hat
ten. 9 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 71, 1993 

A B 

Neuerscheinung 

Todesproduktion 

verlagert 

Der Fall Rex-Asbest: 

• im Hinterhof der reichen 
Industrienationen geht die 
Produktion des krebserre
genden Asbest weiter; 
• ein deutsches Unterneh
men nützt die Zwangslage 
des Schwellenlandes Südko
rea aus, um mit Verfahren, 
die Menschen und Umwelt 
schaden, weiterhin Profit zu 
machen; 
• dokumentiert wird ein 
politischer Skandal und die 
Situation der Industriearbei
terinnen und -arbeiter in der 
3. Welt. 

Erhältlich unter der ISBN 
3-88534-124-7 im Buchhandel oder di
rekt über den Verlag 2000, Postfach 
102062, Bleichstr. 5-7, 6050 Offen
bach 1, ·zum Preis von 15,- DM pro 
Heft, zzgl. Versandkosten. 

G R E N Z U N G E N 

Ein neues 
Dreiklassenwahl
recht oder 
Rechtsgleichheit 
für Deutsche und 
Ausländer? 
Gegenüber einem modernen Rechtspo
pulismus a la Jörg Haider, Jean-Marie 
Le Pen oder Franz Schönhuber ist der 
Antifaschismus völlig hilflos. Die Partei 
der REPublikaner läßt sich - so paradox 
es klingen mag - wohl noch am wirk
samsten mittels republikanischer Grund
sätze bekämpfen. Damit meine ich 
hauptsächlich die Grundnorm der Fran
zösischen Revolution, wonach alle Men
schen, gleichgültig welcher Herkunft, 
Ethnie oder Religion, Bürgerinnen des
jenigen Gemeinwesens werden, auf des
sen Territorium sie wohnen und zu dem 
sie sich bekennen. 10 

Ausländerinnen werden nicht zuletzt 
deshalb Opfer rechtsextremer Gewalttä
ter, weil ihr sozialer und Rechtsstatus 
unsicher(er) ist, was sie leichter angreif
bar als gutsituierte, nichtstigmatisierte 
Gruppen macht. Nach dem Reichs- und 
Staatsbürgergesetz von 1913 werden nur 
Menschen eingebürgert, die "deutschen 
Blutes" sind Das Jus sanguinis ist zwar 
genauso antiquiert wie die Blutrache, 
aber immer noch geltendes Recht. Die 
Staatsbürgerschaft darf nicht mehr - wie 
in der Bundesrepublik - an den "Stamm
baum" gebunden sein, sondern muß 
sich nach dem Geburtsort richten. 
Die Erleichterung der Einbürgerung und 
die Zulassung doppelter Staatsbürger
schaften sind längst überfällig; Einwan
derungs- und Niederlassungsregelun
gen, die immer noch fehlen 11 , würden zu 
einer Entkrampfung der "Ausländerfra
ge" beitragen. Der demagogischen und 
verlogenen Asyldiskussion, die von den 
sozialen Problemen im Land und deren 
Verursachern genauso ablenkt wie von 
den Fluchtursachen, neokolonialer Aus
beuttmg und ungerechter Weltwirt
schaftsordnung, muß eine Konzeption 
geregelter Einwanderung und Einbürge
rung die Spitze abbrechen. Gleichbe
rechtigung und Rechtsgleichheit für in
und ausländische Bürger bilden die Ba
sis einer multikulturellen Gesellschaft12

, 

hier verstanden nicht als Zustands
beschreibung, sondern als politische 
Zielvorstellung. 

Die Debatte über Einwanderung wird 
zukünftig verstärkt unter dem Gesichts
punkt der Vereinigung Europas geführt 
werden. Dabei steht die Alternative zur 
Diskussion, ob (West-)Europa zu einer 
Art "Wohlstandsfesttmg" oder zu einer 
"offenen Vielvölkerrepublik" wird. 13 

Diese Alternative betrifft nicht nur Ar
beitsmigranten und Flüchtlinge, sondern 
bildet eine Schlüsselfrage für die weitere 
Entwicklung unseres Kontinents. 
Zwar gilt der Fötus einer himtoten Frau 
nach herrschender Lehre als Rechtssub
jekt, "Ausländer", die hier geboren, auf
gewachsen und verwurzelt, also eigent
lich "Inländer ohne deutschen Paß" 
sind, unterstehen jedoch einem Sonder
recht, das sie daran hindert, ihre Bürger
rechte wahrzunehmen. Bisher durften in 
der Bundesrepublik geborene, aufge
wachsene und lebende "Ausländer" 
beispielsweise nicht wählen. Im Rahmen 
der westeuropäischen Integration wird 
zumindest den EG-Ausländern ab 1995 
(neben dem Europa-) das kommunale 
Wahlrecht eingeräumt, wodurch ein 
Dreiklassenwahlrecht entsteht: Deutsche 
sind durchgängig, EG-Bürger auf der 
untersten und höchsten Vertretungl"'!u
fe, Ausländer anderer Herkunft wiede
rum gar nicht wahlberechtigt. 
Natürlich würde der Rassismus durch 
ein Wahlrecht ohne ethnische Kompo
nente nicht quasi über Nacht verschwin
den, sondern für eine Übergangs- und 
Gewöhnungszeit möglicherweise sogar 
noch zunehmen. "Doch trägt die Ge
währung des Stimm- und Wahlrechts 
unabhängig von Hautfarbe, Herkunfts
land und -kultur dazu bei, die Auswir
kungen des Rassismus, vor allem des in
stitutionellen Rassismus, zu verrin
gem. "'4 

Trotz geringer und widersprüchlicher 
Erfahrungen", etwa in den USA, Groß
britannien oder Frankreich, könnte ein 
europäisches Antidiskriminierungsge
setz helfen, halbwegs gleiche Arbeits
und Lebensbedingungen für Migrantin
nen zu schaffen. Eine positive Diskrimi
nierung bzw. "Privilegierung" der Ein
wanderer gegenüber Einheimischen 
würde jedoch das Gegenteil dessen be
wirken, was erreicht werden soll. Statt 
Quotenregelungen für benachteiligte 
Minoritäten zu treffen, sollte man deren 
Bildungsniveau durch geeignete Qualifi
zierungsmaßnahmen anheben und die 
berufliche Weiterbildung ausbauen. Nur 
wenn sie durch Leistung überzeugen, 
können solche Bevölkerungsgruppen in 
der Konkurrenzgesellschaft bestehen. 
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ohne Neidgefühle zu wecken und Vorur
teilen neue Nahrung zu geben. 

Aufklärung 
und/oder 
Auflösung 
rechtsextremer 
Organisationen? 
Das Problem des Rechtsextremismus ist 
viel zu ernst, um es dem Staat und sei
nen Behörden zu überlassen; diese dür
fen aber nicht aus der Verantwortung 
entlassen, sondern müssen in den Kampf 
dagegen - wo immer möglich - einbezo
gen werden. Sympathisanten des 
Rechtsextremismus sind autoritätsgläu
big und daher in der Regel "von oben" 
leichter beeinflußbar als "von unten". 
Neofaschistische Gewalttäter sollten 
viel konsequenter als bisher verfolgt und 
hart bestraft werden.16 Zu denken gibt 
allerdings, daß ausgerechnet diejenigen 
nach schärferen Gesetzesbestimmungen 
(Erweiterung des Landfriedensbruch
Tatbestandes, Lockerung des Daten
schutzes usw.) rufen, die bestehende 
Strafgesetze ( etwa die Paragraphen ge
gen Volksverhetzung, Aufstachelung 
zum Rassenhaß und die Benutzung na
tionalsozialistischer Symbole) im 
Kampf gegen den Rechtsextremismus 
bisher nicht oder nur sehr zögerlich an
gewendet haben. Angesichts der beste
henden Macht- und Mehrheitsverhält
nisse kann die Forderung nach schärfe
ren Strafgesetzen leicht zum Alibi für 
eine Demontage von Bürgerrechten wer
den.17 Demokratische Grundrechte ein
zuschränken würde die Gesellschaft je
doch einem Polizeistaat näherbringen, 
wie ihn sich die Rechtsextremisten wün
schen. 
Das administrative Vorgehen gegen 
Neonazis kann die argumentative Aus
einandersetzung nicht ersetzen und die 
Ursachen für solche Tendenzen inner
halb der Gesellschaft nicht beseitigen. 
Die Debatte über Partei- und Organisati
onsverbote darf kein Surrogat für das 
geistige Ringen mit dem Rechtsextre
mismus bilden. 18 Sonst besteht die Ge
fahr, daß Märtyrer geschaffen werden, 
was im Hinblick auf jugendliche Sym
pathisanten kein Beitrag zur Bekämp
fung, sondern zur Aufwertung und Stär
kung des Rechtsextremismus wäre. 
"Alle Gegenwehr muß aber darauf ach-
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ten, daß sie den noch kleinen Kreis der 
Unbelehrbaren isoliert und ihnen nicht 
Zweifelnde, Gefährdete, sympathisieren
de in die Anne treibt. " 19 Daher muß die 
Auflösung neofaschistischer Gruppie
rungen wie der „Nationalistischen 
Front", der „Deutschen Alternative" 
und der "Nationalen Offensive" mit ei
ner systematischen Aufklärung über ihre 
den republikanisch-demokratischen 
Grundwerten widersprechenden Zielvor
stellungen verbunden werden, soll sie 
nicht zum Feigenblatt gegenüber dem 
Ausland verkommen. Die "Protestwäh
ler" rechtsextremer Parteien dürlen 
nicht ausgegrenzt, sondern können zu
rückgewonnen werden, indem man ih
nen eine Plattform für Gesellschaftspro
test bietet. 
Falsch wäre es, Toleranz gegenüber dem 
organisierten Neofaschismus für ein Gü
tesiegel der Demokratie zu halten; Par
teienverbote sind damit durchaus verein
bar. Sowenig der illegale Drogenhandel 
durch die Gewerbefreiheit gedeckt ist, 
sowenig lassen sich faschistische Agita
tion und Propaganda mit dem Hinweis 
auf die Meinungsfreiheit rechtfertigen. 
Solche Organisationen, die den Natio
nalsozialismus bewußt verharmlosen, 
verherrlichen und nachalunen oder die 
ihre Ziele mittels Gewalt durchzusetzen 
versuchen, sind also zu verbieten. 

Der Rechts
extremismus 
verschwindet nur, 
wenn die 
Gesellschaft 
grundlegend 
verändert wird 
Im Kampf gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus, der mehrdimensional 
geführt werden muß20

, gibt es kein Pa
tentrezept. Die verschiedenen Ansätze 
der Jugend- und Sozialarbeit sind durch 
gesellschaftliche Reformen zu ergänzen, 
wenn sie nicht nur das Gewissen beruhi
gen, Systemkosmetik darstellen und an 
Symptomen herumkurieren soll. (Sozi
al-)Pädagogik verspricht nur in Kombi
nation mit einer anderen Politik wirklich 
Erfolg. "Eine ihren Möglichkeiten . an
gemessene Zielbestimmung der Jugend
arbeit muß deshalb notwendig beschei
den und präzise gefaßt werden: nicht als 
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ein Politikersatz, sondern als eine Aus
einandersetzung mit Gewaltbereitschaft 
und Ausländerfeindlichkeit im Feld der 
Pädagogik, die dessen Strukturen und 
Begrenzungen in Rechnung stellen 
muß."21 

Wenn Rechtsextremismus und Jugend
gewalt - wie oben dargestellt - keine 
Randerscheinungen sind, sondern ein 
Resultat der modernen Leistungsgesell
schaft, muß man diese grundlegend ver
ändern, um jene besiegen zu können. 
Mit Personalverstärkungen bei der Poli
zei und ein paar D-Marli: mehr für 
Sozialarbeiterinnen ist es nicht getan. 
Der Neofaschismus ist auch nicht durch 
die "Wiederbelebung alter Werte" zu
tiickzudrängen, wie sie von national
konservativer und auch von liberaler 
Seite gefordert wird.22 "Die Beseitigung 
des Rechtsextremismus kann nur an der 
Wurzel geschehen, dort, wo von der Ge
sellschaft selber Motive für gewalttnäßi
ge Aktionen und für Vorurteile produ
ziert werden. "23 Hierzu bedarf es vor
nehmlich einer Verbesserung der Ar
beits- und Lebensbedingungen, einer 
Minderung der Angst vor Erwerbslosig
keit, Armut und sozialem Abstieg durch 
eine allgemeine Grundsicherung, aber 
auch einer Vermehrung der Partizipati
onsmöglichkeiten in Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft. 
Vorhandene Mitbestimmungsregelun
gen am Arbeitsplatz, im Betrieb und am 
Wohnort sind auszuweiten. Ein wichti
ger Schritt auf diesem Weg wären Run
de Tische, Volksbegehren und -ent
scheid unter dem Motto: Mehr direkte 
Demokratie wagen! Denn soziale Ge
rechtigkeit, Chancengleichheit und 
Glaubwürdigkeit demokratischer Insti
tutionen sind Gift für den Rechtsradika
lismus, plebiszitäre Mechanismen nicht 
nur eine Möglichkeit, mehr Bürgerinnen 
für Politik zu interessieren, sondern auch 
eine Waffe im Kampf gegen Rechts. Für 
immer überwinden läßt sich Rassismus 
und Nationalismus aber wahrscheinlich 
nur in einer Weltordnung, die nicht 
mehr auf wirtschaftlicher Ausbeutung, 
zerstörerischer Konkurrenz und der Un
terdrückung von sozialen Emanzipati
onsbestrebungen basiert 
Längerfristig angelegte Strategien kom
men nicht ohne konkrete Utopien einer 
friedlichen Welt ohne Waffen und Na
turzerstörung aus. Dabei geht es um den 
Abbau verbreiteter Vorurteile durch be
friedigende Gegenerfahrungen im Um
gang mit "Fremden", aber auch um die 
Wiedergewinnung der eigenen Hand-
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lungsautonomie, die durch Rationalisie
rung, Automatisierung und Anonyrnisie
rung in der Fabrik oder im Büro (Com
puter), im Alltag ("neue Unübersicht
lichkeit" der Stromrechnung genauso 
wie im Hinblick auf das Bankkonto) 
oder in der Freizeit (total durchorgani
sierte Pauschalreisen) verloren zu gehen 
droht. Fremdenfeindlichkeit ist nicht zu
letzt Resultat der Entfremdung, die Ein
heimische fälschlicherweise den Auslän
dern zuschreiben, aber gesellschaftli
chen Entwicklungs-, Krisen- und Um
bruchprozessen sowie der Unfähigkeit 
des Staatsapparates zur Problemlösung 
geschuldet ist. Deshalb erscheint die 
Herstellung sozialer Handlungskompe
tenz der Individuen, die lernen müssen, 
ihre Bedürfnisse und Interessen zu arti
kulieren und sie auch gegen bestehende 
Machtverhältnisse durchzusetzen2', als 
strategischer Dreh- und Angelpunkt. 
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von Malte Martin, Paris 

Die Berliner Mauer ist gefallen, eine 
Epoche ist zu Ende gegangen und dem 
Maastrichter Europa fällt nichts anderes 
ein. als die Mauer an seinen Grenzen 
wieder aufzubauen. Gestern noch haben 
die westlichen Staaten den freien Zu
gang für die Bürgerlnnen des Ostens ge
fordert. Heute hat man den Eindruck, 
daß eben diese Bürgerlnnen davon träu
men, den "eisernen Vorhang" wieder 
herunterzulassen und hermetisch abge
riegelte Grenzen zu errichten. Diese 
überholte Politik im Umgang mit Migra
tion auf nationaler und europäischer 
Ebene kopiert heute, was sie gestern 
noch angeprangert hat. 
In Frankreich war diese Politik nach ei
ner kurzen Phase 1981/82, in der die 
Dauer für feste Aufenthaltsgeneh
migungen von vier auf zehn Jahre her
aufgesetzt wurde, davon gekennzeich
net, daß Rechte beschnitten und Auslän
derinnen zum Problem stilisiert wurden. 
Trotz dieser "Angebote" der Regie
rungspolitik an die Rechten, ging ihre 
Rechnung nicht auf. Für die Rechte be
deuteten sie wichtige Zugeständnisse an 
ihr "Lieblingsthema". Le Pen war zu
recht der Meinung, daß seine Wähle
rinnen das Original einer Kopie vorzie-
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hen würden. Der 
entscheidende Umbruch fand 

in der Zeit nach den Wahlen von 
1988 statt: 
Daß damals die französische Linke 
nochmals gegen Pasqua und Chirac ge
winnen konnte, lag zum Großteil daran, 
daß die Wähler und Wählerinnen der 
rassistischen Rechten Einhalt gebieten 
wollten. Nach der Wahl wurde aber 
nicht nur die neoliberale Austeritätspoli
tik der sozialistischen Regierung weiter
geführt, sondern Mitterand, der "an
tirassistische Präsident'' höchstpersön
lich erklärte einige Monate später, daß 
die Immigrantinnen die "Toleranzgren
ze" für die französische Bevölkerung 
überschritten hätten. Somit ebnete er 
den Weg für die "Abschiebe-Charter" 
seiner Premierministerin Edith Cresson, 
die die massive Ausweisung von Aus
länderinnen verfolgte. 
Die linke Wählerinnenschaft reagierte 
unterschiedlich auf dieses Zurückwei
chen, ein Teil war bitter enttäuscht, an
derenorts herrschte Orientierungslo
sigkeit und man schloß sich der Konzep
tion der vermeintlichen Toleranzgrenze 
an, nach dem Motto. "Wir hätten ja ger
ne mehr für die Ausländerlnnen ge
macht, aber was zuviel ist, ist zuviel ... " 
Vor allem viele Jugendliche hingegen 
waren schockiert, daß diese Regierung 
die Abschiebecharta, die immer ein An
liegen von Rechtsaußen Pasqua gewesen 

war, durchsetzte, gegen die sie kurz vor
her noch demonstriert hatten. 
Die vorherrschende Logik mündete 
dann schließlich in der Sichtweise, daß 
die Rechte der Immigrantinnen einge
schränkt werden müßten, um den Ras
sismus zu bekämpfen. Es handelte sich 
bei diesem "Antifaschismus aller De
mokraten", der von der PS als "Front 
Republicain" verfochten wurde, um ei
nen "Anti-Rassimus" ohne Inhalt. Die 
Auseinandersetzungen um das Gesetz 
über die berühmt-berüchtigten Abschie
bezonen in den Flughäfen stellten den 
traurigen Höhepunkt dieser inhaltslosen 
Strategie dar: Die sozialistische Regie
rung hatte es gewagt, dieses Gesetz zwei 
Wochen vor der antirassistischen De-

monstration vom 25.1.1992 ins Parla
ment und den Senat einzubringen. Eine 
Protestwelle der Menschenrechtsorgani
sationen führte dazu, daß sich die 
meisten sozialistischen Abgeordneten in 
letzter Minute dem Vottnn enthielten 
oder ihm fernblieben. Das Gesetz wurde 
jedoch aufgrund der Stimmen der 
"demokratischen Allianz" von RPR 
und UDF, der klassischen politischen 
Rechten, mit dem heutigen Innen
minister Pasqua an der Spitze, angenom
men. 
Lange haben die demokratischen Bewe
gungen, haben die meisten antirassisti
schen Organisationen gezögert, deutlich 
und öffentllich diese Politik der soziali
stischen Partei zu verurteilen, unter dem 
Hinweis, daß "die Politik der Rechten 
noch viel schlimmer" sei, und haben 
sich letztlich auf eine Strategie des 
"internen Drucks" beschränkt . Es war 
sicherlich eine Errungenschaft der 
Demonstration vom 25. Januar, zur 
Unabhängigkeit zurückgefunden zu 
haben, um selbstverständlich die 
rassistischen Thesen von Le Pen anzu
prangern, aber eben auch die punktuelle 
Umsetzung durch eine linke Regierung, 
wie im Falle der Abschiebezonen. Die 
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zweite Errungenschaft, die zum Erfolg 
dieser Demonstration führte, war die 
Verbindung zwischen einer verfehlten 
Sozialpolitik und dem Aufstieg des 
Rechtsextremismus, die im Aufruf zu 
dieser Veranstaltung herausgearbeitet 
wurde. 

Neo-Liberalismus 
und 
Demokratie 
Bisher hatte die PS-Führung versucht, 
das Credo aufrechtzuerhalten, daß zwar 
eine programmatische Wende zum wirt
schaftlichen Realismus (sprich neoulibe
rale Sparpolitik) notwendig gewesen 
wäre, aber man mit ihnen keine Abstri
che in Sachen Demokratie machen 
könnte. Der Aufruf zur Demonstration 
machte hingegen deutlich, daß der Neou 
Liberalismus nicht nur auf wirtschaftli
chem und sozialem Gebiet zu verurtei
len ist, sondern auch zur Schwächung 
des demokratischen Gefüges der Gesell
schaft führt. Die demokratische Bür
gerlnnenbewegung hat mit dieser Ana
lyse einen Schritt weg vom moralisie
renden Salon-Antirassismus hin zu ei
nem antirassistischen Verständnis, das 
an den sozialen Wurzeln dieses Phänou 
mens ansetzen will, vollzogen. 
In ganz Europa geht die Verschärfung 
sozialer Unterschiede mit dem Aufstieg 
rechtsextremer Kräfte einher. Der 
soziale Ausschluß aus der Gesellschaft 
drückt sich oft durch ethnische 
Segregation und Ghettoisierung aus. 
Eine Gesellschaft, die nicht in der Lage 
ist, gegen Arbeitslosigkeit und soziale 
Ausgrenzung zu mobilisieren, ist unfä
hig, den fremdenfeindlichen Erschei
nungen dieser Krise den Nährboden zu 
entziehen. 
Das ist im übrigen genau das Problem 
der politischen Situation in Deutschland. 
Nach zwei Jahren Kampagne gegen das 
Asylrecht fand die systematische Propa
gandaarbeit der CDU ihren Ausdruck in 
den dramatischen Ereignissen von 
Hoyerswerda und Rostock. In logischer 
Konsequenz ließ die staatliche Verfol
gung dieser Gewalttaten zunächst auf 
sich warten. In der zweiten Phase waren 
es dann Regierungsrepräsentanten, 
Weizsäcker und Kohl, die versuchten, 
sich an die Spitze des antirassistischen 
Protests iu stellen. Die darauf folgende 
Serie von Fernsehspots und Zeitungsan-
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z.eigen war sicherlich beeindruckend, 
aber man muß leider davon ausgehen, 
daß die rassistischen Angriffe selbst bei 
einer sehr breiten demokratischen Mobi
lisierung nicht verschwinden werden, 
falls die Politik der sozialen Demontage 
in West- und vor allem in Ostdeutsch
land weitergeführt wird. 
Diesselbe neouliberale Logik, von seilen 
einer sozialistischen Regierung in 
Frankreich vertreten, hat noch perver
sere Auswirkungen. Sie läßt den 
Rechten und Rechtsextremen einen 
enormen Spielraum, sich als die wahre 
Opposition aufzuspielen (3 Millionen 
Immigrantlnnen~3 Millionen Arbeits
lose), sie schwächt die sozialen Bewe
gungen und überläßt den 1. Mai einem 
Le Pen, der inzwischen an diesem sym
bolträchtigen Tag eigene Veranstaltun
gen organisiert. 

Ghettoisierte 
Kämpfe 
In Verbindung mit diesem Problem 
taucht auch eine weitere Tendenz in 
Frankreich auf: Soziale Kämpfe, die als 
"Ausländerinnenproblem" erscheinen 
und vom Rest der französischen Organi
sationen in ein ethnisches Ghetto abge
schoben werden. Im Herbst/Winter 1992 
hatten sich zum Beispiel hunderte von 
Familien malischer Abstammung auf ei
nem öffentlichen Platz in Vincennes zu 
einem wochenlangen Sitzstreik versam
melt Sie verlangten angemessenen 
Wohnraum für die malischen Familien. 
Die sehr mutige und entschlossene Akti
on konnte jedoch nach außen isoliert 
werden, weil sie nicht zum Symbol aller 
Bürgerinnen werden konnte, die vom 
Problem der Wohnungsnot betroffen 
sind. 
Dieser kleine Ausschnitt wirft drei Fra
gen nach politischen Ansatzpunkten im 
Bereich Ausländerlnnenpolitik auf, de
ren Antwort uns in die Lage versetzen 
würden, im heutigen Kontext Auslände
rlnnenpolitik zu betreiben: 

1. Wie können wir die Verschärfung 
des Rechts-Status der ausländischen 
Bevölkerungsgruppen entgegentre
ten, der sie der Diskriminierung aus
setzt? 

2. Wie kann die Ausgrenzung oder teil
weise Selbstisolierung der antirassi
stischen Kämpfe überwunden wer -
den? 

3. Wie können wir zu einer gemeinsa
men Dynamik zwischen sozialen, de
mokratischen und antirassistischen 
Bewegungen fmden? 

Eine 
globale 
Strategie 
Wenn man verantwortlich auf diese Fra
gen und die der Migrationsbewegung im 
allgemeinen antworten will, so ist dies 
nur unter einer globalen Sichtweise 
möglich, die fähig ist, Maßnahmen auf 
der demokratsichen Ebene mit denen 
auf sozialer. und internationaler Ebene 
zu verbinden. Ein politisches Programm 
wird dieser Herausforderung nicht da
durch gerecht, daß es sich als antirassi
stisch proklamiert, sondern durch seine 
tatsächliche Fähigkeit, die Gründe für 
Flucht, Migration und Diskriminierung 
modifizieren zu können. Angelpunkt ei
nes solchen Programmes ist sicherlich 
der politische Wille, der zunehmenden 
Arbeitslosigkeit und sozialen .:,;J!le.
montage eine Politik der soziaie,iH .... 
trolle und der Regulierung der · Wtit
schaft entgegenzustellen, die den frem
denfeindlichen Kräften den Boden für 
ihre sozialpolitische Demagogie entzie
hen würde. Ansonsten verkommt die 
schöne Losung "gleiche Rechte für aus
ländische und inländische Bürgerlnnen" 
dazu, das gleiche Recht auf Arbeitslou 
sigkeit einzufordern. 
Ich möchte mich im folgenden auf den 
demokratischen Ansatzpunkt einer wirk
lichen Integrationspolitik konzentrieren, 
die weder als nationalistische Assimila
tionspolitik zu verstehen ist, noch sich 
mit dem Phänomen der Getthoisierung 
der ausländischen Bevölkerung abfin
det. 

"Citoyennete" 
und Redefinition 
der linken 
in Frankreich 
Es gibt in vielen Bereichen Überein
stimmungen zwischen den Kräften und 
Strömungen, die sich in dem Prozeß der 
politischen Neuformierung der Linken 
in Frankreich engagiert haben: Das Prin-
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zip der Gleichheit vor dem Gesetz für 
alle und die Ablehnung der "Festung 
Europa". Wenn aber von dem Konzept 
der Bürgerlnnenrechte (Citoyennete) ge
sprochen wird, gibt es über zwei Punkte 
unterscheidliche Meinungen. 

"Kosmopolitische 
Konzeption 
der Republik?" 
Die erste Meinung besagt, daß der Zu
gang der Rechtsgleichheit durch Erlan
gen der Staatsbürgerinnenschaft mög
lich ist Also könnten die Immi
grantlnnen, die ihre Bürgerinnenrechte 
wie alle anderen Einwohnerinnen aus
üben wollen, die Staatsbürgerinnen
schaft beantragen, deren Zugang eventu
ell erleichtert werden solle. Wenn diese 
Forderungen in Frankreich für die Inte
grationsprozesse bis zur Periode nach 
den Unabhängigkeitserklärungen der 
ehemaligen Kolonien ausreichend wa
ren, so trifft dies sicherlich nicht mehr 
für die aktuellen und kommenden Mi
grationsbewegungen zu. Die französi
sche Revolution hat das Prinzip der 
nichtethnischen "citoyennete" zum er
sten Mal in eine Konstitution eingeführt. 
In die erste Abgeordnetenversammlung 
wurden Abgeordnete gewählt, die nicht 
die französische Staatsangehörigkeit be
saßen. Wäre es nicht an der Zeit, daß ein 
anderes, soziales, demokratisches Euro
pa diese Idee einer "kosmopolitischen 
Konzeption der Republik", wie es die 
französische Historikerin Florence 
Gauthier genannt hat, wieder aufnimmt? 
Die zweite Meinung reduziert die 
"citoyennete" auf das Ausländerinnen
wahlrecht, das natürlich eine wichtige 
demokratische Forderung bleibt. Man 
muß aber auch festhalten, daß die 
Kampagnen für das Ausländerinnen
wahlrecht heute in einer Sackgasse stek
ken und es Mitterand zudem geschafft 
hat, diese Frage zu einem Punching-Ball 
für die politische Rechte zu machen. 
Das Rezept ist einfach. Vor jener Wahl, 
als die PS ihr linkes Credo durch das li
berale Krisenmanagement verloren hat
te, ließ der Präsident höchstpersönlich 
einen kleinen Satz fallen, der als 
Stellungnahme für das Ausländerin
nenwahlrecht interpretiert werden konn
te. Le Pen, extremer Gegner dieser For
derung, hatte sein Wahlkampfthema ge
funden und die klassische Rechte folgte 
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ihm. Das machte es wieder möglich, lin
kes Wählerlnnenpotential gegen die ras
sistischen Reaktionen zurückzugewin
nen ... um dann - nach dem Wahltag -
das Thema wieder fallen zu Jassen und 
dieses politische Feld der Rechten zu 
überlassen. 
Den Bereich der ausländischen 
Bevölkerungsgruppen mit dem Konzept 
der "citoyennett'.::", der Ausübung der 
"Bürgerinnenrechte" anzugehen, 
macht es vielleicht möglich, aus der ak
tuellen Sackgasse der Wahlrechtsfrage 
herauszukommen. Ob man will oder 
nicht, Maastricht wird auf jeden Fall die
se Frage stellen, nämlich in Form eines 
Status, der neue Ungerechtigkeit zwi
schen EG und nicht EG Bürgerinnen in
stitutionalisieren will. Man stelle sich 
den britschen Rechtsanwalt vor, der 
1995 in Marseille an den Bürgermeister
wahlen teilnehmen wird und den gebür
tigen Algerier, der seit über 20 Jahren 
dort lebt, arbeitet, Steuern zahlt und 
weiterhin politischer Untermensch 
bleibt. 
Die Loslösung der Bürgerinnenrechte 
von der Staatsangehörigkeit wird also 
für einen Teil der Bürgerinnen auf dem 
europäischen Kontinent Realität sein. 
Das Unrechtsgefühl, das der andere Teil 
der Einwohnerinnen (nicht EG!er) 
Europas empfinden wird, kann ein wich
tiger Ansatzpunkt sein, um der Frage der 
Bürgerinnenrechte für Ausländerinnen 
eine neue Dynamik zu geben, ohne sie 
dabei als das "Problem der Auslände
rinnen" zu isolieren cxler zu ghettoisie
ren. In genau diesem Zusammenhang 
sollte sich die Linke auf die Erfahrungen 
aller Mitbürgerinnen stützen, daß immer 
mehr politische Entscheidungen - so
wohl auf europäischer wie auf Ländere
bene - ihnen vorenthalten werden und 
ihrer politischen Kontrolle entzogen 
sind. Am besten stellt man die Frage des 
Wahlrechts für ausländische Bürgerin
nen also im Kontext des Demokratiede
fizits für alle Bürgerinnen: Für eine bes
sere Kontrolle der Abgeordneten, für de
mokratische Institutionen für Europa, 
für die Ausweitung des Wahlrechts für 
alle ausländischen Mitbürgerinnen, also 
kurzum für ein Europa der Bürgerinnen
rechte. 
Die Frage im Sinne der Bürgerinnen
rechte, und nicht im Sinne des Aus
länderinnenwahlrechts, bringt uns 
vielleicht auch bei den Überlegungen 
zur Gefahr der ethnischen Ghetto-
1s1erung weiter. Die These einiger 
Gegnerinnen des Ausländerinnen-

wahlrechts führt an, daß die Abkoppe
lung der Bürgerinnenrechte von der 
Staatsangehörigkeit ein von ethnischen 
oder nationalistischen Kriterien gepräg
tes Votum mit sich bringen kann. In die
sem Zusammenhang sollte man als er
stes daran erinnern, daß es die Ver
fassung der französischen Revolution 
von 1793 war, die einen Begriff der 
"Citoyennete" eingeführt hat, mit der 
man Bürger Frankreichs sein konnte, un
abhängig von der ethnischen Abstam
mung oder Staatsangehörigkeit. Marat 
zum Beispiel war Schweizer, Thomas 
Paine, Mitglied der Verfassungs
gebenden Versammlung von 1793, war 
Engländer. Es handelt sich also nicht um 
einen Bruch, sondern um ein "back to 
the roots" der progressivsten Enungen
schaften der Republik. 

Das 
Ethno-Ghetto 
venneiden 
Die Gefahr eines Ghettoreflexes der aus
ländischen Bevölkerung existiert heute 
in der Tat, aber unabhängig von der For
derung des Ausländerinnenwahlrecht als 
Produkt der sozialen und politischen 
Ausgrenzung. Wer von Wahlen spricht, 
denkt an politische Strukturen, in denen 
die Bevölkerungsgruppen ausländi
schen Ursprungs sich repräsentiert sehen 
und in denen sie eine aktive Rolle spie
len können. Hier finden wir insofern 
eine Problemquelle, als man feststellen 
muß, daß sich die traditionellen Organi
sationen der französischen Linken gera
de in einer schweren Identitätskrise ge
genüber der "einheimischen" Bevölke
rung befinden und daß in den Stadtvier
teln mit hohem Ausländerinnenanteil 
die Phänomene des Rückzugs in die 
Ghettobildung zunehmen. 
Eine sich vertiefende und andauernde 
Tendenz dieses Problems kann die Frage 
nach einer politischen Strukturierung in 
ethnischen Minderheiten nach amerika
nischem Vorbild nach sich ziehen. Die 
Rolle der "Black Muslims" der Verei
nigten Staaten könnte in Frankreich 
durch eine Art FIS, die islamische Heils
front, besetzt werden. Die Tatsache, daß 
die meisten Farbigen, Chicanos und an
dere Minderheiten keinen Platz in den 
politischen und gewerkschaftlichen Or
ganisationen - soweit vorhanden - der 
amerikanischen Arbeiterbewegung fin-
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den konnten, hat sie dazu veranlaßt, 
sich in spezifischen Ethnostrukturen zu 
organisieren. In Ländern wie den USA, 
die traditionell das Organisati
onsschema von ethnischen ( oder ande
ren partikularen "Lobbys") im Gegen
satz zum Prinzip der gemeinsamen so
zialen Interessensvertretung integriert 
haben, kann man sicherlich von dem 
Standpunkt ausgehen, daß vielleicht 
eine "Black PartY" ein Schritt zur 
längst überfälligen Labour PartY sein 
kann. In einem europäischen Land wie 
Frankreich aber sollte sich eine neue 
Kraft, die heute aus der Krise der Linken 
entstehen kann, von Anfang an fragen, 
wie sie schmerzhafte und lange Umwege 
der Geschichte vermeiden kann. 
Die Strukturen einer solchen Kraft müs
sen weit geöffnet sein für die Generatio
nen, die diese Bevölkerungsgruppen und 
ihre sozialen und kulturellen Bedürfnis
se repräsentieren können. Bisher haben 
sich diese Öffnungsversuche immer nur 
darauf beschränkt, einen ausländischen 
Jugendlieben, der in seinem Stadtviertel 
aktiv war, auf eine Kommmunal
wahlliste als Alibi-Beur (Spitzname der 
Jugendlichen arabischer Abstammung, 
die in der Regel die französische Staats
bürgerschaft besitzen) oder an die Spitze 
eines Jugendclubs der Stadtverwaltung 
zu setzen. In 9 von lO Fällen wurden 
diese Jugendliebe dadurch von denen 
isoliert, die sich mit ihnen engagiert hat
ten. Diese Vereinnahmungsversuche ha
ben dazu beigetragen, den Rückzug in 
die ethnische Gemeinschaft zu verstär
ken. 
Man muß damit beginnen, die aktive, 
gleichberechtigte Ausübung der Bürge
rinnenrechte in die Praxis der Strukturen 
umzusetzen, die sich diese Forderung zu 
eigen machen wollen. Treffen zwischen 
Ausländerlnnenvereinen, Anti-Rassis
mus-Komitees, Gewerkschaftsorganisa
tionen, Mieterlnnenvereinen etc. und 
den politischen Strukturen, die diese 
Konzeption teilen, müssen organisiert 
und systematisiert werden. Auf diese 
Weise muß eine Praxis in Gang gebracht 
werden, die dazu beiträgt, die sozialen 
Kämpfe und demokratischen Forde
rungen dieser Bevölkerungsgruppen aus 
der Gefahr der "Ghettoisierung" heraus
zuführen. Eine solche Herangehenswei
se könnte schließlich in eine 
landesweite Konferenz der gleichbe
rechtigten Bürgerinnenrechte ("Etats 
generaux pour Ja Citoyennete, pour 
l'egalite des droits'') münden, als Aus
druck für eine neue Dynamik zwischen 
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den sozialen und demokratischen Be
wegungen. 

Eine 
gemeinsame 
Strategie 
von sozialer und 
demokratischer 
Bewegung 
Nehmen wir ein konkretes Beispiel: Was 
die Krise des sozialen Wohnungsbaus 
angeht, ist eirie großangelegte Initiative 
vorstellbar. Sie könnte Schulter an 
Schulter die traditionellen Organisatio
nen zur Verteidigung der Mieterinteres
sen (~Mietervereine) und die neueren 
Komitees des DAL mit einem hohen 
Ausländerinnenanteil, die Gewerkschaf
ten, die anti-rassistischen Vereinigungen 
und Solidaritätsorganisationen, die fran
zösischen Bewohnerinnen von Sozial
wohnungen und die ausländischen Be
wohnerinnen von Notunterkünften in ei
ner großangelegten Demonstration ver
einigen. 
Wir können an dieser Stelle auch noch 
einen anderen Punkt einschieben, der 
besonders das Verhältnis der "Gastar
beiterinnen", der Gewerkschaften und 
der Solidaritätsorganisationen belastet: 
Die sogenannten "Clandestins", also 
Immigrantlnnen ohne Aufenthalts- und 
Arbeitserlaubnis. Ein Thema, welches 
übrigens oft von den Solidaritäsorgani
sationen schamhaft umgangen wird, ein 
regelmäßiges Skandal-Thema für die 
Medien und natürlich das Lieblingsthe
ma für die Sicherheitsphantasien der po
litischen Rechten. 
Eine neue Linksregierung wäre unwei
gerlich vor die Wahl gestellt, sich ent
weder den "Endlösungs''konzepten der 
Rechten anzupassen mit Massenauswei
sungen militärischen Maßstabs und mas
siven Polizeikontrollen oder als Heu
cheleipolitik, die im Stillen akzeptierten 
entrechteten Arbeitsverhältnisse weiter
zuführen wie bisher (in Frankreich leben 
ganze Branchen - wie die Bau-oder Klei
dungsindustrie - von dieser Reservear
mee), oder aber den Mut zu einem außer
ordentlichen Gesetzsgebungsverfahren 
zu haben, soweit .wie möglich diese 
Kombination von Nicht-Bürgerinnen
Status und Dritte-Welt-Arbeitsverhält
nissen aufzuheben, die das soziale Netz 

und die gewerkschaftlichen Strukturen 
schwächen. 
Nach einigem hysterischen Geschrei der 
Rechten würde ihr somit der Spielraum 
für ihre rassistische Propaganda ent
scheidend eingeengt werden. Die klassi
sche Antwort war bisher immer. die 
Verfolgung der Schwarzarbeit in den 
Mittelpunkt zu rücken, was die soziali
stische Regierung in Gesetzesform ge
bracht hat. Die Auswirkung dieses Ge
setzes ist die Verstärkung der Repres
sionsmechanismen gegen die ausländi
schen Schwarzarbeiterinnen, die sich 
alsbald in einem Abschiebelager wieder
fmden, anstatt durch ein solches Gesetz 
vor ihrem Unternehmer geschützt zu 
werden, der sie 14 Stunden am Tag und 
mehr hat malochen lassen. Der Arbeitge
ber, falls er vom "Kampf gegen die 
Sehwararbeit" getroffen wird, zahlt sein 
Bußgeld und wartet auf die nächste Lie
ferung seines Schleppers, der ihm neue 
Arbeitskräfte ohne Rechte beschafft. Die 
alte Forderung nach "gleichem Lohn für 
gleiche Arbeit" ist in diesem System 
von Dritte-Welt-Arbeitsverhältnissen in 
den Industrieländern außer Kraft gesetzt, 
denn die Arbeiblehmerlnnen, die offizi
ell gar nicht existieren, können ~ 
Rechte einfordern. Eine Linksregierung. 
die nicht den Mut hat, Sofort
maßnahmen für den Rechtsstatus dieser 
Menschen zu ergreifen, trägt mittelfri
stig dazu bei, die eigene soziale Infra
struktur zu schwächen. 
Die Rückkehr der Rechten auf die Re
gierungsebene wird die demokratischen 
Vereinigungen und die Linke bei ihrer 
Redefinition vor die Notwendigkeit stel
len, die Fähigkeit zur gesellschaftlichen 
Initiative zuriickzugewinnen. Neben 
dem Recht auf Familienzusammen
führung wird das Asylrecht und der Zu
gang zur Staatsangehörigkeit im Mittel
punkt der Regierungspläne stehen. 
Wichtig wird sein, die nötigen Initiati
ven nicht nur als punktuelle Vertei
digungskampagne zu organisieren, son
dern auch als Terrain für weitergehende 
demokratische Forderungen für die ge
samte Gesellschaft zu formulieren. Eine 
Republik der Bürgerinnenrechte, die 
darauf fußt, daß alle, die dort wohnen 
und aroeiten, als gleichberechtigte Bür
gerinnen ihre Rechte ausüben können. 

Anm.: Die ~Cltoyennete- kann leider nur an
näherungsweise mit dem Terminus der ~Bürgerin
nenrechte- bescl I iebei I werden. Es handelt sich um 
den polttischen Übelbegiff, def den politischen und 
juristischen Raum und den stotus für die Ausübung 
der Bürgerhnervechte beschreibt. 
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Die modische \/J riante 

von Bernd Dobesberger, Linz 
Jung ist er, der Haider und fesch! 
Der Traum der Töchter und der 
Schwiegermütter. Nicht nur 
das, er ist auch modisch und 
vor allem ist er goschert und 
frech. Den Bonzen und den 
Mächtigen sagt er die Wahr
heit, die unbequeme, über 
Korruption und Vettern
wirtschaft, über Bevor-
mundung und politischen Filz. 
So könnte eine FPÖ-offi- zielle 
Darstellung des Partei- führers 
Jörg Haider ausschauen. So stellt er sich 
dar, so präsentierten ihn lange Zeit auch 
viele Medien. 

Die politische 
Zuordnung 
Haider und seine fPÖ versuchten lange 
Zeit, ihre politischen Positionen als libe
ral, kritisch und kämpferisch gegen jede 
Form der Privilegien darzustellen. Dazu 
bedienten sie sich unterschiedlichster 
Methoden: Erstens stellte ein liberaler 
Flügel in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre die Mehrheit und damit die Partei
führung, von 1983 bis 1986 wurde 
Österreich von einer sozialliberalen 
Koalition regiert. Zweitens: Innerhalb 
der fPÖ gab es bis in die jüngste Ver
gangenheit stets einen (kleinen) rechtsli
beralen Flügel. Drittens: Die fPÖ ist 
Mitglied in der Liberalen Internationale, 
alle Kritik von LI-Mitgliedsparteien, be
sonders von Niederländern und Skandi
naviern, wurden als Mißverständnisse 
di!rgestellt, die der Präsident der Libera
len Internationale Otto Graf Lambsdorff 
auch immer wieder auszugleichen ver-
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suchte. 
Viertens: Alles 

Lob und alle Aner
kennung von Le Pen 

und Schönhuber wurde von 
Haider zurückgewiesen, nicht 
ganz eindeutig, aber doch. 

Die Herkunft 
der FPÖ 
und die von Haider 
Bereits bei ihrer Gründung im Jahr 1956 
war die Freiheitliche Partei ein Sammel
becken für alte Nazis, auch wenn die 
Gründer des Parteivorläufers, des "Ver
bandes der Unabhängigen" unverdächtig 
waren, denn dabei handelte es sich um 
von den Nazis verfolgte Deutschnatio
nale. Das war eine Besonderheit des 
österreichischen Liberalismus, der war 
bereits seit dem 19. Jahrhundert anti
klerikal und mehr oder weniger offen 
Anti - Habsburg. Daß Liberale gegen die 
kirchliche und gegen die weltliche Feu
dalherrschaft im Interesse des Indu
striekapitalismus kämpften ist klar, daß 
das aber stets mit einer Anlehnung an 
das große, moderne Deutschland ge
schah ist spezifisch österreichisch. Nach 
dem 1. Weltkrieg war diese deutschna
tionale Orientierung auch anderen de
mokratischen Kräften des Landes eigen, 
das kleine "Restösterreich" wurde als 
ökonomisch nicht lebensfähig betrach
tet. Nach der Machtübernahme durch 
die Nazis nahmen aber sowohl die Sozi
aldemokraten, als auch die zu Aus
trofaschisten mutierten Christlichsozia-

Jen von diesem Anschlußdenken Ab
stand. Nicht so die große Mehrheit 
der Deutschnationalen, der Liberalis
mus wurde ausgemustert, das Ger
manentum der Nazis übernommen. 
Das ist die Vorgeschichte des FPÖ
Liberalismus. Der erste Bundesob-
mann der Freiheitlichen Partei, 
Anton Reinthaller ist dafür ein gu
tes Beispiel: Der NSDAP schon 
vor dem Einmarsch der Hitler- · 
truppen in Österreich beigetreten, 

1938 im Anschlußkabinett Landwirt
schaftsminister, anschließend bis 1945 
Reichstagsabgeordneter und in Folge bis 
1953 wegen national-sozialistischer Be
tätigung inhaftiert. 
Reinthaler war eben keine Ausnahme, 
sondern die hochrangige Regel in dar 
FPÖ. 
Jörg Haider entstammt genau diesem 
gesellschaftlichen Umfeld. Geboren 
1950 im oberösterreichischen Bad 
Goisern, in der Nazi-Zeit war sein Vater 
''Gaujugendwalter" von Oberdonau, 
seine Mutter war Bannmädchenführerin. 
Der deutschnationale "Österreichische 
Turnerbund" prägte sein Heranwachsen 
ebenso, wie einschlägige Studentenver
bindungen. Seine politische Karriere 
startet er, wo sonst, in der FPO und wird 
dort unter anderem Bundesobmann des 
"Rings Freiheitlicher Jugend", mit 26 
Jahren wird er Landesparteisekretär in 
Kärnten, Ende der siebziger Jahre 
Nationalratsabgeordneter im Parlament. 
Dieses Verhältnis zur Herrschaft dar 
Nationalsozialisten wird auch in Haiders 
berühmtesten "Sag er" deutlich". Hai der 
war Landeshauptmann (Ministerpräsi
dent) von Kärnten, und der Landtag dis
kutierte Möglichkeiten einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik. In einem Zwi-
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schenruf meinte der Fraktionsvorsitzen
de der Sozialdemokraten, daß Hai der s 
Vorstellungen an die NS-Herrschaft 
erinnern würden, und Haider erwiderte, 
daß damals "zumindest eine ordentliche 
Beschäftigungspolitik" gemacht worden 
wäre. 
Rein äußerlich hat er mit den alten 
Rechtsextremisten nichts gemein: er ist 
weder ein Stammtischbruder, mehr 
schon ein Disco-Tänzer, er hat auch kei
nen Bierbauch, sondern zeigt sich als 
Tennisspieler, als Felswandkletterer und 
als Bungie-Jumper, biedere Kleidung ist 
seine Sache nicht, sondern italienische 
Männermode. Schönhuber und Le Pen 
schauen neben ihm nicht nur biologisch 
ganz schön alt aus. 
Weggefährten und Konkurrenten in der 
Freiheitlichen Partei räumte Haider mit 
einer unwahrscheinlichen Brutalität aus 
dem Weg. Wer sich nicht freiwillig auf 
unbedeutende Posten zurückzog oder 
sich den Umstieg ins Privatleben mit 
Geld abkaufen ließ, der flog. Wiederum 
ein Beispiel: Unter dem Titel "Die Un
bestechlichen" zogen die Freiheitlichen 
im Herbst 1990 in den Nationalratswahl
kampf. Drei Personen waren auf den 
Großflächenplakaten abgebildet: Haider 
selbst, die Partei-Generalsekretärin Hei
de Schmidt und der Fraktionsvor
sitzende im Nationalrat Norbert Gugger
bauer. Guggerbauer wurde im Frühjahr 
1992 als Fraktionsvorsitzender demon
tiert und Schmidt verließ, nach vielen 
Demütigungen durch Haider, im Febru
ar 1993 die Partei. 
Die Parteirepräsentanten setzen sich 
heute aus zwei Gruppen zusammen: aus 
der "Buberlpartie", jungen, flotten Auf
steigern, die angeblich gegen Korrup
tion und Bevormundung durch den 
österreichischen Sozialstaat kämpfen, 
sie sind unpolitisch und Jörg Haider al>
solut ergeben. Sein Platzhalter in der 
Landesregierung von Kärnten Mathias 
Reichhold ( seit dem Vorjahr ist Hai der 
ja Fraktionsvorsitzender im Nationalrat) 
soll gesagt haben: "Ich schreibe Mathias 
mit einem t - außer wenn es der Jörg an
ders will." Dementiert wurde diese Aus
sage übrigens nie. 
Die Ideologen von Haider sind aus ganz 
anderem Holz geschnitzt, sie sind Spre
cher des neuen Rechtsextremismus. Das 
Nationale wird zum Dreh- und Angel
punkt der Politik, wobei dieser Nationa
lismus nicht biologisch bestimmt ist, 
sondern in den angeblich unüberbrück
baren kulturellen Unterschieden zwi
schen den verschiedenen Völkern wur-
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zeit. Andreas Mölzer, Leiter der Parteia
kademie der FPÖ, persönlicher Grund
satzreferent Haiders und Mitglied der 
Länderkantmer des Parlaments sprach 
daher auch von der drohenden "Umvol
kung" Österreichs. 
Die Freiheitliche Partei war stets die 
Partei von Selbständigen, von höheren 
Beamten und von leitenden Angestell
ten. Nachdem Haider 1986 Partei
obmann geworden war, kam eine neue 
Klientel dazu; die jungen Aufstiegsori
entierten, denen Sozialstaat und Solida
rität im Wege waren, ein Tankstellen
pächter wurde Generalsekretär, junge 
Ärzte und Richter stiegen zu Landespar
teivorsitzenden auf. Auch viele Bauern, 
von der allgemeinen Entwicklung be
droht, von der angestrebten EG-Inte
gration verunsichert, stimmen zuneh
mend für Haider. Besonders spektakulä
re Wahlerfolge konnte Hai der bei Perso
nalvertretungswahlen der Exekutive ein
fahren. 
Bei Wahlen ging dies überwiegend auf 
Kosten der konservativen Volkspartei. 
Seit zwei, drei Jahren bricht die Haider
FPÖ massiv in die traditionellen SPÖ
Wählerschichten ein. Die Stimmenver
luste sind in den klassischen Arbeiter
vierteln besonders hoch und die Sozial
demokratie verliert bei den letzten Re
gional- und Kommunalwahlen deutlich 
mehr als die Volkspartei. 
In Wien, dem Bundesland mit den mei
sten Einwohnern in Österreich, katapul
tierte sich die FPÖ bei den Landtags
wahlen im Herbst 1991 mit deutlich 
mehr als 20% noch vor der ÖVP auf die 
zweite Stelle unter den Parteien. 
Haider und seine Mannen meinen, daß 
die fPÖ nun eben auch den "kleinen 
Mann" vertrete und in Wirklichkeit die 
einzige Arbeiterpartei Österreichs sei. 
Diese Orientierung macht auch deutlich, 
warum die FPÖ derzeit ganz bestimmt 
zwei Politikfelder bestimmt: aus der Eu
ropa-Vorkämpferpartei machte Haider 
innerhalb weniger Wochen eine Anti
EG-Partei. Das zweite wesentliche The
ma mit dem Haider die Gesellschaft, vor 
allem aber bedrohte Arbeiterlnnen, zu 
polarisieren versucht, ist die Frage der 
Ausländerpolitik. 

Das Anti-Auslän
der-Volksbegehren 
Jörg Haider wollte mit seinem Volksbe
gehren gegen Ausländer mehrere Ziele 
erreichen. Er wollte seinen Parteiapparat 

in Bewegung halten, er wollte das politi
sche Klima in der Ausländerfrage be
stimmen, und er wollte die Regierung 
vor sich hertreiben. Er wollte aber be
sonders der SPÖ eine schwere Niederla
ge bei ihren angestammten Wählerlnnen 
zufügen. 
Von mehr als einer Million 
Unterstützungsunterschriften spekulierte 
Haider noch im November 1992, im 
heurigen Jänner meinte er dann, daß 
750.000 Unterschriften, also etwa sovie
le wie die fPÖ bei den letzten Nation
ratswahlen Stimmen bekam, bereits ein 
großer Erfolg seien. Unmittelbar vor der 
Eintragungswoche des Volksbegehrens 
bezeichnete er dann bereits eine halbe 
Million Unterstützerinnen als politi
schen Sieg. Es waren dann "nur" 
417.000 Menschen, die das Haider
Volksbehren, daß erste, das sich gegen 
eine bestimmte Menschengruppe richte
te, unterschrieben. 
Er und seine FPÖ-Kumpanen meinten 
dann, daß auch die erreichte Zahl von 
Unterschriften ein großer Erfolg gewe
sen sei, denn "das Imperium hätte zu
rückgeschlagen", durch offenen Mei
nungsterror seien mehr Unterstützungs, 
unterschriften verhindert worden. ,]:)as 
Imperium war dann wohl die Regierung, 
die anderen Parteien, die Gewerkschaft, 
die Kirche und "SOS-Mitmensch". 

Gebremst 
Haider schien über Jahre hinweg unbe
siegbar, jede Wahl wieder ein Zuwachs 
an Stimmen, bei jeder politischen Aus
einandersetzung ist Haider wieder in al
ler Munde. In den Medien Fotos und 
Reportagen, Bewunderung vieler Jour
nalisten, gepaart mit einem unguten Ge
fühl. Jörg Haiders Aufstieg schien un
aufhaltsam. Die wenigen Niederlagen 
seiner Karriere, vor allem seine Abwahl 
als Landeshauptmann von Kärnten nach 
seinem unsäglichen Spruch von der "or
dentlichen Beschäftigungspolitik", wa

. ren kurze, meist selbstverschuldete. 

Unterbrechungen 
des Aufstieges 
Haiders Niederlage beim Volksbegehren 
ist auf eine breite Volksbewegung zu
rückzuführen: in ganz Österreich gab es 
im Jänner Lichtermeere und Lichterket
ten. Getragen durch das breite Bündnis 
von "SOS-Mitmensch" und einer sehr 
emotionalen und politisch kaum ausfor-

41 



A B 

mulierten Grundstimmung. Haiders 
Ausländervolksbegehren wurde als 
schlichtweg unanständig und unmensch
lich verstanden. Dieses Bündnis und die
se Aktionen bestimmten das politische 
Klima in Österreich, das Volksbegehren 
zu unterschreiben war in der Öf
fentlichkeit stigmatisiert. 
Die SPÖ schwankte in ihrem Verhalten 
zum Volksbegehren und zu "SOS-Mit
mensch". Zwar war es Bundeskanzler 
Vranitzky, der mit seiner eindeutigen 
Absage an einen parlamentarischen Son
derauschuß verhinderte, daß Haider das 
Ausländer-Thema monatelang ständig 
hochpeitschen konnte, dann plakatierte 
die Partei aber "Gesetze statt Ausländer
hetze". Das kann nur so verstanden wer
den, daß die SPÖ und die Regierung all 
das, was Haider durch Hetze erreichen 
will, bereits durch Gesetze realisiert hat. 
Die SOS-Mitmensch Aktionen wurden 
zuerst vorsichtig, dann immer massiver 
unterstützt, nicht nur von der Bundes
partei, auch die Landes-, Bezirks- und 
Ortsorganisationen trugen die Lichterak
tionen mit. 

Klima 
kontra 
Inhalte? 
SOS-Mitmensch wurde immer wieder 
der Vorwurf gemacht, daß die Breite der 
Bewegung auf Kosten der konkreten In
halte erreicht wurde. Gerade am Bei
spiel des Innenministers wurde dies ver
sucht aufzuzeigen: Franz Löschnak, in 
der einschlägigen Szene als verantwort
lich für die Einschränkung des Asyl
rechts geradezu eine Symbolfigur, hatte 
SOS-Mitmensch unterstützt. Daher wur
de SOS Mitmensch als regierungshörig 
bezeichnet, kritisiert wurde auch der 
blumige und wenig konkrete Aufruf von 
SOS-Mitmensch. 
Wahr ist aber sicher, daß nur eine derar
tige Offenheit und eine derartige Nicht
Festlegung diese Breite erreichen konnte 
und so das politische Klima gegen Hai
der zustande brachte. Der Versuch eine 
politische Bewegung mit konkreten, 
umfassenden und eindeutigen Forde
rungskatalogen gegen Haider und gegen 
die Regierungspolitik zustande zu brin
gen, hätte im politischen Ghetto geen
det. Nur als Beispiel: statt einer Viertel
million beim Lichtermeer in Wien hät
ten sich bestenfalls zwanzigtausend 
Überzeugte zu einer Demo in der 
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Bundeshauptstadt zusammengefunden. 
Man/frau hätte zwar Recht gehabt, wäre 
aber unter sich gewesen und hätte damit 
keine Wirkung erzielt. 
Das soll nun nicht die Wichtigkeit von 
Inhalten schmälern und heißen, Politik 
nur noch mit Klima, also mit Gefühlen 
zu machen. Alles zu seiner Zeit, alles 
am richtigen Ort und von den richtigen 
Leuten. Es wäre eine Aufgabe der Lin
ken, natürlich auch der sozialdemo
kratischen, für eine breite Volksbewe
gung gegen Haider, gegen Ausländer
feindlichkeit und Rassismus das ein
schlägige Progranun zu erstellen und 
Diskussionen dariiber zu organisieren. 
Meist aber beschränkt sich diese Linke 
darauf, hämisch über die "Kerzerlhalter" 
ohne "korrekte Analyse" zu lästern. 

Ist die 
'' Ausländer
feindschaft" 
nun 
verschwunden? 
Umfragen in Deutschland und auch 
Österreich haben gezeigt, daß die Lich
termeere und Lichterketten die Zahl je
ner verringerten, die offen ausländer
feindlichlich argumentieren. Besonders 
jene, die Verständnis für Gewalttaten 
gegen Ausländerinnen aufbringen wur
den weniger. Ist nun die Ausländer
freundlichkeit über Österreich hereinge
brochen? Sicherlich nicht, es trauen sich 
nur nicht mehr soviele offen gegen aus
ländische Mitbürgerinnen Stellung zu 
nehmen. Das gesellschaftliche Klima ist 
eben nicht danach. Das grundsätzliche 
Problem der Ausländerfeindlichkeit und 
des Rassismus kann aber auch durch 
Volksbewegungen nicht gelöst werden. 
Denn dabei handelt es sich meist um 
Folgen von sozialen und wirtschaftli
chen Verwerfungen. Und es handelt sich 
um tief im gesellschaftlichen Bewußt
sein verankerte Vorurteile. Dies geht 
von den "Indianern", gefüllt mit Schla
gobers in der Konditorei, bis zu dem 
Stereotyp von den "faulen Negern", das 
bisher nicht auszurotten war. 
Fremde Kulturen kommen bei uns nur 
verzerrt im Fernsehen vor oder in einer 
völlig verniedlichten Tourismusversion. 
Es geht einerseits darum, sich die Welt 
wirklich anzueignen, also das Fremde 
kennenzulernen und es geht andererseits 
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darum, Lebensverhältnisse zu erreichen, 
die nicht ständig auf Kosten Schwacher 
gehen. Denn das führt dazu, noch 
Schwächere als Sündenböcke zu suchen. 

Und was 
ist nun 
mit Haider? 
Er hat eine Niederlage erlitten, nicht nur 
beim Volksbegehren, er findet derzeit 
niemand, der ihn und seine Partei in eine 
Regierung hieven würde. Seine letzten 
liberalen Feigenblätter haben ihn nun 
auch noch verlassen. Zurück bleibt ein 
rücksichtslos formulierender, rechtsex
tremer Populist. Sein einziger ideologi
scher Berater ist nun Andreas Mölzer, 
der mit den Umvolkungstheorien. Wir 
haben mit der FPÖ die stärkste rechtsex
treme Partei Europas in Österreich. 
Nach den alten Deutschnationalen und 
den brutalen Aufsteigertypen hat Haider 
nun eine neue Zielgruppe ausgemacht: 
die Arbeiter. Und es gelingt der FPÖ ja 
auch, in den traditionellen Arbeitervier
teln der Städte überdurchschnittliche 
Stintmenzuwächse zu erzielen. Das trifft 
insbesondere die Sozialdemokratie, 
nicht wenige ihrer Wählerinnen wenden 
sich zur FPÖ. Die Ursachen dafür liegen 
aber nicht beim feschen Haider mit dem 
losen Mundwerk, diese Arbeiterinnen 
fühlen sich von den gesellschaftlichen 
Entwicklungen bedroht und von der So
zialdemokratie im Stich gelassen. Die 
SPÖ steht für die Modernisierung der 
Wirtschaft, für schnellere und flexibler 
Arbeitsabläufe und für neue Technologi
en, diese bedrohten Arbeiterinnen be
fürchten, diese neuen Herausforderun
gen nicht bestehen zu können. 
Ich fürchte, daß Haiders Wahlerfolge 
mit seiner Volksbegehren-Niederlage 
nicht beendet sind, die nächsten Wahlen 
werden es wohl zeigen. 
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Die Aus 
mutsproblema 
trotz verschiedener Versuche, die Blok
kade des gesellschaftlichen Diskurses zu 
diesem Thema aufzuheben (zuletzt 
durch die Nationale Armutskonferenz 
im Januar 1993) als mit einem Tabu be
legt angesehen werden. Ursächlich dafür 
sind eine Vielzahl von Gründen, von de
nen vorrangig die folgenden zu nennen 
sind: 

Die gesellschaftliche Betroffenheit 
von Armut ist insgesamt eher als ge
ring einzuschätzen. Nichtzuletzt ist 
die Glotzsche These der 2/3-Gesell
schaft als weitgehend widerlegt an
zusehen.1 
In der aktuellen Regierungspolitik 
besitzen Sozial- und Gesellschafts
probleme einen geringen Stellenwert. 
Dies haben die Haushaltsoperationen 
'82/'83/'84 und die aktuellen Debat
ten um den "Solidarpakt" gezeigt. 
Unterstützt wird die Tabuisierung der 
Armut durch die gesellschaftlich
ideologische Verankerung der prote
stantischen Ethik (Max Weber). der
zufolge Verarmung vor allem als per-
sönliches Versagen und Folge 
mangelhafter individueller Lei-
stungsbereitschaft anzusehen ist. 

Im Kontext von Strategien der Spaltung 
des Sozialstaates erscheint darüberhin
aus die Tabuisierung von Armut als äu
ßerst hilfreich. 2 Diese Politik übersieht 
allerdings, daß im Zuge der Marginali
sierung von Erwerbspersonen die Absi
cherung sozialer Riskien zunehmend 
fragiler wird. 3 Neben der politischen 
Verdrängung der Armutsproblematik 
bestehen aber auch vielschichtige me
thodische Probleme, Armut und Verar
mung adäquat zu erfassen. 

Volker Offermann, Dipl.-Kaufmann, Wiss. Ange
stellter am ForschungsinstiM für Sozialpolitik der 
Universität Köln 

rschungstheoretische Perspektiven 

e erste Annäherung, sich diesen Pro
blemen zu stellen, kann in der Auswer
tung der offiziellen Sozialhilfestatistik 
gesehen werden. Sie hat unter den weni
gen verfügbaren empirisch validen Da
ten der Armutsforschung eine herausra
gende Stellung, wenngleich zu beden
ken ist, daß hier nur "bekämpfte" Ar
mut erfaßt wird. Dieser Beitrag will den
noch zunächst das vorhandene offizielle 
Datenmaterial auswerten, um zu einer 
ersten Bestands- und Entwicklungsver
laufsbeschreibung zu gelangen. Daran 
anschließend wird eine Ursachenanalyse 
vorgenommen. in deren Mittelpunkt 
eine Auseinandersetzung um das Ver
hältnis von Armut und Arbeitsmarkt 
steht, bevor abschließend forschungs
theoretische Perspektiven skizziert wer
den. 

Armut und 
Sozialhilfe 
Ziel der Sozialhilfe ist, den Empfängern 
ein menschenwürdiges Leben zu ermög
lichen (§ 1 Bundessozialhilfegesetz). 
Daher besteht auch, im Gegensatz zu 
allgemeinen Fürsorgemaßnahmen, auf 
Sozialhilfe ein Rechtsanspruch dem 
Grunde, nicht jedoch der Höhe nach. Bei 
der Gewährung von Sozialhilfe gelten 
drei Prinzipien, die den prinzipiellen 
Rechtsanspruch näher bestimmen: 

Das Prinzip der Nachrangigkeit, das 
aus dem Subsidiaritätsgebot abgelei
tet ist, gewährleistet, daß Sozialhilfe 
erst dann gewährt wird, wenn alle 
vorgelagerten Sicherungsinstitutio
nen, insb. die Familie, zur Einlösung 
des Anspruchs aus § 1 BSHG versa
gen. 
Das Prinzip der Individualisierung 
der Hilfeleistung schließt eine Über
tragbarkeit des Anspruchs aus. 

Das Prinzip der Bedarfsdeckung soll 
das sozial-kulturelle Existenzmini
mum des Hilfebeziehers garantieren. 

Zu unterscheiden sind darüberhinaus 
die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt 
(HLU) und die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen (HbL), die vorrangig der 
Absicherung der sozialen Risiken 

Abbildung 1: 
Entwicklung des Sozialhilfebezuges' 

Sozialhilfe-
empfänger HLU-Empf. HbL-Empf. 

Jahr i.Tsd. i. Tsd. i.T~. 

1970 1.491 749 965/ 
1975 2.049 1.190 1.147 

1980 2.144 1.322 1.125 

1985 2.814 2.063 1.108 

1986 3.020 . 2.239 1.196 

1987 3.136 2.332 1.256 

1988 3.349 2.509 1.348 

1989 3.626 2.774 1.404 

1990 3.754 2.890 1.510 

Krankheit, Pflegebedürftigkeit und In
validität dient. 
Betrachtet man diese Daten, so ist zu
nächst feststellbar, daß sich die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger insgesamt in den 
vergangenen zwanzig Jahren um rund 
150 % erhöht hat. Besonders beachtlich 
ist darüberhinaus aber, daß eine massive 
Verschiebung zu den HLU-Empfängem 
stattgefunden hat. Ihr Anteil stieg von 
50 % auf 77 %; ihre Anzahl hat sich bei
nahe vervierfacht. Demgegenüber ist die 
Anzahl der HbL-Bezieher "nur" um 
56,5 % gewachsen. Jene Hilfeart also. 
die bei Einführung des BSHG 1961 als 
Ausfallbürge in außergewöhnlichen, 
nicht durch das weitere soziale Siche
rungssystem abgedeckten Notlagen galt, 
macht heute den Hauptanteil in der Sozi
alhilfe aus. 
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Weitere besorgniserregende Ergebnisse 
der Sozialhilfegewährung treten zu 
Tage, wenn man die Alterstruktur der 

Abbildung 2 
Alterstruktur HLU-Empfänger' 

Jahr HLU- <25 J. 25-50 J. >50 J. 
Empf. 

i.Tsd. i.Tsd.% i.Tsd.% i.Tsd.% 

1980 831 367/43% 219/26% 265/31% 

1990 1.772 807/46% 608/34% 357/20% 

_Zu-
nah-
me 

+108,2 +119,9 +177,6 +34,7 
% % % % 

HLU-Empfänger (außerhalb von Ein
richtungen) betrachtet. 
Vergleicht man diese Alterstruktur der 
Sozialhilfeempfänger mit jener von 
1974, so wird die wachsende Betroffen
heit von Armut vor allem junger Men
schen besonders deutlich. 1974 waren 
nämlich noch 47 % aller Sozialhilfe
empfänger (HLU und HbL) älter als 
50 Jahre, aber nur 34 % waren jünger als 
25 Jahre.6 Seit 1980 hat sich der HLU
Bezug von Kindern im Alter von unter 
sieben Jahren auf das 2 l/2-fache und 
von Kindern im Alter zwischen sieben 
und elf Jahren auf das 1 1/2-fache er
höht. 7 Sozialisationsstörungen sind an
gesichts derartiger früher Unterversor
gungs- und Mangelerfahrungen vorpro
granuniert. Folgt man hier den Analysen 
von Atkinson, so ist zu erwarten, daß für 
diese Kinder auch zukünftig Armut ihr 
Leben begleiten wird: "The children of 
low wage families are themselves likely 
to have poor eamings prospects. Not 
only is there a link between earnings 
and parental socioeconomic back
ground, but there is an indirect link via 
education. "8 

Gegenüber dieser zunehmenden Betrof
fenheit junger Menschen, konnten alte 
Menschen ihr Verarmungsrisiko in der 
Vergangeneheit deutlich reduzieren. 
Ihre Empfängerquote liegt nunmehr bei 
2,0%9 und nimmt sich gegenüber der all
gemeinen Quote von 5,9 % (HLU allein 
4,6 % ) vergleichsweise bescheiden aus. 
Unvergleichlich niedrig ist sie in Relati
on zur Angewiesenheit ausländischer 
Mitbürger auf Sozialhilfe. Machten sie 
bis in die 70er Jahre hinein nur etwa 
zwei Prozent der Sozialhilfeempfänger 
aus, so betrug ihr Anteil am Gesamt der 
Hilfebezieber 1990 über ein Fünftel (bei 
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einem Gesamtanteil von rund acht Pro
zent der Bevölkerung). Ihre Empfänger
quote beträgt mit 15,5 % beinnahe das 
dreifache der Empfängerquote insge
samt. Die Anzahl der ausländischen So
zialhilfebezieher hat seit 1970 um fast 
4.000 % (!) zugenommen. 
Gegen die bisher vorgestellten Ergeb
nisse ließe sich nun einwenden, daß 
dabei jeweils auf die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger innerhalb eines 
Jahres rekurriert wurde. Aber selbst 
eine Bestandsbetrachtung ergibt für 
Ende 1990 eine Million Haushalte mit 
1,8 Millionen Haushaltsangehörigen, 
das entspricht 3% der (westdeutschen) 
Bevölkerung, die aktuell Sozialhilfe 
empfingen. 10 Darüberhinaus ist auch 
zu bedenken, daß eine Bestandsbe
trachtung eine Momentaufnahme ist, 
die keinerlei Aufschluß über die Ar
mutsbedrohungen gibt. Darauf kann 
jedoch aus der Zahl der Empfänger im 
Laufe eines Jahres geschlossen werden, 
selbst, wenn man einschränkend be
rücksichtigt, daß ein Empfänger auch 
mehrfach im Verlaufe eines Jahres so
zialhilfeberechtigt werden kann. 
Einzuwenden ist darüberhinaus aber 
auch, daß die Sozialhilfestatistik nur 
Aufschluß über die bekämpfte Armut 
gibt. Die verdeckte Armut, die sich ins
besondere aufgrund des Prinzips der 
Nachrangigkeit der Sozialhilfe, aber 
auch weiterer Ursachen, ergibt11 , findet 
sich in der Sozialhilfestatistik nicht 
wieder. Unterstellt man, wie die Cari
tas dies tut, daß durchschnittlich auf 
zwei Sozialhilfebezieher ein an
spruchsberechtigter Nicht-Bezieher 
kommt, und daß dieses Verhältnis bei 
Menschen über 54 Jahren sogar 1: 1 be
trägt 12, so ergibt sich für die alten Län
der 1990 ein Armutspotential (nur 
HLU-Bezieher) von über 4,5 Millionen 
Personen, also etwa 7% der Bevölke
rung (jeder vierzehnte!). 
In den neuen Ländern ist die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger noch vergleichs
weise niedrig, da hier noch die 
Sozialzuschläge in der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung wirken. Den
noch hat sich ihre Zahl vom 30.09.90 
bis zum 30.06.92 von rund 60.000 auf 
beinahe 250.000 erhöht. Die 
Hauptursache des Sozialhilfeempfangs 
in· den neuen Ländern ist eindeutig in 
der desolaten Situation am Arbeits
markt, die sich im Gefolge der Trans
formationskrise eingestellt hat, zu se
hen. JJ 
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Ursachen des 
Sozialhilfebezuges 

Abbildung 3 
Hauptursachen der Hilfegewährung14 

Hauptursache des Sozial- 1982 1990 

hilfebezuges i.vH. i.vH. 

Arbeitslosigkeit 16,4 32,1 

unzureichende Versicherungs-

und Versorgungsansprüche 24,2 10,4 

Ausfall des ernährers 12,6 10,4 

unzureichendes Erwerbseink. 5,9 5,8 

Krankheit 7,6 5,3 

Tod des Ernährers 1,0 0,7 

unwirtschaftl. Verhalten 1,2 0,5 

sonstige Ursachen 

(u.a. Asylantrag, Sucht, Haft-

entlassung, Nichtseßhaftigkeit) 31, l 

Nachdem nun eine wnfassende, wenn
gleich bei weitem nicht vollständige 
Analyse der Sozialhilfesituation in 
Westdeutschland gegeben wurde, sollen 
im folgenden deren Ursachen dargestellt 
werden. 
Statistisch wird nur die Hauptursache 
des Sozialhilfebezuges erfaßt. Damit je
doch werden Ursachenzusammenhänge 
auseinandergerissen, real existente Mul
tikausalität wird auf statistische Mono
kausalität reduziert. Insbesondere er
laubt die offizielle Statistik auch keine 
Rückschlüsse auf den Wandel der Ar
mutsursachen einer Person im Zeitver
lauf. Hinsichtlich einer umfassenden 
Beurteilung von Deprivationsrisiken ist 
diese Restringiertheit des Datenmateri
als als sehr problematisch zu betrachten. 
Im Gegensatz zur Eindimensionalität 
der Ursachen bei Beendigung des 
Sozialhilfebezuges muß zu Beginn der 
Sozialhilfegewährung von einem Ursa
chenkomplex einander verstärkender In
terdependenzen zwischen einzelnen Ur
sachen ausgegangen werden. 15 

Trotzdem sind die vorliegenden Ergeb
nisse der Sozialhilfestatistik nicht wert
los, denn sie allein lassen bereits den 
Schluß zu, daß eigenes "schuldhaftes" 
Verhalten nur zu einem geringen Teil 
als annutsdeterminierend angesehen 
werden kann. Auch die Bremer Untersu
chung von Buhr und Voges stützen die
se Aussage. Nach dieser Studie läßt sich 
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für allenfalls 4 % Schuldhaftigkeit kon
statieren16, wobei es bspw. bei "unwirt
schaftlichem Verhalten" angesichts 
massiver Propaganda für gesellschaft
lich anerkannten demonstrativen Kon
sum ohnehin äußerst fraglich ist, wo ei
genes Versagen anfängt. Insgesamt sind 
diese Ergebnisse aber als deutliche Wi
derlegung der in der protestantischen 
Berufsethik angelegten These, Armut 
resultiere aus individuellem Versagen, 
anzusehen; 
Armut und Verarmung können aber 
auch nicht ausschließlich im Rekurs auf 
demographische Faktoren und den 
gesellschaftlichen Wertewandel, der zu 
einem Verlust von Sicherheit seitens 
Primärinstitutionen, insb. der Familie, 
geführt hat, gewonnen werden, wenn
gleich der nicht zu unterschätzende Er
klärungsgehalt dieser Annahmen nicht 
bestritten wird. Darüberhinaus sind 
Gründe für die "Armut im Wohlstand" 
jedoch vor allem in den kontrafinalen 
Konsequenzen der marktwirtschaftlich
kapitalistischen Wirtschafts- und Sozial
ordnung der Bundesrepublik zu veror
ten. Dies gilt nicht ausschließlich aber 
insbesondere für Arbeitslosigkeit als 
entscheidenste Ursache von Armut hier
zulande.17 
Im Zusammenhang der Debatte um die 
"Neue Soziale Frage" haben Buttler et 
al. die Arbeitsmarktsegmentation als 
entscheidende Variable der Arbeits
losigkeit-Armut-Verbindung herausge
stellt. 18 Sie erklären Einkommensannut 
wesentlich aus der Funktionsweise des 
Arbeitsmarktes und den hieraus re
sultierenden Primärverteilungen. Tech
nologische Innovationen und Kalküle 
der Kostenminimierung veranlassen die 
Unternehmen zu einer Spaltung der Be
legschaften in Stamm- und Randgrup
pen. Für die Randbelegschaften, Arbeit
nehmer mit "Jedermann-Qualifikatio
nen" ergibt sich dabei ein systema
tischer Zusammenhang von geringem 
Lohnniveau und instabilen Beschäfti
gungsverhältnissen. Betriebsinterne 
Gratifikations- und Anfstiegssysteme für 
die Stammbelegschaften haben als Vor
kehrungen der Unternehmensleitungen 
für die Loyalität jener sicher beschäftig
ten Arbeitnehmer zu gelten. "Arbeits
marktspaltungen in kapitalistischen Sy
stemen und die damit einhergehenden 
Dimensionen der Armut sind somit nicht 
ohne Rückgriff auf das Kapi
talverwertungsinteresse und damit auf 
den Konflikt zwischen Kapital und Ar
beit zutreffend interpretierbar."" 
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Während Bottler et al. Arbeitsmarktseg
mentationen von der Nachfrageseite her 
erklären, tun Heinze et. al. dies ange
botsseitig. 20 Dabei steUen sie am Ar
beitsmarkt zwei Machtgefälle fest: Das 
primäre ergibt sich zwischen Arbeit und 
Kapital aus der Notwendigkeit des 
Lohnabhängigen seine einzige Ware, 
die Arbeitskraft, an die Kapitalbesitzer 
zu verkaufen, die ihrerseits viel weniger 
zwingend auf die Verwertung ihres Be
sitzes angewiesen sind. Das darüberhin
aus festzustellende sekundäre Machtge
fälle ergibt sich aus der Konkurrenz der 
Lohnabhängigen um die Behauptung ih
rer Position am Arbeitsmarkt untereinan
der." Dabei haben verschiedene Grup
pen von Arbeitnehmern differenzierte 
Chancen, Gegenmachtstrategien in 
Form sozialer Schließung gegen das am 
Arbeitsmarkt bestehende Machtgefälle 
zu verwirldichen.22 Von Verannungsris
kien sind dann vorrangig die 
Arbeitsanbieter betroffen, "die weder 
selbst von Schließungsstrategien erfolg
reich Gebrauch machen, noch den 
Schließungsstrategien der anderen 
Marktteilnehmer Widerstand entgegen
setzen können. Sie rangieren deshalb am 
unteren Ende der Ungleichheits
struktur. "23 

Während Buttler et al. und insbesondere 
Heinze et al. maßgeblich den Arbeits
markt als Ort der Entstehung von Verar
mungsrisiken erkennen, haben Kohl und 
Leisering in ihrer Kritik an der Argu
mentation von Heinze et al. das System 
der sozialen Sicherung als primär ar
mutsdeterrninierend ausgemacht: "Die 
Richtigkeit der Behauptung eines hohen 
Verarmungsriskos ist abhängig von der 
spezifischen Konstruktion des jeweili
gen sozialen Sicherungssystems und un
terstreicht damit einmal mehr dessen 
strategische Bedeutung bei der 'Erzeu
gung' bzw. Vermeidung von Armut 
( ... )."

24 Diese These wird hier zurückge
wiesen, da in der BRD das soziale Si
cherungssystem (zumindest im Falle 
von Arbeitslosen- und Rentenversiche
rung) ja gerade - ausgehend von der Fik
tion des Normalarbeitsverhältnisses - an 
der erreichten Position im Erwerbsleben 
anknüpft und so eben nicht als Ursache, 
sondern nur als Transmitter und Ka
talysator von Verannungsrisiken aus der 
Sphäre der Berufsarbeit in die der Nicht
Arbeit angesehen werden muß." 
Ohne hier nun noch weiter auf diese 
Auseinandersetzungen näher eingehen 
zu wollen, bleibt festzuhalten, daß mehr 
als ein Drittel der Sozialhilfeempfänger 
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qua ihres Ausschlusses von einer zentra
len Kategorie menschlichen Lebens, der 
Arbeit, erst zu "Hilfsbedürftigen" ge
worden sind. Darüberhinaus, und auch 
dies haben die obigen Ausführungen 
deutlich gemacht, gilt besondere Auf
merksamkeit jenen Bevölkerungsgrup
pen, die (noch) nicht arbeitslos sind, 
aber zu den Arbeitnehmern mit Niedrig
einkommen zu rechnen sind. Nach 
Welzmüller handelt es dabei um alle Ar
beiterinnen der Industrie und des Han
dels (2,1 Millionen), um 60 % der 
vollbeschäftigt angestellten Frauen (2,5 
Millionen), um männJiche Arbeiter der 
Verbrauchsgüterindustrie und des Nah
rungs- und Genußrnittelbereiches sowie 
wenige männliche Angestellte des Han
dels. 26 Diese Personengruppen sind ins
besondere dann gefährdet, wenn es sich 
bei den Individuen um Alleinerziehende 
oder Haushaltsvorstände von kinderrei
chen Haushalten handelt.27 Als neues 
Problemfeld hat sich unterdessen zudem 
die Belastung mit hohen Mieten heraus
gestellt, die zunehmend auch die Bezie
her mittlerer Einkommen erhöhten 
V erannungsrisiken aussetzt 28 Hier nun 
setzen jene circuli vitiosi an, an deren 
Anfang der Wohnungsverlust steht, de$ 
wegen fehlender Wohnraumversorgung 
die Arbeitslosigkeit folgt, die potentieU 
erst beendet werden kann, wenn wieder 
ein Wohnssitz nachgewiesen werden 
kann usw. usf.29 

Kosten und 
Leistungen 
der Sozialhilfe 
Die staatlichen Aufwendungen für die 
Sozialhilfe insgesamt beliefen sich im 
Jahre 1991 auf knapp 32 Milliarden DM. 
Davon entfielen etwa 13 Milliarden DM 
auf HLU, die restlichen 19 Milliarden 
auf HbL. Pro HLU-Bezieher außerhalb 
von Einrichtungen wurden 1990 rund 
3.500 DM aufgewendet.30 Interessanter 
jedoch als diese Totalbetrachtungen ist 
die Analyse der individuellen Leistungs
empfangssituation. Der Sozialhilfebe
darfssatz für HLU-Empfiinger setzt sich 
dabei aus drei Komponenten zusammen: 
dem Regelbedarf, dem Mehrbedarf und 
dem Aufwendungsbedarf. Der Regelbe
darf, der die anfallenden Bedürfnisse des 
täglichen Lebens decken soll, orientiert 
sich an den Konsumgewohnheiten unte-
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rer Einkommensgruppen und beträgt in 
der BRD zur Zeit durchschnittlich 508 
DM für den Haushaltsvorstand. Für wei
tere Haushaltsmitglieder ergeben sich in 
Abhängigkeit deren Alters Zusatzzah
lungen von 50 % bis 90 % des Eckregel
satzes. Die Orientierung des Regelsatzes 
an unteren Einkommen selbst ist selbst 
schon problematisch, da hierdurch die 
Realisierung eines sozio-kulturellen 
Existenzminimums fraglich wird. Mehr
bedarfszuschläge zwischen 20 % und 40 
% des für die jeweilige Person maßgeb
lichen Regelsatzes werden für ältere 
Menschen, werdende Mütter, Alleiner
ziehende und Behinderte gezahlt. Der 
Aufwendungsbedarf schließlich soll 
fallweise differenzierte, aber regehnäßig 
anfallende und zum Lebensunterhalt 
notwendige Kosten decken, vor allem 
also Miet- und Energiekosten bis zu be
stimmten Obergrenzen. 
Angesichts dieser komplexen Berech
nung des Sozialhilfebedarfs ist es immer 
wieder üblich, hypothetische Empfän
gerhaushaltskonstellationen zu bilden, 
um "nachzuweisen", daß sich für Sozi
alhilfebezieher das Arbeiten überhaupt 
nicht lohne, da sie es sich in der ''sozia
len Hängematte" mit Bezügen von 
3.000 und mehr DM bequem machen 
könnten, wobei zugleich unterstellt 
wird, daß diese arbeitsfreien Bezüge 
durch Schwarzarbeit zudem deutlich 
aufgebessert werden könnten.31 Die bis
herigen Analysen haben die Demagogie 
dieser Ausführungen bereits belegt, so 
daß es sich erübrigen dürfte, hierauf wei
ter einzugehen. 32 Zu erwähnen ist aber 
noch, daß der Bezug von Sozialhilfe für 
den Empfänger nicht kostenfrei, sondern 
mit erheblichen Belastungen verbunden 
ist. Die Kosten der Sozialhilfe liegen für 
den Hilfeempfänger insbesondere in ei
nem erheblichen Beantragungsaufwand, 
Wartezeiten, Ausgaben zur Kommunika
tion mit Behörden, Kontrollverlusten 
über die eigenen Angelegenheiten, 
Sozialstatuseinbußen. Addiert man diese 
Belastungen zusammen, so kann man die 
These wagen: "Es gibt keine Soziallei
stung, die den Hilfeempfänger mehr ko
stet als die Sozialhilfe."33 

Forschungs
theoretische 
Perspektiven 
Bisher wurde die Beschäftigung mit der 
Armutsproblematik ausschließlich durch 
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die Auseinandersetzungen mit Leistun
gen nach dem BSHG angeleitet. Dieses 
Vorgehen hat, neben dem Vorteil des 
Zugangs zu offiziellen Daten, jedoch 
erhebliche Nachteile. Zum einen, weil 
sich das Leistungsniveau der Sozialhilfe 
in der Vergangenheit deutlich von der 
Entwicklung der Einkommen abgekop
pelt hat und so kaum noch das sozio
kulturelle Existenzminimum sichern 
kann, zum anderen aber ist es als äußerst 
problemreich zu erachten, daß es sich 
bei der Definition von Armut qua Sozi
alhilfeanspruch um eine politische Fest
stellung von Armut handelt, die (zumin
dest prinzipiell) definitorischer Willkür 
Tür und Tor öffnet 
Weiterführender aus forschungstheoreti
scher Sicht ist daher die Anwendung des 
Ressourcenkonzepts, daß Armut in 
Abhängigkeit des durchschnittlichen 
Nettohaushaltseinkommens oder eines 
Äquivalenzeinkommens bestimmt. Üb
licherweise werden dabei drei Schwel-

Abbildung 4 
Betroffenheit der Armut34 

1987 1988 1989 

strenge Armut 4,9 5,2 4,4 

Armut 10,6 10,7 10,7 
annutsnahe 
Einkommenspos. 20,3 20,2 19,3 

lenwerte ( 40 % = strenge Armut, 50 % = 
Armut, 60 % = armutsnahe Einkommen
sposition) zugrundegelegt. Bei Anwen
dung dieses Armutskonzeptes erbrachte 
das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) 
dabei folgende Ergebnisse hinsichtlich 
der Betroffenheit der bundesrepublika
nischen Gesellschaft von Armut: 
Eine Zeitverlaufsbetrachtung der im 
SOEP erfaßten Haushalte ergab, daß im 
Zeitraum von 1984-1989 75 vH der 
Haushalte niemals, 25 vH ein- oder 
zweimal und 10 vH die 50 %-Schwelle 
drei- und mehrfach unterschritten.35 

Obwohl es unbestritten ist, daß das 
SOEP erhebliche Verdienste hinsicht
lich der Bestimmung von Armut in der 
Bundesrepublik erworben hat, so bleibt 
auch hier ein zentrales Problem unge
löst, nämlich die Bestimmung von Ar
mut ausschließlich als Einkommensar
mut. Bereits Friedrich Engels war je
doch bereits 1845 dazu übergegangen, 
weitere Kriterien (z.B. Wohnen und Ge
sundheit) bei der Beschreibung vob Ar
mut zu berücksichtigen. 36 DarüMrhin-

' aus werden durch ein erweitertes\ Ar-
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mutskonzept auch erst Interdependen
zen ökonomischer und nicht-ökonomi
scher Bestimmungsgründe von Armut 
erfaßbar, auf die Einkommensarmuts
konzepte den Blick verstellen. 
Als erfolgversprechende forschungs
theoretische Perspektive müssen unter 
Berücksichtigung des oben Gesagten 
Lebenslage-Konzeptionen erachtet wer
den. Als deren Begründer ist der Kölner 
Sozialpolitiker Gerhard Weisser anzuse
hen, der die Lebenslage eines Menschen 
als den Spielraum definierte, "den die 
äußeren Umstände dem Menschen für 
die Erfüllung seiner Grundanliegen bie
ten, die er bei unbehinderter und gründ
licher Selbstbesinnung als bestimmend 
für den Sinn seines Lebens ansieht."37 

Allerdings ist es weder dem Neukantia
ner Weisser noch seinen Schülern Klein
henz und Engelen-Kefer gelungen, den 
Operationalitätsmangel (Bestimmung 
von Grundanliegen) seines Konzeptes 
zu heilen. 38 

Ingeborg Nalmsen hingegen hält die Be
stimmung von wichtigen Interessen für 
nicht notwendig: "Interessen, die den 
Menschen - auch bei noch so gründli
cher Selbstbesinnung - ins Bewußtsein 
treten, sind geprägt durch soziale Erfah
rung, ja, die Lebenslagen, d.h. die sozia
len Existenzbedingungen, können gera
de so strukturiert sein, daß eine defor
mationsfreie Interessenreflexion nicht 
möglich ist. Der Weissersche Weg birgt 
die Gefahr, Interessen zu oktroyieren, 
statt zu ermitteln. ''39 Nahnsen versteht 
diesen Intentionen folgend die Lebensla
ge als Inbegriff gesellschaftlich vermit
telter Chancen zur Entfaltung wichtiger 
individueller Interessen, deren Realisie
rung um so wahrscheinlicher ist, je mehr 
echte Alternativen der Lebensgestaltung 
dem Einzelnen zur Verfügung stehen. 
Zu fragen ist also nach den Ausprägun
gen der Bedingungen, unter denen Inter
essen ins Bewußtsein gelangen und be
friedigt werden können. Durch diese 
Fragestellung gelingt es dann auch, 
Entfremdungsphänomene, deren Be
seitigung Vorbedingung der Interessen
entfaltung ist, zu erfassen und in der 
Folge (sozial-)politisch zu bearbeiten. 
Nahnsen unterscheidet nun fünf (fiktive) 
Einzelspielräume, aus denen sich die 
Lebenslage eines Menschen konstituiert: 
Versorgungs- und Einkommensspiel
raum, Kontakt- und Kooperationsspiel
raum, Lern- und Erfahrungsspielraum, 
Muße- und Regenerationsspielraum, 
Dispositionsspielraum. Als gleichge
wichtig können diese Einzelspielräume 
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allerdings erst dann angesehen werden, 
wenn Einkommens- sowie Kontakt- und 
Kooperationsspielraum eine Mindes
taUsprägung als Inbegriff des Existenz
minimums aufweisen. 
Es ist unmittelbar einsichtig, daß durch 
Verwendung dieser Spielräume die mei
sten der in diesem Beitrag erörterten Ar
mutsprobleme bzw. -folgeprobleme ziel
genau erfaßt werden können. Zugleich 
bewahrt ein so konzeptualisierter Le
benslageansatz auch davor, Armut im 
Sinne der protestantischen Ethik zu in
terpretieren. Wenngleich es sich um eine 
theoretische Konzeption handelt, die das 
Individuum in den Mittelpunkt ihrer Be
trachtungen stellt, kann jedoch nicht von 
einer individualistischen Hypothese ge
sprochen werden, denn diese ginge von 
der Dominanz individueller Dispositio
nen bei der Bestimmung der Lebenslage 
aus. 

Fazit 
Es sind die oben genannten Gründe und 
die Möglichkeit der Betrachtung von In
terdependenzen zwischen den einzelnen 
Spielräumen und zwischen ökonomi
schen und nicht-ökonomischen Bestim
mungsgründen der Armut, die den 
Lebenslageansatz als geeigneten der 
modernen Armutsforschung erscheinen 
lassen. Leider gibt es bis heute nur weni
ge Projekte, die sich der Armutsproble
matik derart umfassend zuwenden'°, ob
gleich nur so eine adäquate Armutsbe
richterstattung, an der es entscheidend 
mangelt, möglich wird. Eine umfassen
de Armutsberichterstattung wäre ihrer
seits dann wieder Voraussetzung gesell
schaftlicher Transformationsprozesse, 
durch die dann die wirklichen Ursachen 
von "Armut im Wohlstand", nämlich 
jene Kontrafinalitäten, die dem Kapita
lismus inhärent sind, beseitigt werden 
könnten. hn Kontext der aktuellen Poli
tik besteht daran jedoch unzweifelhaft 
kein Interesse. Selbst im Falle eines Re
gierungswechsels sprechen nicht sehr 
viele Tatsachen für eine grundlegende 
Neuorientierung. Immerhin wäre es 
dann aber vielleicht möglich, ergänzend 
zu dem bisherigen System sozialer Si
cherung, eine bedarfsorientierte Grund
sicherung'' durchzusetzen, die auch als 
wesentlicher Hebel gegen die dem so
zialen Sicherungssystem unterliegende 
Fiktion des Normalarbeitsverhältnisses 
anzusehen ist. 
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Ein neuer 
Anfang oder 

eine falsche 
Hoffnung? 
von Emeka Nwokedi* 

Nicht alle stimmen darin überein, 
daß eine neue Weltordnung besteht. 
Während einige Experten das Sichtbar
werden dieser neuen Ordnung behaup
ten oder zumindest die neuen Elemente 
hervorheben, die sie von der vorherge
henden Weltordnung unterscheiden, 
zeichnen andere das Bild einer Welt, die 
sich in Unordnung befindet. Die Realität 
liegt irgendwo zwischen diesen beiden 
Positionen. Von welcher Perspektive 
man auch immer die Ereignisse betrach
tet, die den jüngsten internationalen Dis
kurs bestimmten - das Ende des kalten 
Krieges, die Desintegration der UdSSR 
und ihre Konsequenzen, die neue Be
deutung von Glaubensbekenntnissen be
züglich Demokratie und freiem Markt 
etc. - die Evidenz deutet in überwälti
gender Weise auf eine Welt hin, die sich 
in einem schmerzhaften Über
gangsprozeß befindet. 
Nun ist allgemein anerkannt, daß es den 
afrikanischen Staaten südlich der Sahara 
unter der vorhergehenden Weltordnung 
schlecht ergangen ist. Die Gründe dafür 
sind sowohl in den internen Streitigkei
ten und Fragmentierungen als auch in 
den ihnen innewohnenden Benachteili
gungen gegenüber der manipulativen 
Rolle externer Akteure, verschärft durch 
Kalkulationen im Zusammenhang mit 
dem "Kalten Krieg" und durch andere 
selbstbezogene wirtschaftliche Erwä-
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Neue Weltordnung 

gungen 
zu suchen. 

Der Zusam
menbruch der 

bipolaren Welt
struktur im Jahre 
1990 wurde von 

manchen 

'

:ögli:~~ 
keit für die 

Sub-Sahara
Staaten ange

sehen, ihr 
Haus in Ordnung zu brin

gen. Hinsichtlich dieser Er
wartung gab es zwei Varianten. 

Die erste bestand in der Entschlos
senheit der Vereinigten Staaten und der 
früheren Sowjetunion, regionale Kon
flikte nicht anzuheizen und ließ die Er
wartung aufkommen - und erfüllte die
se auch in einem gewissen Maße -, 
daß kriegerische Auseinan
dersetzungen zwischen afrikanischen 
Staaten und Regionen zugunsten einer 
gegenseitigen Aussöhnung aufgegeben 
würden. Auf diesem Wege könnten 
die enormen, für 
Waffenkäufe aus-

Wie kann man nun nach drei Jahren die
se Erwartungen beurteilen? Gibt es hin
reichend Indikatoren, fürein Abrük
ken von einer Situation, die Rene Du
mont einmal zutreffend als falschen An
fang in Afrika bezeichnet hat? Kann 
man der weitverbreiteten Ansicht zu
stimmen, daß die Demokratisierungs
versuche im Afrika südlich der Sahara 
den Anbruch einer "zweiten Unabhän
gigkeit" darstellen? Ich vertrete die 
Auffassung, daß ohne eine substantielle 
Wende in der Art, wie politische Führer 
und die Gesellschaft ihre Verpflichtun
gen gegenüber dem Staat und ihre Ge
genleistungen vom Staat wahrnehmen 
und entsprechend ihr Handeln ändern, 
die Krisensituation Afrikas weiter beste
hen bleiben wird. 

Die 
Krisensituation 
Afrikas 
Die krisenhafte Situation Afrikas besteht 
aus einer Litanei von Nöten: Trocken

heit, Hungersnot, 
Bürgerkrieg, 
Wirtschaftsversa-gegebenen Geld

beträge, für sozia
le Infrastruktur
maßnahrnen in
vestiert werden. 
Dies war für afri
kanische Staaten 
der hervorste
chende Sinngehalt 
des Konzeptes der 
Friedensdividen
de. 

Viele afrikanische 
Staaten sind heute 
in einer schlech
teren Lage als zum 
Zeitpunkt ihrer Un
abhängigkeit 

gen oder sogar 
ökonomischer 
Kollaps, tief ver
wurzelte politi
sche Instabilität, 
usw. Die derzeiti
ge Lage kommt 
durch die Tragö
dien in Somalia, 
Angola, Mozam
bik, Zaire und Li-

Als zweite und 
vielleicht noch 
wichtigere Variante wurde erwartet, 
daß die Sub-Sahara-Staaten die vor
herrschende Atmosphäre im internatio
nalen System für eine stärkere Re
spektierung der fundamentalen Men
schemechte auch als Richtschnur für 
die eigene Politik übernehmen wür
den. Konsequenz hieraus wäre die Ver
änderung der vorherrschenden Mili
tärdiktaturen und autoritären Einpar
teienregimes in Mehrparteiendemokra
tien. 

beria eindringlich 
zum Ausdruck. 

Die Persistenz dieses Traumas hat zur 
Formulierung des Konzeptes eines 
'Afro-Pessimismus' geführt. In statisti
scher Hinsicht stellt sich die 
Marginalisierung Afrikas bezüglich des 
Mainstream der internationalen Aus
tauschbeziehungen so dar, daß mitt
lerweile einige Experten glauben, selbst 
das völlige Verschwinden der Staaten 
südlich der Sahara würde einen nur ge
ringfügigen Effekt für den Rest der Welt 
bedeuten ! 
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Doch in Wirldichkeit ist die Krisenlage 
Afrikas ein Paradox. Viele der Staaten 
sind immer noch mit strategischen und 
weniger strategischen Mineralien und 
anderen Arten natürlicher Ressourcen 
ausgestattet: Gold, Diamanten, Uran, 
Bauxit, Erdöl, enormen Potentialen für 
Wasserkraftwerke und Landwirtschaft. 
Die Verfügungsgewalt über diese Res
sourcen ist oftmals der Grund für die ge
genwärtigen politischen Unruhen. Es ist 
aber zudem paradox, daß selbst nach 
dreißigjähriger Ausbeutung dieser Roh
stoffe die meisten dieser afrikanischen 
Staaten in einer schlechteren Lage sind 
als zur Zeit des Übergangs in die Unab
hängigkeit, während einige asiatische 
Staaten (Südkorea, Malaysia und Indo
nesien), die sich damals auf einem ver
gleichbaren Entwicklungsstand mit füh
renden afrikanischen Staaten befanden, 
gigantische wirtschaftliche Fortschritte 
gemacht haben. 
An Erklärungen für die afrikanische 
Misere mangelt es nicht. In bereitwilli
ger Anlehnung an den Typus von struk
turalistischer Analyse, wie sie beispiels
weise in der Dependenztheorie und 
insbesondere in Immanuel W allersteins 
Weltsystem-Ansatz enthalten ist, erklä
ren einige Experten diese Situation mit 
der Marginalisierung dieser Staaten in
nerhalb des dominierenden kapitalisti
schen Weltsystems. Aus einer strikt hi
storischen Be-
tr ach tun g s weise 
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nicht - zwingen geradezu zu einer neuer
lichen Erörterung einiger Aspekte des 
bisher zusammengetragenen Wissens. 
Die Elemente für eine plausible Erklä
rung tangieren im besten Fall die theore
tischen Positionen. Meine Argumen
tation in diesem Essay ist um eine sol
ches Mischungsverhältnis der Erklä
rungsmuster aufgebaut 
Zutreffend ist die Behauptung, die 
Staatsbildung südlich der Sahara habe 
nicht einen "natürlichen" Weg ge
nommen. Als Ausfluß westlichen 
politischen Denkens sind denderzeitigen 
Staatsgebilden Afrikas ganz verschiede
nen Kulturen und Nationalitäten unter
schiedlicher Stufen politischer Entwick
lung aufgezwungen worden. Diese Be
hauptung legt aber nahe, daß eine 'na
türlichere' Entwicklnng des Staates auf 
dem afrikanischen Kontinent den heuti
gen Abstieg zum Chaos verhindert hätte 
- eine Argumentation, die aber nicht 
ohne Lücken ist. 
Erstens basiert sie auf einer hypotheti
schen Annahme, so daß sie kaum nach
prüfbar ist. Zweitens legen die heute im
mer noch bestehenden Nationalitäten
probleme in Europa nahe, daß eine all
gemeingültige Regel für die Überwin
dung der Probleme des Staates nicht exi
stiert. Aufgrund dessen erscheint es an
maßend, daß, wie diese Argumentation 
impliziert, ein Staat, der im Afrika süd-

lich der Sahara 
aus intern politi

wiederum bezie
hen einige Andere 
diese Schwierig
keiten auf den ne
gativen Einfluß 
des Kolonialismus 
und seinem Nach
folger, dem Neo
kolonialismus. Ei
nige neuere Unter
suchungen basie
ren auf der politi
schen Soziologie 

Es gibt mehr als 
ein Erklärungs
muster für die 
derzeitige Misere 
der afrikanischen 
Staaten 

scher Dynamik -
Kriege, Erobe
rung und Allian
zen - entstanden 
wäre, irgendwie 
erfolgreicher sein 
würde als seine 
europäischen Vor
läufer oder Vor
bilder. 
In Wirklichkeit 
besteht das Pro
blem nicht so sehr 
in der spezifi-Max Webers, in-

dem sie die Subsahara-Staaten als unter
schiedliche Ausdrucksformen von 
Patrimonialherrschaft (Erbherrschaft) 
beschreiben. 
Aus Platzgründen kann ich hier nicht auf 
die vielfältige Kritik eingehen, die diese 
theoretischen Positionen hervorgerufen 
haben. Es mag der Hinweis genügen, 
daß es für die afrikanische Misere keine 
monokausale Erklärung geben kann. Die 
Erfolgsgeschichten einiger südostasiati
scher Staaten - ob demokratisch oder 

schen Vorstellung über den Staat als 
Wesen für sich, als vielmehr in der Wei
se, wie Machthaber den Staat innerhalb 
des öffentlichen und gesellschaftlichen 
Bereichs funktionieren lassen. So hat 
Peter Ekeh auf das Fehlen einer klaren 
Grenze in der hypothetischen Unter
scheidung zwischen öffentlicher und 
privater Sphäre im politischen Prozeß in 
Afrika hingewiesen. Diejenigen, die öf
fentliche Positionen innehaben, betrach
ten diese als ihr persönliches Erbgut 
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Konsequenterweise werden diese Posi
tionen und Ämter, als auch die damit 
verbundenen Ressourcen zunehmend 
personalisiert. Die Auswirkungen davon 
sind weitreichend. 
Erstens hat dieser Sachverhalt Mittel für 
wirkliche Investitionen abgezogen und 
umgeleitet für die Kämpfe gegen reale 
oder vermeintliche Gegner, die die an
gehäufte Machtbasis der Positionsinha
ber herausfordern. Zweitens ist das Sy
stem selbstzerstörerisch und untermi
niert dadurch das Vertrauen der Führer 
und ihrer Anhänger in die Wirtschaft 
und die Verpflichtung und Bindung ih
rem Land gegenüber und trägt dazu bei, 
daß sie ihre persönlichen Vermögen si
cherheitshalber in überseeische Banken 
hinterlegen. Es ist geradezu ironisch, 
daß diejenigen, die lautstark ausländi
sche Investitionen in Afrika einfordern, 
ihre eigenen, aus fragwürdigen Quellen 
stammenden Vermögen in Übersee anle
gen. 
Die Marginalisierung von Gruppen und 
Individuen durch dieses irrationale Be
günstigungssystem fordert den afrikani
schen Staat durch die Entstehung von 
Parallelökonomien und durch den Aüf,· 
stieg von Kriegsfürsten heraus. Di~. ·~ 
der Kontext, in welchem der Zusam
menbruch des Staates in Liberia, Soma
lia, Zaire und Angola verstanden werden 
kann. Basil Davidsons jüngste Charakte
risierung der afrikanischen Situation als 
eine Karrikatur ist nur insoweit gerecht
fertigt, als das die politischen Führer 
diesen Teufelskreis der Gewalt per
fektioniert haben. Aber die kritische Fra
ge bleibt bestehen, ob die ökonomischen 
Schwierigkeiten Afrikas erfolgreich auf
gegriffen werden können, ohne zuvor 
die politischen Probleme anzusprechen. 
Die demokratische Option 
Die gewandelte Stimmung im interna
tionalen System gab einen starken An
stoß für das interne Aufbegehren gegen 
Autoritarismus im Süden der Sahara. 
Obgleich die Forderung nach demokrati
scher Beteiligung in einigen dieser 
Staaten schon lange bestand, aber immer 
wieder unterbrochen wurde, war es der 
ungebremste Sturmangriff auf die kom
munistische Orthodoxie in Osteuropa, 
der die Vorstellungskraft für adäquate 
Elemente für die Zivilgesellschaften in 
Afrika entfachte. Hinzu kam die Unter
stützung für die demokratische 
Herausforderung von den wichtigen 
Staaten des Westens - die Vereinigten 
Staaten, Frankreich, Deutschland und 
Großbritannien, die offen davon spra-
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eben, künftige Hilfszusagen an die Ge
schwindigkeit politischer Reformen 
knüpfen zu wollen. Darüberhinaus wies 
die Weltbank in ihrem Bericht von 1989 
über Subsahara-Afrika darauf hin, daß in 
diesen Ländern neben der Durchführung 
der ökonomischen und sbukturellen An
passungen auch die Frage der Re
gierungsführung angegangen werden 
müsse. 
Der Sinn der Hervorhebung der externen 
Einflüsse für die Demokratisierung Afri
kas besteht darin, zu unterstreichen, daß 
beispielsweise solche Regime wie die 
von Arap Moi (Kenia), Mobutu Sese 
Seko (Zaire), Paul Biya (Kamerun), 
Houphonet-Boigny (Elfenbeinküste) 
und Gnassingbe Eyadema (Togo) das 
Mehrparteienprinzip ohne ausländi
schen Druck niemals akzeptiert hätten. 
Sicherlich hat der Demokratisierungs
prozeß bislang unterschiedliche Ergeb
nisse gezeitigt. So blieben beispielswei
se die Präsidenten Biya, Houphonet
Boigny, Arap Moi und Jerry Rawlings 
weitgehend im Sattel nachdem sie W ah
len gewannen, die von unabhängigen 
Beobachtern als kontroverse Siege qua
lifiziert wurden. 
Die Wahlen zwischen mehreren Partei
en haben in Benin, Sambia, Kapverden, 
Kongo und Mali das Aufkommen einer 
'neuen' politischen Führerschaft mit 
sich gebracht. Während der Prozeß in 
Nigeria nach sechs Jahren noch seinen 
Kurs sucht, ist die Lage in Zaire und 
Togo dramatisch. Sowohl Mobutu, als 
auch Eyadema, die in ihren jeweiligen 
Ländern seit 28 bzw. 26 Jahren an der 
Macht sind, leisten grausamen Wider
stand gegen den Demokratisierungs
willen der Bevölkerung, wie er sich auf 
den souveränen und nationalen Konfe
renzen ausdrückt. Der Rückfall in den 
Bürgerkrieg in Angola nach der Durch
führung der Präsidentenwahlen würde 
hierzu eine eigenständige Untersuchung 
verdienen. 
Wie können nun die vorangehenden 
Darlegungen interpretiert werden ? Um 
zu meiner kniffligen Ausgangsfrage zu
rückzukehren: ermöglichen mir die skiz
zierten Anhaltspunkte den Schluß, daß 
die Sub-Sahara-Staaten Afrikas am 
Übergang zu einem neuen Anfang ste
hen ? Ich möchte darauf zustimmend 
antworten. 
Das, was in diesen afrikanischen Staaten 
geschieht, ist wirklich ohne Beispiel. Es 
besteht ein neues politisches Bewußtsein 
innerhalb der Bevölkerung, die bislang 
durch Diktatoren eingeschüchtert und 
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zum Gehorsam geprügelt worden ist. 
Gewiß, Wahlen wurden manipuliert und 
dem Demokratisierungsprozeß wird hier 
und dort Widerstand entgegengesetzt, 
aber signifikante Reformanstöße sind 
gemacht worden. Es ist ein moralischer 
Sieg, daß die Opposition erfolgreich dar
in war, den Führern, die ihre Staaten bis
lang als ihre persönlichen Lehen angese
hen hatten, Mehrparteiensysteme 
aufzuzwingen. 
Der Demokratisierungsprozeß brachte 
eine Wiederbelebung der Zivilgesell
schaft ("civil society") mit sich, die in 
einigen Ländern durch den Staat ver
schluckt war. In einigen Staaten existiert 
eine verbreitete Stimme von unabhängi
ger Presse und Rundfunk. Das ist ein 
klarer Beweis für einen Bruch mit der 
jüngsten Vergangenheit. 
Trotzdem scheint die Anarchie in Libe
ria, Somalia, Angola, Zaire, Togo und 
Sudan nicht in dieses Bild zu passen. 
Eine langfristige Beobachtung der Lage 
erlaubt es, die gegenwärtigen Umstände 
als Teil der Geburtswehen einer unaus
weichlichen Erneuerung zu betrachten. 
Gleichwohl nehme ich nicht an, daß in 
den Ländern mit neuen Führungen nun 
wirklich schon Demokratie aufgebaut 
worden ist. Weil die Institutionalisie
rung von Demokratie ein schwieriger 
und langfristiger Prozeß ist, ist die Fest
stellung realistischer, daß lediglich 
demokratische Fundamente gelegt wur
den. Es sind gerade diese Fundamente, 
die letztendlich einen Staatsstreich in 
Süd-Sahara-Staaten irrelevant erschei
nen lassen. 
Falls die Demokratie es erreichen sollte, 
daß Berechenbarkeit und Respekt vor 
ihren Regeln sowohl von den Führungen 
als auch von den Geführten in gleicher 
Weise respektiert werden, dann hätte die 
Atmosphäre der neuen Weltordnung ge
holfen, die Wahrnehmungsweise von 
politischer Führung und politischem 
Prozeß im Afrika südlich der Sahara zu 
revolutionieren. Und dies ist die 
Mindestvoraussetzung für die Umkeh
rung der katastrophalen wirtschaftlichen 
Situation in diesen Ländern. 

(Übersetzung: Edgar Gö/1) 
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"Jeder muß sich vergegenwärtigen, daß 
Freiheit nicht gegen Sicherheit einge
tauscht werden kann." Hugo Bran!!t 

In der Bundesrepublik hat eine breite 
Debatte über das Thema "Innere Sicher
heit" eingesetzt: Forciert von den 
Rechtsparteien CDU/CSU und "REPs", 
von den Medien stark reflektiert und 
aufgegriffen von der SPD gilt dieser 
Komplex vielen in unserer Partei bereits 
jetzt als "Thema Nummer zwei" nach 
der Asylpolitik. Der Tenor: Wachsende 
organisierte Kriminalität und politisch 
motivierte Gewalttaten bedrohten unse
ren Rechtsstaat und zwingen zu staatli
chem Durchgreifen. 
Der Parteivorsitzende sprach sich schon 
früh für den großen Lauschangriff aus. 
Der Vorsitzende der SPD-Bundestags
fraktion hat eine Arbeitsgruppe der 
Fraktion eingerichtet, die neue Vor
schläge zur "Inneren Sicherheit" erar
beiten soll. Befürchtet wird allgemein, 
die "Innere Sicherheit" sei ein ent
scheidendes politisches Thema, an dem 
die Regierungsfähigkeit der Partei sich 
l 994 und später entscheiden könne. 
Änderungen des Grundgesetzes und 
Grundsatzprogramms der SPD werden 
in diesem Rahmen bereits intensiv 
diskutiert. Zu beobachten ist auch eine 
Tendenz, die Parteibasis so weit mög
lich an der Formulierung von Halte
linien zu hindern. 
Weder die Kriminalitätsstatistiken, noch 
politisch motivierte Gewalttaten von 

Christoph strässer, Münster, Rechtsanwalt, 
steltv. SPD-Unterbezirksvorsttzender Münster 
stefan Lennordt, Dortmund, Freier Journalist, 
Juso-Bezirksvorsitzender westliches Westfalen 

Innere Sicherheit -
Kein sozialdemokratisches Thema 

rechts rechtfertigen diese Diskussion in 
ihrer bisherigen Gestalt: Ein Anstieg 
und eine qualitative Veränderung von 
Kriminalität zwingen uns nicht zu mehr 
"law an order", wie wir im weiteren 
zeigen wollen. Und die rechtsextremisti
schen Krawalle und andere Straftaten 
sind mit den Mitteln des Rechtsstaats 
durchaus hinreichend zu bekämpfen, sie 
werfen nicht die Frage nach den Mitteln 
neu auf, sondern die Frage nach den po
litischen Ursachen und Verantwortli
chen dieser Form politisch motivierter 
Kriminalität. 
Die Parallelität der Debatte wn "innere 
Sicherheit" zum Asylthema ist er
schreckend: · Ausgangsargumente der 
SPD-Führung sind stets, daß sich erstens 
die Stimmung in der Bevölkerung dra
matisch verändere und zweitens die 
CDU/CSU dieses Thema für sich zu ge
winnen suche. weshalb man es ihr 
schleunigst abknöpfen müsse. Wir war
nen vor diesem Herangehen, das die 
SPD schon bei der Diskussion um das 
Grundrecht auf Asyl unnötig in die Ecke 
getrieben hat. Denn die Stimmung in der 
Bevölkerung bestimmt die SPD mit, sie 
muß sich vor falschen Darstellungen hü
ten und darf nicht in das Geschrei über 
ein angebliches Sicherheitsproblem ein
stimmen. Und ein konservatives Thema 
fortschrittlich zu besetzen, überfordert 
die SPD ganz offensichtlich. Es ist bei 
der "Inneren Sicherheit" aber ohnehin 
kaum möglich. 
Die von der CDU/CSU begonnene Dis
kussion z.B. über die Abschaffung der 
Unverletzlichkeit der Wohnung, Ver
schärfungen des Demonstrationsrechts, 
Abschaffung der Rechtswegegarantie 
für Flüchtlinge etc. ist Teil des repressi
ven neokonservativen Konzepts. S_ie 
kennt keinen Endpunkt. Denn genau wie 
in der Asyl- und Einwanderungspolitik 
darf die CDU/CSU es zu keinem 

endgültigen Konsens kommen lassen, 
bei dem sie auf das Ausschlachten ihrer 
"treibenden Rolle" verzichten müßte. 
Ein Eingehen der SPD auf diese Posi
tionen beschwört ein katastrophales 
Szenario herauf: Die SPD dramatisiert 
wiederum ein bestehendes Problem weit 
über Gebühr, definiert dann den Polizei
staat sozialdemokratisch, schafft als 
nächstes rechtsstaatliche Errungenschaf
ten ab und findet sich schließlich doch 
auf der Oppositionsbank wieder. . .. , ,. 
Noch ist es nicht zu spät: Weil die l;ils' 
kussion um die "Innere SicherheitH :ge_ 
rade erst beginnt oder besser: der SPD 
übergestülpt werden soll, bemühen wir 
uns schon zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt um die Darstellung der Zu
sanunenhänge, die uns zu dem Schluß 
veranlaßt haben: "Innere Sicherheit" ist 
ein sozialdemokratisches Unthema, sie 
ist in der aktuellen Diskussion nicht 
mehr als ein Popanz, der die SPD auf 
dem Weg zur Regierungsfähigkeit nur 
zwn Stolpern bringen kann und soll. 

1. Kriminalität und 
ihre öffentliche 
Wahrnehmung 
Als Begründung für die wachsende Be
deutung des Themenkomplexes "Innere 
Sicherheit" wird zum Beispiel von SPD
Parlamentariern immer häufiger die sub
jektive Bedrohung angeführt, die viele 
Bürger und Bürgerinnen empfinden und 
an ihre Politiker herantragen. Dieses Be
drohungsgefühl ist sehr ernstzunehmen. 
Es darf aber nicht aus dem Blickfeld ge
raten, daß die tatsächliche Entwicklung 
von Kriminalität in Deutschland es nicht 
rechtfertigt. 
Was bedeutet eigentlich "Sicherheit" 
und wie entstehen Bedrohungssituatio-
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nen? In der öffentlichen Debatte wird Si
cherheit meist als Sicherheit vor Eingrif
fen in die körperliche und seelische 
Unversehrtheit oder andere Rechte, vor 
allem das Eigentumsrecht, verstanden. 
Für uns geht der Begriff von Sicherheit 
erheblich weiter. Ein Eingriff zum Bei
spiel in die Unverletzlichkeit der Woh
nung stellt natürlich auch ein Aufgeben 
von bestinunten Sicherheiten dar, das 
sehr vorsichtig abgewogen werden muß. 
Fest steht: Die Wahrscheinlichkeit, Op
fer einer Straftat zu werden, steht in kei
nem Verhältnis zu den damit verbunde
nen Befürchtungen: Kriminalitätsfurcht 
ist eine Angst, die aus dem Hörensagen 
gespeist wird. So leiden Frauen und alte 
Menschen, die statistisch sehr viel selte
ner von Gewalt betroffen sind als Män
ner unterhalb des Seniorenalters, beson
ders unter Angstgefühlen. Übersehen 
wird außerdem zumeist, daß vor allem 
Gewaltdelikte sich in erheblichem Maße 
auf sogenannte "kriminelle Milieus" 
beschränken. Eine Verringerung dieser 
Angstgefühle dürfte demnach sehr viel 
stärker von -der Vermittlung eines sub
jektiven Sicherheitsgefühls abhängen, 
als von eim:r zweifelhaften Eindäm
mung der Kriminalität durch Verfas
sungsänderungen oder schärfere Geset
re. Wenn in einer Großstadt wie Dort
mund die Kriminalität 1991 überhaupt 
nicht angestiegen ist, ruft das bereits Er
staunen hervor - soweit ist die Hysterie 
schon gediehen. 
Wir wollen nichts bagatellisieren: Tat
säcWich weisen die Kriminalitätsstati
stiken für die Bundesrepublik Deutsch
land vor allem nach dem Fall der Mauer 
ein deutliches Anwachsen von gezählten 
Tatverdächtigen an. Für 1991 wurden 
erstmals mehr als sechs Millionen Straf
taten gezählt - ein Anstieg von 20 % in 
einem Jahr, der bei näherer Betrachtung 
aber schnell in sich zusammenfällt: 
Während die Kriminalität in West
deutschland um nominell 10% anstieg, 
stieg sie in den neuen Ländern um 195 
%. Grund war der Aufbau der Poli
zeiverwaltung, die vorher keine richtige 
Erfassung zuließ. Gezählt werden wohl
gemerkt nur Verdächtige, nicht tatsäch
lich nachgewiesene Straftaten, deren 
Zahl erheblich geringer ist. 
Diese zweifelhafte Datenbasis führt 
auch zu zahlreichen verbreiteten Fehl
einschätzungen wie z.B. der Behaup
tung, daß Ausländerlnnen "krimineller" 
als Deutsche seien (Anteil an Straftaten 
25,9 % bei 8,5 % Bevölkerungsanteil). 
Hier "lügt" die Statistik besonders deut-
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lieh: Beim Bevölkerungsanteil werden 
Reisende und Angehörige ausländischer 
Streitkräfte nicht erfaßt; Verstöße gegen 
Ausländer- und Asylverfahrensgesetz 
(z.B. die Busfahrt eines Asylbewerbers 
in die Nachbarstadt) werden mitgezählt, 
die Alters- und Sozialstruktur bei 
Ausländerinnen ist vollkommen anders 
und hat einen deutlichen Schwerpunkt in 
den Altersgruppen, in denen auch unter 
Deutschen besonders viele Tatver
dächtige vorkommen. Vom statistisch 
klar "belegten" Vorurteil bleiben so nur 
noch Trümmer. 
Bei näherer Betrachtung der Kriminali
tätsstatistik wird weiter deutlich, daß das 
Anwachsen von Kriminalität deutliche 
Schwerpunkte zeigt, die keinen Anlaß 
zu Hysterie geben: 

* Im Bereich der Eigentumsdelikte ist 
der Autodiebstahl im Jahr 1991 um 60 % 
gestiegen (Verband der KfZ-Versiche
rer). Grund ist der verstärkte Diebstahl 
und illegale "Export" von Wagen der 
Mittel- und Oberklasse in die osteuro
päischen Länder. Während die Autoin
dustrie damit ein zusätzliches Konjunk
turprogramm erfährt, zaltlen Versiche
rungskunden über Beiträge die Zeche. 
Als Förderung dieser Form von Kri
minalität wird von den Versicherern die 
Weigerung der Hersteller gewertet, 
sichere Schließ- und Alarmsysteme für 
teure Autos vorzusehen. Diese wären 
zwar leicht zu installieren, würden aber 
den Autoabsatz verringern. 

* Beim ständigen ansteigen der Krimi
nalität in Verbindung mit Drogenkon
sum fallen vor allem der Drogenhandel, 
aber auch der Konsum ins Gewicht. Hier 
täuscht die Kriminalitätsstatistik über 
die inzwischen weit verbreitete Erkennt
nis hinweg, daß einerseits Konsum nicht 
als Kriminalität gewertet werden sollte 
und andererseits der Handel mit illega
len Drogen durch eine überfällige Ent
kriminalisierung von Canabis-Prcxlukten 
und durch eine ausgedehnte staatliche 
Substitution von Abhängigen erheblich 
eingedämmt werden könnte. Gleiches 
gilt für die als "Beschaffungskriminali
tät" bezeichneten Delikte. Eine soziale
re Drogenpolitik könnte Kriminalität 
ohne unverhältnismäßigen Aufwand in 
erheblichem Maße reduzieren. Allge
mein anerkannt ist die wichtige Rolle 
deutscher Banken bei der "Wäsche" il
legal erworbener Gelder, die in der 
Kriminalitätsstatistik allerdings keine 
Rolle spielt, weil gesetzliche Regelun-

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 71, 1993 

D E 

gen zu ihrer Eindämmung nach wie vor 
fehlen. 

• Zu den "Wachstumsbranchen" zählt 
nach wie vor die Steuer- und Wirt
schaftskriminalität. Die volkswirtschaft
lichen Verluste erreichen jedes Jahr 
schwindelerregende Milliardenbeträge. 
Die deutsche Steuergewerkschaft weist 
regelmäßig darauf hin, daß allein durch 
eine zufriedenstellende Personalaus
stattung der Steuerbehörden dieser 
Kriminalitätszweig schlimmstenfalls 
kostenneutral weit zurückgedrängt wer
den könnte. 

Bei all diesen Kriminalitätssparten wird 
deutlich, daß beim bisherigen Ausmaß 
von Kriminalität in diesem Bereich zwar 
ernstzunehmende Schäden, aber keine 
Bedrohung des Einzelnen oder gar der 
Öffentlichen Ordnung insgesamt gege
ben ist. Deshalb wird auch inuner öfter 
auf das Anwachsen von "Organisierter 
Kriminalität" verwiesen, die besonders 
gefährlich sei und zusätzliche gesetz
liche Maßnahmen erfordere. Der Begriff 
"Organisierte Kriminalität" ist auch 
von Fachleuten nicht eindeutig definiert. 
Er bezeichnet ungefähr die planmäßige, 
auf Dauer angelegte, arbeitsteilige Zu
sammenarbeit von Tätern, die hohen 
Gewinn oder Macht anstreben und dafür 
alle Fonnen von Gewalt einzusetzen 
bereit sind. Häufig ist in diesem 
Zusammenhang von der Ausbreitung 
der italienischen "Mafia" die Rede, 
was das Bedrohungspotential dieser 
Form von Kriminalität unterstreichen 
soll. 
Ein Anwachsen solcher Formen von 
Kriminalität alarmiert die Behörden zu
recht. In einer Studie des Bundeskrimi
nalamtes heißt es dazu allerdings: "In 
absehbarer Zeit jedenfalls dürfte es der 
organisierten Kriminalität kaum mög
lich sein, die Grundsäulen von 
Demokratie und Rechtsstaat in der 
Bundesrepublik entscheidend zu unter
minieren." Dieser Einschätzung ent
spricht auch die Aussage des Ende Mai 
ermordeten italienischen "Mafia
Jägers" Giovanni Falcone. Er führte den 
schwierigen Kampf gegen die Mafia in 
Italien vor allem auf den hohen Grad 
ihrer gesellschaftlichen Verwurzelung in 
Sizilien zurück. Gleiches kann für 
Deutschland nicht ernsthaft ange
nommen werden. Insofern muß gefragt 
werden, ob die tatsächliche Bedrohung 
durch "OK" die Einführung zusätz
licher gesetzlicher Maßnahmen recht-
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fertigen könnte. Wir sind der Überzeu
gung, daß dies nicht der Fall ist. Man
gelnde personelle und materielle Aus
stattung der Behörden sollte jedenfalls 
nicht durch die Abschaffung von 
Rechten oder die "Erlaubnis" von 
Straftaten kaschiert werden. 
Wenn also die verbreitete W ahmehmung 
einer steigenden Kriminalität und abneh
mender öffentlicher und subjektiver Si
cherheit offensichtlich im krassen Gegen
satz zu den Tatsachen stehen, darf die 
SPD nicht darauf einsteigen: Sie muß 
vor allemaufldärendwirken. Immer wirk
samere (und durchaus nicht nur polizei
liche) Maßnahmen gegen Kriminalität 
sind nötig und wünschenswert, müssen 
und sollten aber keinesfalls den gegebe
nen rechtsstaatlichen Rahmen sprengen. 

2. "Innere Sicher
heit": Repressives 
Konzept gegen 
den Bürger-
und die Linke 
"Innere Sicherheit" ist in der Geschich
te der Bundesrepublik - und darüberhin
aus in den _ meisten parlamentarischen 
Demokratien des Westens - als schüt
zenswertes Gut inuner dann in den 
Vordergrund gestellt worden, wenn poli
tische Bewegung außerhalb der poli
tischen Parteien grundsätzliche Fragen 
gestellt hat. Sie dient unter dem Vor
wand des am Gemeinwohl orientierten 
Schutzes der Gesellschaft und ihrer Mit
glieder tatsächlich in der Regel nur der 
Repression und Eindämmung alter
nativer Politik. 
Die "Innere Sicherheit" war in Gefahr 
beim Widerstand der SPD gegen die 
Wiederbewaffnung (sie!), ste war in Ge
fahr in den 60er Jahren bei den Aktionen 
der außerparlamentarischen Bewegung, 
sie war in Gefahr in den ?Oern durch die 
Aktivitäten der RAF, und heute ist es 
vermeintlich die "mafia"organisierte 
Drogenkriminalität, die den Staat zum 
Handeln zwingt. 
Die jeweiligen Antworten des Staates 
zeigen jedoch deutlich auf, daß es in kei
nem Fall beim Vollzug neuer Maßnah
men um eine Effektivierung des Schut
zes der Allgemeinheit ging, sondern in 
allen Fällen um eine Ausdehnung' staat
licher Repression, die weder eine (durch
weg auch gar nicht erforderliche) Ver-
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besserung des Schutzes vor Straftaten 
zum Inhalt hatte, sondern ausschließlich 
die Macht- und Herrschafts-ansprüche 
der jeweils herrschenden politischen 
Klasse absichern sollte: Zu nennen sind 
die Notstandsgesetze unter Einschluß 
der grundgesetzlich legitimierten Ein
schränkung des Post- und Fernmeldege
heimnisses einschließlich des Abhör
gesetzes ("G-10-Gesetz") sowie des 
vielfach völlig fehlinterpretierten "Wi
derstandsrechtes" des Art. 20 IV GG. 
Schon der Zusammenhang der Einfüh
rung dieser Bestimmung im Rahmen der 
"Notstandsverfassung" macht deutlich, 
daß es hier eben nicht etwa um ein 
Widerstandsrecht der Bürgerinnen 
gegen Staatswillkür gehen sollte, son
dern um das Recht des Staates, sich ge
gen aufmüpfige Bürgerinnen zu 
wenden. 
Dasselbe gilt für die Veränderung des 
Strafrechts und des Strafprozeßrechts als 
"Reaktion" auf die Tätigkeit der RAF. 
Viele der damals unter Mithilfe der SPD 
ergriffenen Maßnahmen haben erklär
termaßen nicht zu einem einzigen 
konkreten Fahndungserfolg geführt. Sie 
haben nur eins gebrncht, und das ._ wir 
wohl auch beabsichtigt: Eine llfu. 
schüchterung der Linken, eine Behinde
rung der Verteidigertätigkeit und nach
lassende Bereitschaft zu kritischem po
litischen Engagement. Kontaktsperre, 
Isolation der Gefangenen, Verbot der 
Mehrfachverteidigung durch ein und 
denselben Verteidiger (Maßnalunen, die 
bis heute noch nachwirken) sowie die 
Wiedereinführung bzw. Verschärfung 
des Bestimmungen über den Land
friedensbruch haben in der Tat nach
haltige Wirkung erzeugt - allerdings 
keinerlei Verbesserung des Rechts
schutzes. 
Heute stehen wir vor dem gleichen 
Problem. Wieder gerät die Legitimität 
staatlichen Handelns in Zweifel - und 
schon wird ein neues Feindbild auf
gebaut, dem es entschieden und mit aller 
Härte entgegenzutreten gelte. Aber wes
halb reichen die bisherigen Möglichkei
ten staatlicher Verbrechensbekämpfung 
nicht aus, um im Kampf gegen Orga
nisierte Kriminalität Veränderungen 
durchzusetzen? 
Diese Frage kann in der Bundesrepublik 
zur Zeit niemand ehrlich beantworten, 
weil die Versuche zur Ausschöpfung der 
rechtstaatlich gegebenen Möglichkeiten 
noch nicht einmal vernünftig begonnen, 
geschweige denn zu Ende geführt wor
den sind. 
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3. Kriminalitäts
bekämpfung und 
Verfassungsrecht 
Stattdessen wird auf andere Art Hand
lungsfähigkeit bewiesen, wird aufge
zeigt, daß es wenigstens mit "law and 
order" vorangeht - wenn man schon die 
anderen, vor allem sozialen Probleme 
nicht mehr lösen kann oder will. Der 
"Große Lauschangriff' ist hierbei nur 
die Spitze des Eisbergs - allerdings eine 
für die Rechtsstaatlichkeit und die Be
wahrung der Grundrechte nicht zu 
umschiffende. Die Führung der SPD 
jedenfalls droht heftig auf Grundeis zu 
laufen. 
Hauptargument für die Befürworter sol
cher Maßnahmen ist die These, die 
Organisierte Kriminalität sei eine Be
drohung für den Rechtsstaat, der mit den 
herkömmlichen Mitteln nicht mehr bei
zukommen sei. Diese These ist schon 
deshalb falsch, weil, wie dargestellt, die 
Mittel des Rechtsstaates auf der Grund
lage der Verfassung noch nicht erschöp
fend angewendet worden sind. Dies gilt 
im übrigen auch für die neuerdings im
mer wieder ins Feld geführte Not
wendigkeit der Bekämpfung des or
ganisierten Rechtsradikalismus. Wer be
hauptet, diese Entwicklung ließe sich 
nur mit immer mehr Polizei, mit immer 
größeren Eingriffs-befugnissen in den 
Griff zu bekommen, der sagt bewußt die 
Unwahrheit - mit dem dazugehörenden 
Willen hätte weder Hoyerswerda noch 
Hünxe noch Rostock noch Mölln passie
ren können. Daß diese Verbrechen den
noch verübt werden konnten und daß 
auch in diesem Zusammenhang der Ruf 
nach einem stärkeren Staat erklang, 
spricht Bände. 
Die Scham vor Eingriffen in Grundrech
te läßt immer mehr nach. Existiert Art. 
16 schon de facto nicht mehr, kommen 
die nächsten Grundrechtsabschaffungen 
auf uns zu: Beim Großen Lauschangriff 
ist es der Art. 13 GG (Unverletzlichkeit 
der Wohnung), dem das Bundesverfas
sungsgericht insbesondere unter Berück
sichtigung des Art. 2 (Menschenwürde) 
in ständiger Rechtssprechung überra
gende Bedeutung für die individuelle 
Verwirklichung der Grundrechte bei
mißt. Es erstaunt, wie schnell und wie 
einfach es geht, dies alles als Ballast 
über Bord zu werfen, weil die Mütter 
und Väter des Grundgesetzes vor mehr 
als 40 Jahren die heutigen Verhältnisse 
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natürlich nicht bedenken konnten bei der 
Ausgestaltung des GG mit individuellen 
Freiheitsrechten. Übersehen wird dabei 
natürlich geflissentlich, daß gerade auch 
der Art. 13 GG auf dem Hintergrund zu 
sehen ist, daß staatlich legitimiertes or
ganisiertes Verbrechen diesen Schutz 
der Individualsphäre zwingend erforder
lich machte - heute nun soll organisierte 
Kriminalität dazu dienen, dieses Grund
recht in Teilbereichen auszuhebeln. 
Dem muß widerstanden werden, nicht 
allein um den Schutz des einzelnen 
Grundrechts willen - was schon ausrei
chen würde. Dem muß widerstanden 
werden, weil der "Organisierte Lausch
angriff' mehr bedeutet, er verändert die 
bewußt geschaffene strikte Trennung 
zwischen polizeilicher und geheim
dienstlicher Tätigkeit - das Anbringen 
von Wanzen und in diesem Zusammen
hang das Abhören von Privatgesprächen 
ist jedenfalls keine polizeiliche Maß
nalune mehr. 
Weiterhin muß in Frage gestellt werden, 
was denn diese Form verbrechensverhü
tender Tätigkeit überhaupt im Sinne der 
Erfmder bewirken kann. Schon die 
Erfahrungen solcher Länder, in denen es 
diese Institution bereits gibt, sind sehr 
unterschiedlich, eine deutlich verbesser
te Verbrechensaufklärung wird insbe
sondere von Fachleuten in den USA ver
neint. Die technischen Abwehrmöglich
keiten sind groß; die Täter rechnen im 
allgemeinen mit Abhönnaßnalunen und 
richten sich entsprechend ein. Soll etwa 
ein Grundrecht geopfert werden, um et
was auszuprobieren? 
Es bleibt die Feststellung, daß Krimina
lität, auch in der Form der "Organisier
ten Kriminalität", eine Herausforderung 
darstellt zu jeder Zeit und in jeder Stufe 
gesellschaftlicher Entwicklung. Dies ist 
keine Frage. Eingriffe in Grundrechte 
dfufen jedoch immer nur - wenn über
haupt „ die ultima ratio der Kriminali
tätsbekämpfung sein. Und wer wollte 
ernsthaft behaupten, der Staat, der 
Rechtsstaat, die Demokratie sei in Ge
fahr. Außer dem Kanzler, der schon mal 
gerne auf den Staatsnotstand zurück
greifen will, sind solche Stimmen nicht 
zu hören. 
Die gegenwärtigen Problem~ ließen sich 
bei gutem Willen und vernünftiger 
Organisation mit vorhandenen Instru
mentarien lösen. Entkriminalisierung 
von Bagatelldelikten würde nicht nur die 
Statistik entscheidend verändern, son
dern auch Kräfte für die wirklichen Auf
gabe heutiger Polizeiarbeit freimachen. 
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Änderungen des Grundgesetzes sind in 
dieser Situation nicht nur überflüssig, sie 
sind kontraproduktiv und verschärfen 
das gesellschaftliche Klima, sie senken 
die Schwelle für Grundgesetzänderun
gen und es bleibt die Frage, wann ist Art. 
8, wann ist Art. 9 (Vereinigungsfreiheit) 
an der Reihe 

4. Sozialdemokratie 
und Tradition des 
Rechtsstaats 
Gegen eine verstärkte staatliche Repres
sion und schärfere Gesetze sprechen 
Gründe, die nicht nur auf der Hand, son
dern vor allem auch in der Tradition der 
sozialdemokratischen Partei liegen. Die 
SPD hat in ihrer 130jährigen Geschichte 
immer besonders unter staatlichen Ein
griffen in ihre politischen und in die 
persönlichen Freiheitsrechte ihrer Mit
glieder leiden müssen. Sie sollte nach 
wie vor extrem sensibilisiert sein für 
Eingriffe in solche rechtsstaatlichen Es
sentials. 
In der Asylrechtsdebatte wurde von den 
Befürwortern einer Grundgesetzände
rung häufig der "Geist" des Verfas
sungsrates angeführt, der dieses Grund
recht für eine gänzlich andere Situation 
vorgesehen habe. Unabhängig von der 
Richtigkeit dieses Arguments ist klar, 
daß es für die im Grundgesetz veranker
ten Freiheitsrechte in keinem Fall 
Gültigkeit haben darf. Im Gegenteil: 
Wenn die Mütter und Väter des Grund
gesetzes in der noch frischen Erinnerung 
der Nazi-Herrschaft hier und da etwas 
vorsichtiger waren, sollte uns das heute 
noch zur Mahnung gereichen. 
Grundrechte wie zum Beispiel das Recht 
auf freie Meinungsäußerung, Koalitions
freiheit und das Recht auf eine weitge
hend "staatsfreie" Privatsphäre sind 
Errungenschaften des jahrzehntelangen 
Kampfes der Sozialdemokratie, die in 
harten Auseinandersetzungen erreicht 
und verteidigt wurden. Keiner dieser 
Punkte sollte deshalb kampflos geopfert 
oder auch nur eingeschränkt werden - ob 
das nun durch eine Grundgesetzände
rung oder auf "kaltem Wege" durch 
verschärfte Polizeigesetze versucht 
wird. Auch in der Profilierung gegen
über den Rechtsparteien, die zu einer 
neuen sozialdemokratischen Hegemonie 
in der zweiten Hälfte der 90er Jahre füh
ren soll, ist es unerläßlich, daß die SPD 
ihr Profil als Partei für Freiheit und 
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rechtsstaatliche Errungenschaften pflegt 
und schärft. Nur so kann sie ihren Ein
satz für "mehr Demokratie" glaubwür
dig machen. 

5. Elemente einer 
fortschrittlichen 
Rechts-und 
Innenpolitik 
Die aufgezeigten Bedenken gegen beab
sichtigte Änderungen des Strafrechts un
ter Einschluß von Freiheitsrechten des 
Grundgesetzes zeigen, daß eine fort
schrittliche Strafrechtspflege nicht alle 
Möglichkeiten in Anspruch nehmen 
darf, die ihr aufgrund neuer technischer 
Entwicklungen zur Verfügung stehen. 
Dies würde zu einem Verlust an 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie füh
ren, der zu einem vermeintlichen Si
cherheitsbedürfnis in keinem Verhältnis 
stehen würde. 
Auch die Öffnung der Binnengrenzen 
im Rahmen der Schaffung des ge
meinsamen Marktes in diesem Jahr 
kann nicht dazu herhalten, den Wegfall 
der Grenzkontrollen durch Ver
schärfung des nationalen Strafrechts zu 
kompensieren: Zum einen wurden auch 
bisher die wenigsten Straftäter tatsäch
lich bei Grenzkontrollen innerhalb der 
EG gestellt Zum anderen bietet aber 
gerade die Grenzöffnung die Chance, 
durch die Absenkung bürokratischer 
Hürden und eine effektivere Zusam
menarbeit der nationalen Polizeikräfte 
unter Beibehaltung rechtsstaatlicher 
Prinzipien präventiv auch der 
Organisierten Kriminalität zu begegnen. 
Gleichzeitig könnte die Öffnung der 
Binnengrenzen Veranlassung dazu ge
ben, über den Sinn des bundesdeut
schen Strafrechts nochmal verschärft 
nachzudenken. In Abgrenzung zur kri
minalisierenden law-and-order-Strategie 
der Rechtsparteien sehen wir folgende 
Ansatzpunkte für eine fortschrittliche 
Rechtspolitik: 

* Es ist die Frage, ob Polizei und 
Staatsanwaltschaften tatsächlich be
schäftigt werden müssen mit der ob
ligatorischen Verfolgung von Bagatell
kriminalität, ob es nicht sinnvoller ist, 
das ja nun auch schon uralte Straf
gesetzbuch . gründlich zu entrümpeln 
und damit Strafverfolgung auf das we
sentliche zu beschränken. 
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* Bestenfalls mit überkommenen mo
ralischen Standards begründbare 
Vorschriften (z.B. § 175 StGB) müssen 
abgeschafft werden. 

* Nicht nur bei Verstößen gegen das 
Betäubungsmittelgesetz muß "Therapie 
statt Strafe" ein beherrschender Grund
satz werden. 

* Wiedergutmachung für die Opfer 
von Kriminalität muß, wo sie möglich 
ist, im Ralunen eines Täter-Opfer-Aus
gleichs stärker in den Vordergrund ge
stellt werden. 

* Präventation, Aufklärung und Reso
zialisation müssen viel stärker als bisher 
Eckpunkte einer fortschrittlichen Innen
und Rechtspolitik sein. 

* Modernisierung des Strafrechts im 
wohlverstandenen Sinne bedeutet 
jedenfalls nach unserer Auffassung 
nicht die Verringerung des Rechts
schutzes der Bürger vor Kriminalität. 
Wir müssen aber dazu kommen, zu dif
ferenzieren und das Wesentliche Zu tun. 
Der Geist einer Gesellschaft offenbart 
sich nicht an der Zahl verfolgter und ge
ahndeter Ladendiebstähle, wenn dieje
nigen, die dies verfolgen und verfolgen 
müssen, für die Bekämpfung der 
Organisierten · Kriminalität nicht mehr 
zur Verfügung stehen. Und wenn dieser 
Zustand auch noch zum Anlaß genom
men wird, Gesetze zu verschärfen und 
Grundrechte abzubauen; müssen 
Sozialdemokratinnen dem friihzeitig 
Einhalt gebieten. 

6. Empfehlungen 
Vor dem bisher diskutierten Hintergrund 
empfehlen wir uns Sozialdemokratinnen 
eine Politik, die die Fehler der Asylde
batte offensiv aufgreift und also ver
sucht, rechtzeitig Problemlösungsansät
ze gegen Dramatisierung zusetzen. 
Wir empfehlen deshalb: 

* eine rechtzeitige vorbehaltlose Auf
klärung der Parteimitglieder über die tat
sächlichen Ausmaß von Kriminalität 
und Kriminalitätswachstum in der Bun
desrepublik. Ein besonderer Schwer
punkt muß hier auf der Zerstörung der 
inzwischen vorhandenen Trugbildern 
gelegt werden, In den Medien der Partei 
müssen jetzt umfangreiche Argumente 
zur Verfügung gestellt werden, die den 
lauter werdenden Rufen nach mehr 
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staatlicher Repression wirksam entge
gengehalten werden. 

* den Mandatsträgerlnnen der Partei, 
soweit noch nicht geschehen, eine inten
sive Einarbeitung in diese Themenberei
che. Aus unserer Sicht sind viele der auf
geschnappten und dann vorbehaltlos 
weitergegebenen Wormationen und Ar
gumente wenn nicht falsch, so doch 
"einfach gestrickt", und somit schäd
lich für die innerparteiliche und öffentli
che Debatte. 

* eine offensive Thematisierung des 
Bezugs von Kriminalität und sozialem 
Elend in der Bundesrepublik: Die SPD 
muß in der Diskussion um die "Innere 
Sicherheit" die Partei sein, die soziale 
Ursachen von Kriminalität aufzeigt und 
Konzepte dagegen vorlegt. 

* Eine umfangreiche Diskussion über 
die Entkriminalisierung wichtiger Le
bensbereiche, wie wir sie oben aufge
zeigt haben. Die SPD muß sagen: Klein
diebstähle sind kein Verbrechen, son
dern ein soziales Thema. Der Konsum 
stark hallozinogener Drogen ist ~~: 
Verbrechen, sondern ein Problem ··d!,,f 
Gesundheits- und Sozialpolitik. Der Ge
nuß von Haschisch ist kein Verbrechen, 
sondern eine Frage des Gleichheits
grundsatzes. 

* eine Abkehr von der in der Parteifüh
rung zu beobachtenden Strategie, die zur 
Dramatisierung der Kriminalitätsdebatte 
wesentlich beizutragen droht. Die inner
parteiliche Diskussion muß rechtzeitig, 
breit und demokratisch geführt werden; 
die Parteiführung muß ihr Ergebnis tra
gen und umsetzen und darf es keinesfalls 
konterkarieren. 

Unsere Frage muß also nicht lauten: Wo 
könnte die Partei Grundsatzpositionen 
über Bord werfen, um den "wachsenden 
Problemdruck" zu begegnen? Die Frnge 
lautet: Wie machen wir klar, daß die 
Rechtspolitik der Konservativen versagt 
hat, und wo liegen unsere problembezo
genen Ansätze? Vielleicht gelingt es der 
SPD dann wenigstens bei diesem The
ma, sachgerechte Problemlösungen an
zubieten - anstatt unbotmäßige Dramati
sierung und Zuriickweichen vor selbster
zeugten populistischen Strömungen. 
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Nolte, Ernst: Martin Heidegger, 
Politik und Geschichte im Leben 
und Denken. Propyläen Verlag, 
Berlin, Frankfurt/M. 1992 (330 S., 
Ln., 48,-DM) 

Ernst N olte, seit kurzem emeritierter Hi
storiker, beschließt mit "Heidegger" 
seine "philosophische Trilogie" (9). Er 
will dessen "politisches Engagement" 
für den Nationalsozialismus (NS) "bes
ser verständlich" machen (7), indem er 
Heidegger eine Rolle in seinem Lieb
lingsstück Der Europäische Bürgerkrie
ges 1917-1945 (1987) gibt. Als Histori
ker will er die bekannten Texte neu zum 
Sprechen bringen, an ihnen "gewisser
maßen die Innenseite der Geschichte" 
beleuchten (8). Zunächst das 
geschichtsphilosophische Drama. 

Der National
sozialismus als 
"abendländische" 
Verteidigungs
strategie 
Es handelt vom Schicksal der westli
chen Gesellschaften. Er nennt sie - auf 
ihr Erfolgsrezept des evolutionären 
Kompromisses anspielend - das "Libe
rale System". Sie entwickeln sich nach 
dem Prinzip der "Polygonität" (148), 
d.h. sie lassen ihre jeweiligen Vorgän
gersysteme transformiert in sich weiter
leben, vernichten sie also nicht. Das 
Drama hebt an mit dem "katholischen 
Christentum" (283) des Mittelalters, das 
die Reformation problematisiert. Die 
neugebildete Gesellschaft wurde ihrer
seits in Frage gestellt usw. Die soziale 
Zellteilung hangelt sich fort bis zur 
höchstmöglichen Komplexität in der 
"Konkurrenzwirtschaft", "auch 'Kapi
talismus' genannt" (148f). Nun wird die 
"Polygonität" krisenhaft und der Sozia
lismus tritt als "die große Lösung" 
(149) auf. "Abschaffung des Privatei
gentums" und des Klassengegensatzes 
(149) beweisen, daß der Sozialismus 
nicht Fortführung des Polygons ist, son
dern revolutionäre System-Alternative. 
Aber auch - darauf besteht Nolte - eine 
"Vernichtungslehre, wie ja schon an der 
fundamentalen Wichtigkeit des Begriffs 
'Abschaffung' deutlich wird: die 'Klas
sen' 1ießen sich nicht ohne Klassen-
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kampf und letzten Endes ohne Bürger
krieg 'abschaffen', Gleichheit ließ sich 
nicht herstellen ohne Beseitigung der 
Ungleichen" (149). Sein semantischer 
Taschenspielertrick unterschiebt der 
'Abschaffung eines Verhältnisses' die 
'Vernichtung der sich darin Verhalten
den'. Im Wort •Abschaffung' steckt 
schon die "große Bür
gerkriegserklärung und das umfassende 
Vernichtungsunternehmen" (150). 
Für die NS-Diktatur wird Verständnis 
eingefordert als 'abendländische' Ver
teidigungsstrategie gegenüber einer 
•asiatischen' Vernichtungsdrohung. An
gesichts des Erfolgs der russischen Re
volution faschisiert sich "das marktwirt
schaftliche und kapitalistische System" 
(294) zur "Gegen-Bürgerkriegspartei" 
(ll l). Diese "kleine Lösung" (138) 
"nahm sich nicht vor, ganze Klassen zu 
vernichten, sondern einen politischen 
Pluralismus auszuschalten, der für Cha
os und Undurchsichtigkeit verantwort
lich sei" (294). Die Vernichtungspolitik 
ist ihr zunächst wesens- und absichts
fremd. "Heute nach dem offenkundigen 
Scheitern des planwirtschaftlich-partei
staatlichen Systems" (296) ist der NS 
als antikommunistisches Projekt voll
ends ins "historische Recht" (296) ge
setzt. Nolte legt sich nachträglich einen 
legitimen Idealfaschismus zurecht: dik
tatorischer Notstandsstaat im 
Weltbürgerkrieg, ohne Holocaust. Mit 
dieser Schrumpf-Version des antifaschi
stischen Grundkonsenses erobert Nolte 
die Lufthoheit über den Stammtischen, 
wo man sich gerade noch die Rede von 
der 'Auschwitzlüge' verkneift: 'So 
schlecht war Hitler eigentlich gar nicht, 
nur das mit den Juden hätte er nicht ma
chen sollen.' 
Wohlbemerkt: Faschismus ohne Juden
vernichtung heißt nicht ohne Antisemi
tismus. Der kann nämlich bei Nolte auf 
Verständnis rechnen, sofern er nicht 
nach Auschwitz führt. Den heterogenen 
Politiken des Judentums hätte eine Viel
zahl von Antisemitismen entsprochen. 
"Dementsprechend gab es einen 'An
tisemitismus' bei den Liberalen, welche 
die Starrheit des jüdischen Gesetzes ver
warfen, bei den Konservativen, die ... 
die jüdischen Revolutionäre bekämpf-
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ten, und auch bei den Sozialisten, die in 
den Juden ... die Repräsentanten des 
Manunonismus erblickten." (289) Mit 
ihren vielen Fraktionen hätten sich die 
Juden als Passepartout für die Gegen
bildfunktionen geradezu angeboten. 
Den verschärften Antisemitismus, der 
die Juden zu "Urhebern" "weltge
schichtlicher Vorgänge" macht, hält er 
zwar für "eine schlechthin überschie
ßende Interpretation" (289). "Aber so
gar in dieser Gruppe wurde nur selten 
die Forderung erhoben, die Juden des
halb wie schädliche Bakterien auszurot
ten." Auch jenseits der eigenen Demar
kationslinie zu Auschwitz hört das Ver
stehen nicht auf. Sogar in Hitler denkt 
Nolte sich ganz tief hinein und malt 
sich aus, wie das richtige Feindbild des 
Bolschewismus zur jüdisch-bolschewi
stischen Weltverschwörung verdreht 
wurde: Hitler scheine Stalin "minde
stens zeitweise für einen Juden gehalten 
zu haben" (151). Auschwitz nimmt 
Züge eines Mißverständnisses an: Weil 
viele Juden Sozialisten waren, glaubte 
Hitler, 'der Jude' schlechthin sei der 
"Urheber", den es gelte - so der innere 
Monolog, den Nolte Hitler unterschiebt 
- "aus der Welt zu bringen" (265). Das 
"Verständlich- und Versteh
barmachens" (109) der "Innenseite der 
Geschichte" funktioniert wie die Jen
ninger-Rede. Beim Jennigern hat Ver
stehen nichts mehr mit Begreifen zu tun, 
sondern wird zum verständnisvollen 
Nachvollzug. Wer versteht, der weiß 
schon, - und so landet Nolte, wo immer 
er daran geht, "die richtigen Fragen zu 
stellen" (9), flugs beim Vernichtungs
primat des Kommunismus. In einem 
Heidegger-Brief von 1929 stolpert er 
über den Topos der "wachsenden Ver
judung" in "unserem deutschen Gei
stesleben" (145). Warum ist das nicht 
antisemitisch? '"Verjudung' ist ja hier 
in Gegensatz zu 'Bodenständigkeit' ge
setzt, d.h. es ist so etwas wie eine Meta
pher für 'Internationalisierung'." (145) 
Der Antisemitismus wird wegen seiner 
kraftvollen Metaphern für die Interna
tionale weg-verstanden. 
Die Geschichtstheologie des postkom
munistischen Zeitalters läßt das Böse 
mit der Oktoberrevolution in die Welt 
kommen und verteidigt den NS als Not
wehr des Bürgertums. Nolte besteht da
mit von Rechts auf dem Zusammenhang 
von Kapitalismus und Faschismus: Wer 
das Liberale System wolle, dürfe den Fa
schismus nicht verteufeln. Das bringt 
ihn in Konflikt mit Deutungen, die in 
"Rot" und "Braun" die Totengräber 
von Weimar sehen und den Faschismus 
zum ganz Anderen der bürgerlichen Ge-
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sellschaft erklären. So schärft der Rezen
sent der FAZ ein: "Der Feind stand im 
Westen". Beide Positionen sind einsei
tig. Nolte blendet die imperialen Kon
kurrenzkriege gegen England und 
Frankreich aus, die andere Seite 
schweigt gern über Hitlers Einsetzung 
durch Konzerne und Finanzkapital. 

Philosophisches 
Scheitern-
nicht politisches 
"Aber was hat das mit Heidegger zu 
tun?" (295) "Vermutlich kann nur eine 
historische Theorie des Liberalen Sy
stems den Blickpunkt gewinnen, aus 
dem Heidegger sowohl als Scheiternder 
wie als Gerechtfertigter erscheint." 
(152). Diese Perspektive macht Heideg
ger zur "Verkörperung" des "Liberalen 
Systems" (283). "Sofern er dem 'großen 
Lösungsversuch' Widerstand leistete, 
war Heidegger - wie zahllose andere - im 
historischen Recht" (296). Politisch irr
te Heidegger nicht, doch scheiterte er 
philosophisch - das ist der Clou von 
Nolte. Auch sein Scheitern gereicht Hei
degger zur Ehre, denn er hält gegen Hit
ler an seinem philosophischen Faschis
mus fest. "Hitler wollte etwas we
sentlich anderes als Heidegger. Bei Hei
degger kommt der Begriff der • Vernich
tung' nicht vor, bei Hitler aber ist er all
beherrschend." (150) Heideggers Fa
schismus ist durch Anti-Marxismus gea
delt und von Auschwitz unbefleckt, er 
ist zu rehabilitieren nicht obwohl, son
dern weil er Nazi war. 
Diese Vorneverteidigung kollidiert mit 
der gängigen Scheidung der integeren 
Philosophie Heideggers von seiner NS
Karriere. Gegen sie besteht Nolte auf ei
ner politischen Lektüre. So sei Heideg
gers Rektorat von 1933/34 nicht ein 
"episodischer • Ausflug' aus dem Bezirk 
der Philosophie in die Region der Tage
spolitik" gewesen, sondern ihm lag 
"eine 'philosophische' Hoffuung zu
grunde" (277). Da "hat sich nicht ein 
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Philosoph 'politisch geäußert', sondern 
eine Philosophie explizierte sich nach 
möglichen Konsequenzen. Der Heideg
ger der Rektoratsrede ist nicht ein ande
rer als der von Sein und Zeit" (139f) -
die antimarxistische Stoßrichtung 
zeichne beide aus. In der Rektoratsrede 
werde '"der Führer' ... 'philosophisch 
gemacht' oder übersteigert" (140). Mit 
dem "Konzept eines 'geistigeren' oder 
philosphischeren Nationalsozialismus" 
wollte Heidegger als der "sogar dem 
'Führer' gegenüber" "genuinere Natio
nalsozialist erscheinen" (136). Der 
'"Klassenversöhnung"' (296) von oben 
in der Volksgemeinschaft, dieser "'hal
ben Lösung'", wollte Heidegger "eine 
philosophische und insofern ganze Be
deutung verleihen" (150). Doch genau 
diese Verphilosophierung des NS führt 
zum "großen Scheitern" (2%). 
Der "reale Nationalsozialismus" war 
Heidegger "zu 'konservativ"' (147), 
gleichwohl erfolge seine Abwendung 
erst 1942 - mit einer Warnung vor dem 
falschen Dienen an der richtigen Sache: 
"Man dient der Erkenntnis und Bewer
tung der geschichtlichen Einzigartig
keit des Nationalsozialismus gar nicht, 
wenn man das Griechentum jetzt so aus
legt, daß man meinen könnte, die Grie
chen wären alle schon 'Nationalsoziali
sten' gewesen." (Zit.n. 194) Nolte er
blickt darin "den definitiven Abschied 
vom Nationalsozialismus", denn Heide
gger "hatte genau dies gewollt: 
Deutschland nach dem Vorbild der grie
chischen Polis zum • fragwürdigen 
Grund und zur Stätte des Seienden' ... zu 
machen." (194f) Noltes politische Lek
türe nimmt das gesamte Material als ei
nen einzigen Rätsel-Text, der philoso
phisch dunkel und politisch klar ist. Er 
übersieht, daß philosophische Diskurse 
ihre spezifische 'Würde' aus dem Han
tieren mit traditionsreichem Ideenmate
rial beziehen. Sie unbedarft zum Nenn
wert nehmend, kommt er zu grotesk 
buchstabenverhafteten Deutungen: Hei
deggers 'Orientierung an der Polis' er
hält die Realität eines Politik-Vor
schlags. 
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Nicht zufällig reißt Heideggers Gegen
satz zum NS 1942 auf, denn mit dem 
Völkermord beginnt gemäß Noltes Re
sidual-Antifaschismus der Exkulpa
tionsbedarf. "Es ist unzulässig, ja tö
richt, Heidegger auf andere Weise mit 
Auschwitz in Verbindung zu bringen, 
als mehr oder weniger alles mit 
Auschwitz in Verbindung zu bringen 
ist, vom 'großen Lösungsversuch' zu 
schweigen." (297) Nolte polt die 
Schuldfrage um: Belastet ist nicht Hei
degger, belastet sind seine Kritiker. So 
würden Marcuses Vorhaltungen von 
1947 nur von dessen "eigener Mit
verantwortlichkeit" (264) ablenken. 
An der Nachkriegszeit interessiert Nolte, 
warum der Makel des NS-Engagements 
so lange seiner Auflösung in Antikom
munismus widerstand? Für 1945 ist 
klar: 'Tatsächlich war der Eindruck der 
Katastrophe so gegenwättig, daß nie
mand eine Gegenrechnung aufzuma
chen versuchte ... ; jedermann war be
strebt, entlastende Tatsachen zu finden" 
(208). Da mußte auch Heidegger mit 
dem "Argument 'Schlimmeres verhüten 
zu wollen"' ablenken "von der Aufrich
tigkeit und Intensität des Engage
ments" (209). Bei den "Beschwicblic 
gungen und Ausflüchten" Heide~ 
im Spiegel-Interview aber geht Nolteje
des Verständnis ab. Heidegger "war 
weitaus mehr engagiert gewesen als die 
meisten. Daß er sich trotzdem in diesem 
Punkt ebenso verhielt wie die vielen 
und daß er obendrein den Spiegel wähl
te, ... war seiner nicht würdig und mar
kierte den niedrigsten Punkt, bis zu dem 
dieses denkerische Leben gelangte." 
(260) Heidegger fällt um und macht sich 
gemein. Er verrät das Liberale System, 
in das Nolte ihn so eng eingeflochten 
hatte, daß kein Rechtfertigungsproblem 
mehr besteht. Selbstbewußt das NS-En
gagement vertreten und Bedauern über 
Auschwitz äußern, so hätte Nolte Heide
gger beraten. Schon damals hätte die 
Antikommunismus-Karte gezogen wer
den müssen. 

Thomas Friederich, Gerwin Klinger 
(Berlin) 

"MALCOLM X- unbekannte Radikalität (Film und Literatur)" 

Mit diesem Film versucht Spike Lee, 
eine impressive Entwicklungsgeschichte 
(Erfolgsstory a Ja Horatio Alger) nach
zuzeichnen. Sowohl die reale (Malcolm 
Littles Leben), als auch die poetische 
Vorlage ( die von Alex Haley aufge
zeichnete Autobiografie von Malcolm) 
werden durch Spike Lee weder erreicht, 

noch ist der 201-minütige Streifen fil
misch so interessant wie seine bisherigen 
Produktionen (vor allem "She's gotta 
have it" und "Do the right !hing"). Es 
wurde ein teurer Hollywoodfilm, Lee ei
ferte etwas zu stark solchen. opulente11 
Filmen wie "JFK" und "Ghandi" (trie
fende Streichereinsätze) nach. 

Ein starker, 
interessanter Film 
Aber dennoch ist der Inhalt des Filmes 
(1"'.C8"" .. seines. ''.Ol>jektes"J derart stark 
und. interessant, spielt der Hauptdarstel
ler ~l "'.ashington seine Hauptrolle 
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so überzeugend, sind manche Sequen
zen so gut in Szene gesetzt, daß er sich 
auch für europäische Kinogängerinnen 
sehr lohnt So wird die Kontinuität der 
Unterdrückung der 'Afro-Ameticans' in 
den USA deutlich (das Haus von Mal0 

colms Vater und sein eigenes Haus 
brannten!), wie es schon in Büchern wie 
der Autobiografie von Angela Davis 
oder solchen Filmen wie "Mississippi 
Buming" geschah. Es geht um Unter
drückung, Existenznot, Angst, Armut, 
Drogen, Kriminalität, Gewalt mitten in 
der heilen Welt des "American Way of 
Life". Wenn auch die anfänglichen 
Tanzszenen eine etwas übertriebene An
biederung an Erwartungshaltungen des 
Hollywoodpublikums sein mögen, kom
men doch die meisten Wesensmerkmale 
von Malcolms Leben und Wirken im 
Film vor: seine Entwicklung vom klei
nen Gauner, Zuhälter, Bahnkellner, Dro
gendealer und Einbrecher zum Häftling, 
Black Muslim, charismatischen Predi
ger, radikalen Einzelkämpfer und 
lnternationalisten. Und während dieser 
Lebensphasen war Malcolm meist unter 
dem Druck der weißen Welt, sei es kul
turell, polizeilich oder politisch. Auch 
die Schattenseiten seines Charakters 
und seiner Lebensweise werden ange
deutet: nationalistisch-rassistische Pha
sen ("reverse racism"), eine gewisse Ar
roganz, seine Unterwürfigkeit/Hörigkeit 
gegenüber dem Muslirnführer Elijah 
Muhamrnad, seine zeitweise Macho
Haltung. 
Auch in diesem Film von Spike Lee 
spielen drei zentrale Aspekte eine Rolle, 
die bereits in früheren Lee-Filmen the
matisiert und den Zuschauern mit Nach
druck angeboten worden sind: Familie 
(Verantwortung der MärmerNäter), Hal
tung (Veränderungswillen) und Bil
dung. Auch die Bedeutung von Religiö
sität für Identitätsfindung, für die 
'Blacks' in den USA wird deutlich - und 
die latente und manifeste Repression 
gegen Radikale (z.B. durch den FBI), 
das Unverständnis der Weißen, die sin
nentstellende Verzerrung durch die Me
dien, Malcolms Auseinandersetzungen 
beispielsweise mit Martin Luther King 
(und kompromißlerischen und speichel
leckenden "Onkel-Tom-Niggers"), die 
unterstützende Rolle beispielsweise von 
Malcolms Gattin Betty. Wichtig sind 
vor allem die Lernprozesse Malcolms, 
diese imposante Humanisierung, die 
sich selbst aus dem Teufelskreis von 
Haß und (Vor-)Urteilen ziehende 
Auseinandersetzung und Praxis. Zurecht 
konnte James Baldwin 1972 schreiben, 
daß sich Malcolm X und M.L.King vor 
ihren Ermordungen ideologisch sehr an-
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genähert hätten (was hätten diese bei
den noch alles anstellen können, wären 
sie nicht so früh gestoppt worden !). 

Offene biografische 
Fragen 
Die von Alex Haley aufgezeichnete Au
tobiografie von Malcolm X, auf der der 
Film hauptsächlich basiert, ist sehr le
senswert. Jedoch gibt es gerade aufgrund 
neuerer Publikationen, wie insbesondere 
der umfassend recherchierten Biografie 
Malcolm X' von Bruce Perry, erneute 
Unstimmigkeiten über die Authentizität 
und Stimmigkeit einiger Details, wie 
etwa: Die Schilderungen von Malcolms 
familiären Verhältnissen werden als rela
tiv schönfärberisch angesehen. Und: Hat 
Malcolm vielleicht selbst sein Haus an
gezündet, ist sein Vater wirklich von 
weißen Rassisten umgebracht worden, 
wer waren die wirklichen Mörder von 
Malcolm? Da denke ich wie eine Afroa
merikanerin, die kurz nach dem Mord 
1965 auf die Frage, wer X ermordet 
habe, antwortete: "the white power 
structure". Da können die Ausführenden 
eines solchen Verbrechens eine nuch so 
schwarze Hautfarbe haben: letztlich 
sind es die eklatanten Unterdrückungs
strukturen gewesen, die eine solch ge
walttätige Situation schufen. 
Die Biographie von Perry war ursprüng
lich als Aufsatz konzipiert, wuchs darm 
aber bei seinen umfangreichen und au
sufernden Recherchen zu einer großen 
Biografie aus. Perry interviewte über ei
nen Zeitraum von mehreren Jahren ins
gesamt 420 Menschen, die ihm direkt 
über Malcolm Little alias Malcolm X 
alias EI-Bajj Malik EI-Shabazz berich
ten konnten. Dazu gehörten Malcolms 
Mutter, seine Geschwister, Schul
kameraden, Mitarbeiter, Freunde und 
Gegner. Zudem durchforstete Perry zahl
reiche Berichte und Dokumente von 
Schulen, Gefängnissen, Polizeistatio
nen, dem US-Außenministerium und des 
CIA. Dadurch geht seine Biografie über 
die Autobiografie von Malcolm hinaus, 
indem nicht nur das (Malcolm nachge
sagte) Selbstdarstellungsbedürfnis des 
"Objektes" dargestellt wird, sondern 
zahlreiche andere Perspektiven und Ge
sichtspunkte einfliessen. Perrys Biogra
fie ist deswegen eine sinnvolle Ergän
zung der Autobiografie und wirft einige 
skeptische Schlaglichter auf noch offe
ne Fragen des Lebenslaufes und des 
Wirlcens von Malcolm. Perry meint: 
"Man kann den erwachsenen, politi
schen Malcolm nicht angemessen verste-
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hen, ohne ein tiefgehendes Verständnis 
des jugendlichen Malcolm sowie des Er
bes zu haben, das ihm Amerikas Rassen
problem und die Menschen, die ihn auf
zogen, hinterließ" (S.10). Malcolms 
Entwicklung - und es ist tatsächlich eine 
Ent-Wicklung - durchläuft mehrere Pha
sen, "sein späteres moralisches, intellek
tuelles und emotionales Wachstum war 
ein triumphaler Sieg über die zerstöreri
schen Auswirkungen seiner Kindheit, 
die bis heute von Fiktionen und My
then umgeben ist", es geht schließlich 
um Malcolms Willen und Kraft, "ju
gendliche Schwäche in politische Stär
ke zu verwandeln" (S.11 ). 
Die Bedeutung Malcolms für die USA 
und die Afro-Americans und ihr Selbst
Bewußtsein - jenseits aller Skepsis über 
Details seiner Biografie - sollte nicht 
unterschätzt werden. Die heute geführte 
"PC"-Debatte (political correctness: der 
Einbezug multikultureller und femini
stischer Lerninhalte, Kulturen und 
Theorien in das Bildungssystem) läßt 
sich u. a. darauf beziehen. Malcolm be
gann auf seiner Pilgerreise nach Mekka 
Beziehungen zwischen Afrikanern in 
Afrika und denen in Amerika und ande
ren Unterdrückten zu knüpfen. Diese 
Strategie des Internationalismus eth
nischer Minderheiten und Unterprivile
gierter in den Mettopolen und der Peri
pherie und der Versuch der Verknüp
fung unterschiedlich Unterdrückter war 
relativ neu - zumindest in der Umsetzung 
in die Praxis. Es war ein wahrlich revo
lutionäres Ansinnen, eine gefährliche 
Strategie, ein bedrohliches Denken... In
teressanterweise kritisierte Malcohn 
selbst Leute, mit denen er sich verbün
den wollte: so warf er den neuen Staats
führungen Afrikas vor, sie würden in der 
UNO und der Weltöffentlichkeit gegen
über zwar das Apartheid-Regime in Süd
afrika attackieren, den Rassismus und die 
Rassentrennung in den USA jedoch hin
nehmen. 
In den Debatten über den Film spielten 
in den USA vor allem das Verbrennen 
der US-Flagge (ein Sakrileg in Amiland) 
und die Prügelszenen aus dem Video 
mit der polizeilichen Attacke auf Rod
ney King in Los Angeles eine Rolle ( das 
im Sommer letzten Jahres zu den größ
ten Unruhen seit den sechziger Jahren 
geführt hatte). Zu Beginn des Filmes, 
während des Vorspannes, brennt 
gemächlich ein "Stars spangled ban
ner" (die US-Flagge) ab - bis auf einen 
kleinen Rest, der die Form eines "X" 
hat und damit nicht nur Malcolms Ein
zelschicksal symbolisiert, sondern sogar 
die Fragwürdigkeit und Fragilität der 
gesamten Identität der Vereinigten 
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Staaten und deren ethische und morali
sche Fundamente visualisiert. Mit den 
ebenfalls eingangs gezeigten Videosze
nen der brutalen Niederknüppelns eines 
bereits festgenommenen und auf dem 
Boden liegenden Black in Los Angeles 
legte Lee darüberhinaus den Finger in 
die immer noch klaffende Wunde eines -
gemessen an Malcoms Zeiten - subtile
ren Rassismus. 
Viele US-Bürger haben durch Lees Film 
zum ersten Mal diesen Menschen "X" 
wahrgenommen und seine aufrührenden 
Ansprachen diskutiert. Tatsächlich sind 
die oft nur knappen Zitate aus Malcol
ms Reden derart präzis und radikal, und 
in Lees Film gut eingebracht, daß es 
eine Freude ist. Daß dieser Mann etliche 
Mitmenschen "aufgeweckt" und in Be
wegung versetzt hat, wird völlig ein
sichtig. Etwas befremdet hat mich der 
Nachspann, wo afroamerikanische 
Schulkinder sich stolz als "Malcolm X" 
bezeichnen und Nelson Mandela (!) vor 
ihnen pathetisch einige konstruktive 
und aktuelle Aspekte von Malcolms 
Schaffens darlegt. Derartig Plakatives 
wäre m. E. nicht nötig gewesen. 
Warum ist dieser Film gerade jetzt 
erschienen und hat eine derartige Pu
blicity erreicht? Lee führt es u.a. auf die 
schwierige Finanzierung und die nöti-
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gen langwierigen Vorbereitungen zu
rück. Ich bin jedoch der Auffassung, daß 
er so hochkam, weil die Zeit wieder reif 
ist für eine solch radikale Person. Die auf
gestauten Probleme, der immer noch 
ungelöste Rassismus in den USA, die 
fragmentierte und schwache Linke be
nötigen einen solch ausstrahlungs
fähigen, ernsthaften und glaubwürdigen 
Charakter. 

Die Zeit ist reif 
für eine solch 
radikale Person 
Und für deutsche Interessentlnnen noch 
etwas: Irgendwie erinnert mich Malcolm 
X an Rosa Luxemburg! Da ist (bei bei
den) dieser sehr tiefgehende Einsatz für 
die Emanzipation; da ist (bei beiden) 
der Kampf gegen reformistische und 
opportunistische Strömungen innerhalb 
der eigenen Bewegung; da ist (bei bei
den) die harte Kritik gegenüber kon
traproduktiven Abweichungen oder 
Verwässerungen von Analysen, und 
schließlich ging es beiden um das kon
struktive Austragen des für Emanzipati
ons- und Oppositionsbewegungen 
strukturell angelegten Spannungsver-
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hältnisses von Reform und Revolution. 
Leider auch: Beide wurden für so ge
fährlich und effektiv erachtet, hatten ei
nen solchen Zorn der Herrschenden, der 
"white power structure", auf sich gezo
gen, daß sie von irgendwelchen Mario
netten ermordet wurden. Beide wurden 
mit dem Medium Film ansatzweise wie
der aus dem Dunkel des Vergessens ge
holt (mittels recht konventioneller Fil
me übrigens). 
Es scheint, als wäre eine gewisse, über 
linke und radikale Zirkel hinauswirken
de Publizität nur möglich durch entspre
chende Annäherung an verbreitete 
Wahrnehmungsmuster und an übliche 
Konsum- und Produktionsmethoden. 
Nun erscheint das ominöse "X" in den 
USA auf allen möglichen Waren, bietet 
billige Identifikation in einer als sinnlos 
erlebten Warenwelt. Hoffentlich bleiben 
einige Inhalte hängen. In dem "verein
ten" Teutschland können wir auf jeden 
Fall mehr Linke mit der Haltung von 
Malcolm gebrauchen. 

Edg;;,· Göll, Sozialwissenschaft/er, 
Berlin. 
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Gewerkschaften vor der Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 
europäischen Herausforderung. 
Tarifpolitik nach Mauer und Maastricht 
1993- ca. 250 S. - ca. DM 34,00- ISBN 3-924550-79-4 
Wahre Wunder soll die Herstellung des Gemeinsamen Marktes bringen: 
mehr Wachstum, weniger Inflation, mehr Beschäftigung, mehr Wettbewerb, 
bessere Versorgung, mehr Wohlstand. Die Idee Europa ist faszinierend .. 
Für die Gewerkschaften ergibt sich daraus eine historische Herausforderung. 

Boy Lüthje / Christoph Scherrer (Hrsg.) 

Jenseits des Sozialpakts 
Neue Unternehmensstrategien, Gewerkschaften 
und Arbeitskämpfe in den USA 
1992 • 205 S. - DM 29,80 - ISBN 3-924550-69-7 
Wenig bekannt ist über die Konflikte und Kämpfe, die in vielen Bereichen der 
US-Wirtschaft in den letzten Jahren um die Einführung neuer Technolo.gien 
und Japanische Modelle der Arbeitsorganisation geführt wurden. Uber 
Erfahrungen in diesen Auseinandersetzungen berichten kritische US
Kolleglnnen aus Automobilindustrie, Bergbau, Häfen, Luftverkehr, 
Telekommunikations- und Computerindustrie. 

Holm-Detlev Köhler 

Spaniens Gewerkschaftsbewegung. 
Demokratischer Übergang· Regionalismus· 
ökonomische Modernisierung 
1993 • 350 S. - DM 39,80- ISBN 3-924550-75-1 
Der vorliegende Band ist nicht nur eine detaillierte, materialreiche 
Entwicklungsgeschichte der spanischen Gewerkschaftsbewegung vom 
Kampf gegen die Franco-Diktatur bis zum Beginn der 90er Jahre. Er liefert 
darüber hinaus eine theoretisch fundierte Analyse des ökonomischen, 
sozialen und politisch-ideologischen Modernisierungsprozesses der spani
schen Gesellschaft, in den die Arbeitnehmerinnen eingeordnet werden. 

Abo-Bestellformulare und Gesamtverzeichnisse beim Verlag: 

Die PROKLA ist eine der wichtig
sten theoretischen Zeitschriften 
der parteiunabhängigen Unken, 
deren Beiträge noch nach Jahren 
lesenswert sind. Keine Tageskom
mentare, kein Organ einer Partei, 
kein journalistisches Feuilleton: 
eher eine Anregung zum gründ
lichen Nachdenkenüberden eige
nen Tellerrand hinaus. 

Die PROKLA erscheint viermal 
im Jahr und kostet im Abo jährlich 

58,- DM (plus Porto). 
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